AEITSCHRIFT FÜR ll 


GE 
POLITIK 


MONATSHEFTE FÜR 
DEUTSCHES AUSLANDS-WISSEN 


XXI. JAHRGANG 1951 


JANUAR1951 


une 2 5 
- Zwischen Krieg und Frieden 


Bunche: 
Guderian: 
Raupach: 
Bidder: 
Landshut: 
Fabre-Luce: 


'RICHTE - AUS 


Besteht noch Hoffnung auf Frieden? 

Raum und Zeit in der modernen Kriegführung 
Die Grundlagen der sowjetischen Außenpolitik 
Als Augenzeuge im China Mao Tse-tungs 

Die Emanzipation des Nahen Ostens von Europa 


Mittel und Wege zur deutsch-französischen Einigung 
* 


DEM SCHRIFTTUM » FREIE AUSSPRACHE 


KURT vow 


INCKEL VERLAG HEIDELBERG 3 


ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


verbunden mit der Zeitschrift WELTPOLITIK und WELTWIRTSCHAFT 


Monatshefte für deutsches Auslandswissen 


SCHRIFTLEITUNG 
Hamburg: Professor Dr. K. H. Pfeffer Heidelberg: Kurt Vowinckel 
Hamburg 36, Gänsemarkt 35 I, (F.355814) Heidelberg, Wolfsbrunnenweg 36, (F.4093) 


Manuskripte: an Schriftleitung Hamburg - Buchzusendungen : an Schriftleitung Heidelberg 


Für unverlangte Zusendungen keine Gewähr 


EEE EEE EEE Er EEE ERIEEEEEELEESERSEBIERERSERBEEEE EEE: 


XXIL JAHRGANG . HEFT1..JAHRGANG 1951 


AUFSÄTZE Seite 
Bunche: Besteht noch Hoffnung auf Frieden? ......":.unarn. es serensee nennen 1 
Guderian: Raum und Zeit in der modernen Kriegführung ................r.r. ni 
Raupach: Die Grundlagen der sowjetischen Außenpolitik . .2...........:...22.0 13 
Bidder: Als Augenzeuge im China Mao Tse-tungs . 2... .....n.ccrenernenn. 27, 
Landshut: Die Emanzipation des Nahen Ostens von Europa ........z...er2... 38 
Fabre-Lu ce: Mittel und Wege zur deutsch-französischen; Einigung ............ 44 

BERICHTE SE DR ae EN er Renee EN RER Er 57 

AUS DEM SCHRIFTTUM 
Müller: Asien als weltpolitischer- Faktor 25.” 8... Sea een... eo 
E'p-tun.g:„Ex captivitgte :salus *2.... 2... 88 Prmslelaene  efe 2 N ee E er 71- 
Sam hya.bieir: Boliviens geopolitische. Baga.2. =. an Te ee er 72 

FREIE AUSSPRACHE 
See be.ng:Geopolutik? 0. ee ae ee Er SR ee 74 
Rudel»Mitunszrn: a A a a 75 
von Gaertner: Ohneunar NR ER T8 
Prchala: Aufruf des Tschechischen a 5 ers seine In En 78 
Intel ge net Bach TE ER ca 80 

BREMEN SEI ER SEGEN EN REEEE  E ES  E  E  EE EEEE EEEEEEEEE 
PREIS DES HEFTES: DM 2.30 
Vierteljahresbezug: Ausgabe A Mit Inhaltsverzeichnis und Register ...... DM 6.35 


Ausgabe B Ohne Inhaltsverzeichnis und Register .... DM 6.— 
Studienbezug (Nur auf Hörerkarte) . .... 22.2... DM 4—. 
Zu allen Dauerbezugspreisen : Zustellgebühr DM —.15 vierteljährlich 
Jahrgang gebunden (2 Bände) DM 30.— / Register einzeln: DM 1.— 
Postscheckkonto: Kurt Vowinckel Verlag, Ludwigshafen 12461 - 
Bankgesellschaft, Filiale Heidelberg 


- Bankkonto: Allgemeine 


ER 


KURT VOWINCKEL VERLAG . HEIDELBERG . WOLFSBRUNNENWEG 36 


nn ı 


RALPH J. BUNCHE 
Besteht noch Hoffnung auf Frieden ? 


Ralph J. Bunche, Leiter der Abteilung für Treuhandgebiete in der 
Organisation der UNO, wurde weltbekannt durch seine Vermittlertätigkeit 
im Palästinakrieg (September 1948 bis August 1949). Den nachfolgenden 
Beitrag — einen Auszug seiner Nobelpreis-Vorlesung in Oslo am 11. 12. 
1950 — stellte er uns bei der Durchreise durch Deutschland zur Verfügung. 

Seine Erwiderung bei der Verleihung des Nobel-Preises enthält einige 
bemerkenswerte Sätze: 


„Selbstverständlich übersehe ich nicht, daß diese Verleihung eine Bedeutung 
hat, die sehr viel weiter reicht als meine Person. Sie erfolgt in einer unvollkom- 
menen, in einer unruhigen Welt, in der die Gleichberechtigung zwischen den 
Völkern fehlt, in der rassische wie religiöse Bigotterie, Vorurteile und Tabus 
eingewurzelt sind und sich zäh halten. 

Aus diesem Land des Nordens klingt ein Ton der Hoffnung und Zuversicht zu 
vielen Millionen, die bitter erfahren haben: die nicht-weiße Hautfarbe führt mit 
erbarmungsloser Zwangsläufigkeit zum Versagen der Gleichberechtigung ...“ 


Die Schriftleitung 


In dieser kritischen Zeit ist es nicht leicht, überzeugend oder beruhigend vom 
'ieden zu sprechen, — einer Zeit, welche die gesunde Vernunft, die Bereitschaft 
ı vergeben und andere moralische Qualitäten auf eine harte Probe stellt. Es ist 
atsache, daß Staatsmänner in aller Welt neben der Rühmung hochwerter Begriffe 
ıd edler Ideale auch Frieden und Freiheit mit einem Strom von Beredsamkeit 
"eisen; aber zugleich malen dieselben Staatsmänner die brennende Kriegsgefahr 
düsteren Farben. Die Kriegsvorbereitungen werden immer umfassender, Kämpfe 
nd in vielen Gebieten entflammt oder drohen auszubrechen. 

Die Worte, welche die Staatsmänner unserer Zeit benutzen, bedeuten offensicht- 
ch nicht mehr dasselbe für alle. Vielleicht ist das auch immer so gewesen. „Frei- 
sit“, „Demokratie“, „Menschenrechte“, „internationale Moral“ und vor allem 
Frieden“ haben verschiedene Bedeutung für verschiedene Menschen. Die 
orte werden — in einem steten Strom von Propaganda, der in sich selbst bereits 
n Kriegsgerät darstellt — benutzt, um den einfachen Menschen zu verwirren, zu 
erführen und zu entwürdigen. Das Wort „Demokratie“ wird prostituiert, um die 
klaverei zu verherrlichen. Einzelne Menschen ziehen Nutzen aus Freiheit und 
leichheit im Rahmen von Nationen, welche behaupten „demokratisch“ zu sein, 
ährend anderen in eben diesen Nationen Freiheit und Gleichheit verweigert wer- 
en. In „freien“ Staaten werden die Menschenrechte aufs gröbste mißachtet. 
Aggression wird unter dem Vorwand getrieben, daß es sich hierbei um „Befrei- 
ng“ handele. Wahrheit und die Begriffe der Moral werden von der Propaganda 
illkürlich verdreht; man vertritt die zynische Auffassung, Wahrheit sei das, was 
‚an ein Volk mittels Propaganda glauben machen könne. So sind Wahrheit und die 
egriffe der Moral als Verteidigungswaffen gegen das Unrecht ernstlich geschwächt 
'orden. Voltaire, der Kriegshasser, beweist hohe Einsicht, wenn er sagt: „Krieg 
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ist das schwerste aller Verbrechen; indessen gibt es keinen Angreifer, der nicht 
sein Verbrechen mit der Behauptung schön zu färben trachtet, er wolle Recht 
fördern“. Alle Länder und Völker betonen leidenschaftlich, daß sie den Frieden 
verteidigen; jedoch ist der Frieden nie so anhaltend in Gefahr gewesen. Es gibt 
heute keine Nationen, die offen „Lebensraum“ fordern, um die Kriegsbereitschaft zu 
stärken. Trotzdem zeigt sich das Kriegsgespenst in ebenso gefahrdrohender Weise. 

Die Menschen aller Weltteile wünschen und ersehnen Frieden und Freiheit. Im 
Zeitraum einer einzigen Generation haben die Völker der Welt die furchtbaren 
Schmerzen zweier Kriegskatastrophen erlitten; ihr Bedarf ist gedeckt. 

Wer könnte daran zweifeln, daß alle Völker Europas den Frieden wünschen, 
alle Völker, deren Städte, deren friedliche Landgebiete so gewissenlos ausradiert 
wurden, deren Väter und Söhne, Mütter und Töchter in so tragisch großer Zahl 
gepeinigt und ermordet wurden? Wer könnte daran zweifeln, daß die Völker der 
westlichenHemisphäre Frieden wünschen, — Völker, die nur widerwillig 
in zwei Weltkriege zogen, um in gemeinsamem Bemühen die Welt vor einer bar- 
barischen Tyrannis zu bewahren? Oder wer könnte daran zweifeln, daß die Volks- 
massen in Asienund Afrika Frieden wünschen, nachdem sie so lange gelitten 
haben? Wer ist so blind zu verkennen, daß ein moderner Krieg keinen Sieg mehr 
kennt, daß seine Folgen lediglich Elend, Zerstörung und Verfall sein würden? 

Falls der Krieg kommen sollte, würden die Völker der Erde erneut zum Kampf 
gerufen werden — aber sie würden nicht kämpfen, weil sie es wollen. Politiker 
und Philosophen haben erklärt, daß Freiheit und Selbstachtung höher stehen als 
der Frieden, ja, als das Leben selbst. Schön — das mag so sein. Sicher sind sich 
viele Menschen darin einig, daß der Verlust der Menschenwürde, der Selbstach- 
tung, und daß die Fesseln der Sklaverei ein zu hoher Preis für den bloßen Frieden 
seien. Aber die fürchterliche Wirklichkeit des modernen Krieges läßt uns nicht 
einmal diese schicksalbedeutende Wahl. Angesichts der vernichtenden Wirkung des 
Atomkrieges gibt es nur Rettung im Selbstmord, aber keine Freiheit. 

Die Ideale des: Friede auf Erden und Brüderlichkeit zwischen den Menschen! sind 
seit den frühesten Zeiten von Religionsstiftern und Philosophen ausgesprochen 
worden. Hätten sich die Menschen in ihrem Veisältnis zueinander davon leiten 
lassen, hätte es keine Kriege gegeben; denn damit haben die Philosophen den Kurs 
ausgestakt, der zu Freiheit und Frieden unter den Menschen führt. Dochhat der Mensch 
im Laufe seiner Geschichte stets nur wenig Gebrauch von den Ratschlägen weiser 
Männer gemacht. Er ist — sei es schicksalhaft oder aus eigenem Willen — weniger 
ehrlich, nicht so standhaft, weniger vernünftig und minder friedlich, als er weiß, 
daß er es sein kann. Mit seiner wissenschaftlichen Begabung hat er materielle 
Wunder geschaffen. Er hat sich die Natur unterworfen und schuf die großen Werke 
der Zivilisation. Aber im Zusammenleben mit seinen Mitmenschen hat er sich nicht 
geschickt gezeigt. Seine geistigen Werte bleiben weit in der Entwicklung zurück. 
Heute, im Atomzeitalter kann sich dies als schicksalschwangere Schwäche erweisen. 

Vor einem halben Jahrhundert erkannte Alfred Nobel mit prophetischer Klar- 
sicht: Wenn die selbstzufriedenen Menschen seiner Zeit es fertig brächten, ohne 
Zorn und Eifer über das Phänomen Krieg zu grübeln, müsse zwangsläufig der Tag 
kommen, an welchem der Mensch vor der Alternative stehen würde, den Frieden 
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zu wählen oder in das Zeitalter des Dunkels zurückzufallen. Wir haben guten 
Grund nachzudenken, ob dieser Zeitpunkt heute nicht gekommen ist. Das Genie 
des Menschen auf dem Gebiet der Erfindung hat seine Vernunft so weitgehend 
überholt — nicht etwa die Eignung vernünftig zu sein, sondern den Willen, diese 
Vernunft walten zu lassen — daß die Menschheit am Rande jenes Abgrundes 
entlangwankt, der die totale Katastrophe birgt. 

Wenn wir heute von Frieden sprechen, so sprechen wir damit von den Verein- 
ten Nationen; denn in unserer Zeit sind Frieden und UNO untrennbar. Falls nicht 
die UNO den Frieden sichern können, wird es keinen Frieden geben, und falls der 
Krieg kommen sollte, so nur weil die UNO ihrer Aufgabe nicht gewachsen waren. 
Noch ist nicht entschieden, ob die UNO scheitern werden. 

In Korea sind die Methoden der UNO für eine friedliche Intervention fehlge- 
schlagen. Erstmals und — wie wir hoffen — letztmalig. Die Methoden erreichten 
nichts, weil das nordkoreanische Regime sich so hartnäckig weigerte, ihnen eine 
Chance zu geben und statt dessen Angriffstruppen verwandte, um seine Ziele zu 
erreichen. Durch den Rückschlag, den die UNO-Truppen kürzlich in Korea erlitten 
— ein Rückschlag, der auf dem Einsatz großer chinesischer Kampfkontingente 
fußt — ist eines deutlich geworden: der Beschluß der Mitgliederstaaten wurde 
nicht von einer Kampfkraft gestützt, die groß genug war, um dem Recht zum 
Sieg zu verhelfen. In Zukunft müssen die Truppen des Friedens überlegen sein. 
Gleichgültig, welchen Ausgang der Kampf zwischen den Truppen der UNO und 
denen der Chinesen in Korea nehmen wird, der Koreakonflikt wird eine Lehre 
erteilen. Sie kann Freiheit und Frieden in der Welt retten, falls die Länder und 
Völker sie annehmen, — falls sie sie bald annehmen. Auf der Grundlage fester 
Verpflichtungen der Mitgliederstaaten müssen die UNO über eine militärische Macht 
verfügen können, die stark genug ist, militärischen Aggressionen mit internatio- 
nalen Truppen schnell und entscheidend gegenüberzutreten. 

Militärische Macht allein jedoch reicht nicht aus. Auch die moralische Macht der 
UNO muß stark sein, die Organisation stets und ständig für das Recht einstehen. 

Leider gibt es immer noch Menschen, die nicht begriffen haben, daß Krieg kein 
Problem lösen kann, daß Aggression nichts vermag, und im übrigen nicht geduldet 
werden wird. Solche Störenfriede muß die unbarmherzige Gewalt der organisierten 
Welt treffen. In unserer so weit entwickelten Zeit gibt es nur eine Rechtfertigung 
für die Anwendung von Gewalt: die Notwendigkeit, einen bewaffneten Angriff 
abzuweisen. Da die Welt und ihre Bewohner nun einmal so sind, wie sie sind, gibt 
es keine einfache, schnelle und unfehlbare Art der Friedenssicherung. Den Frieden 
kann man nur gewinnen durch geduldiges und anhaltendes Bemühen. Es ist auch 
nicht gerade billig, den Frieden zu gewinnen; das wissen die Steuerzahler aller 
Länder. In der gegenwärtigen gespannten Weltlage werden Rückfälle und Rück- 
schläge, gefährliche Krisen und von Gewalt gezeichnete Episoden auftreten. Die 
UNO wird indessen, wie bislang, die Bastionen des Friedens mit felsenfester Ent- 
schlossenheit bemannt halten. Bei diesem gemeinsamen Unternehmen spielen — 
yhne Rücksicht auf ihre Größe — alle Nationen eine vitale Rolle. 

Die kleinen Nationen, welche die überragende Mehrzahl der UNO-Mitglieder 
larstellen, sind für die UNO eine Quelle der Stärke. Ihr Wunsch nach Frieden ist 
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tief verwurzelt und konstant. Furcht, Mißtrauen, Konflikte und Unsicherheit, 
welche die Beziehungen zwischen den Großmächten prägen, halten die kleinen 
Nationen und ihre Menschen in einem Zustand unruheweckender Spannung und 
Ungewißheit. Die Zukunft der kleinen Staaten hängt nämlich in hohem Maße von 
den Beziehungen zwischen den Großmächten ab. Ein dritter Weltkrieg würde die 
kleinen Staaten verschlingen, manche würden wieder zum Schlachtfeld werden. 

Aus diesem Grunde sind diese Nationen besonders starke Stützen der UNO und 
ergreifen gern die Initiative, um die Organisation zu einem immer wirksameren 
Werkzeug des Friedens zu machen. In dieser Beziehung haben die skandinavischen 
Länder die konstruktive Arbeit der UNO wirksam unterstützt. 

Ein Erbe aus den jüngst vergangenen Jahren hemmt jedoch die Arbeit der UNO 
erheblich. Die Organisation vermag so lange nicht mit ihrer vollen Kapazität für 
den Frieden zu wirken, als nicht der Zweite Weltkrieg vollkommen liquidiert ist. 
Die Spannung zwischen Ost und West hat die Großmächte gehindert, Friedensver- 
träge zu schließen, die einen Schlußstrich unter den letzten Krieg ziehen. Wir 
haben allen Grund zu glauben, daß die UNO, falls sie den Auftrag dazu erhielte, 
einen wertvollen Beitrag zur Erreichung dieses Zieles zu leisten vermöchte. 

Im Augenblick hat die Welt, voll Angst über die beunruhigenden Ereignisse in 
Korea und Indochina, ihre Aufmerksamkeit auf Asien gerichtet. Die schicksals- 
schwangere Frage ist: Krieg oder Frieden? Aber man sollte Europas wesentliche 
Bedeutung für den Weltfrieden nicht übersehen. Der Frieden in Europa aber, und 
damit der Weltfrieden, kann nicht gesichert werden, solange 
dasDeutschland-Problemnicht gelöstist. 

Wer bei Schluß des letzten Krieges die Neigung zeigte, Europa als entscheidende 
Kraft für die zukünftige Weltsicherheit und für den Wohlstand der Welt abzu- 
buchen, muß spätestens heute umlernen. Europa hat trotz seiner tiefen Wunden 
eine erstaunliche Fähigkeit bewiesen, seine Lebenskraft wiederzugewinnen, und es 
hat schnell seinen Platz in der Weltpolitik wieder eingenommen. 

Indessen müssen Europa und die westliche Welt ihrerseits einsehen. daß die 
großen Menschenmassen Asiens und Afrikas für den künftigen Frieden äußerst 
bedeutungsvoll sind. Die Massen, bislang unterdrückt, erwachen nun zum Selbst- | 
bewußtsein und fordern — und sie haben ein Recht dazu — ihren vollen Anteil 
an den künftigen Früchten von Frieden, Freiheit und Sicherheit. Ein großer Teil | 
dieser Millionen lebt heute schon in neugefundener Freiheit. Viele andere Mil- | 
lionen jedoch leben noch im Zustand der Unterdrückung: als Kolonialvolk. Alle 
aber, die ihre Freiheit erhielten und alle, die sie suchen, fordern das gleiche: 
Sicherheit und Gleichberechtigung in der Gemeinschaft der Nationen. | 

Vor einem halben Jahrhundert erkannte Alfred Nobel, daß man Frieden nicht ' 
in einem Vakuum erreichen kann. Frieden ist keineswegs nur eine Frage des 
Kämpfens oder Nichtkämpfens von Männern. Wenn der Frieden einen Sinn haben | 
soll, muß er umgesetzt werden in Brot oder Reis, Wohnungen, Gesundheit und 
Unterricht in nicht geringerem Maße als in Freiheit und Menschenwürde, — alsdı 
in ein sietiges, freies und besseres Leben. 

Europa wie die übrige westliche Welt steht dabei vor einer dringenden Not- 
wendigkeit: Sich global zu orientieren. Vorkriegseinstellung und Vor- 
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riegswelt sind überlebt. Man muß die unumstößliche Tatsache erkennen, daß die 
ernen, wenig bekannten Völker in Asien und Afrika, — der Großteil der Erd- 
‚evölkerung —, nicht mehr passiv sind. Man kann sie nicht länger übersehen. Der 
‚arm des Kampfes um die Weltideologien umtost sie. Ihre große Zahl wird sich 
ls entscheidend in der Weltentwicklung erweisen. Sie bieten der Demokratie 
ieuen und unberührten Boden. Aber die westliche Welt muß erst lernen, mit 
hnen in Kontakt und zu Verstehen zu kommen, muß lernen, wie man ihr Ver- 
rauen und ihre Freundschaft gewinnt. Obschon der Westen ihnen unzweifelhaft 
nanchen Vorteil gebracht hat, müssen doch erst die Folgen einer langen und ab- 
chreckenden Entwicklung überwunden werden, die geprägt war vom Imperialis- 
nus westlicher Länder, von Unterdrückungs- und Ausbeutungsmethoden. Die Ab- 
vicklung des Kolonialsystems muß in wachsend schnellerem Rhythmus erfolgen: 
Völkern, die unter den Bürden der neuerworbenen Selbständigkeit leiden, muß 
ine helfende Hand gereicht werden. Und ebenso ist sie denen zu reichen, die nach 
lieser Selbständigkeit streben. Diese Hand muß großzügig sein mit Geld, Waren, 
‚ebensmitteln, Ausrüstung und technischem Beistand. 

Es sind viele Probleme, denen unsere Welt gegenübersteht und die sie lösen 
nuß. Wir haben den Zusammenstoß zwischen den lose definierten Begriffen und 
Systemen des Kapitalismus und Kommunismus, wir sehen uns verschiedenen Auf- 
assungen des Begriffes Demokratie gegenüber. Wir finden Anhänger eines ex- 
remen Individualismus und solche einer staatlich gelenkten Gesellschaft, finden 
ine umfassende Zurückweisung der Menschenrechte, fühlen die verständliche Un- 
‚eduld von 200 Millionen Menschen unter Kolonialherrschaft, die ihre Forderung 
uf Freigabe erfüllt sehen wollen und viele andere Probleme mehr. 

Indessen sind das durchaus keine unlöslichen Fragen. Das Problem „Kapitalis- 
nus gegen Kommunismus“ ist ein ideologisches Problem, das wir in der heutigen 
eit keiner klaren Definition unterwerfen können, weil es de facto keine zwei 
Welten, eine „kapitalistische“ und eine „kommunistische“ gibt. Es gibt nur eine 
Velt, selbst, wenn es in dieser Welt zu Zusammenstößen der beiden Doktrinen 
ls ideologischen Gegenpolen kommt. Unsere Welt hat Platz für den Kapitalismus 
ınd den Kommunismus, Platz auch für alle ihre Schattierungen, vorausgesetzt daß 
eines der Systeme eine imperialistisch-aggressive Politik verfolgt. 

Die UNO ist gegen jede Form von Imperialismus, ideologischen wie sonstwie 
‚earteten. Sie tritt ein für Freiheit und Gleichheit aller Völker, ohne Rücksicht 
uf Rasse, Religion und Weltanschauung. Es ist Sache der Völker in den einzelnen 
jtaatsgebilden, ihre Wahl hinsichtlich Ideologie, Wirtschaftssystem und hinsichtlich 
les Verhältnisses von Staat und Individuum zu treffen. Die UNO ist dabei, die 
\istorische Aufgabe der Festlegung der Menschenrechte zu lösen. Sie versucht auch, 
lie Kolonialvölker zu überzeugen, daß ihre Sehnsucht nach Freiheit verwirklicht 
verden kann, auch wenn es nur schrittweise mit friedlichen Mitteln geschieht. 

Die Entscheidung muß aber in Wirklichkeit von den Völkern der Welt selbst 
etroffen werden. Die UNO gehört den Völkern, aber sie steht ihnen noch nicht 
o nahe, wie es sein muß. Die Organisation sollte stets auf seiten des Volkes 
tehen. Dort, wo die fundamentalen Rechte und Interessen des Volkes berührt 
verden, darf die UNO nicht von dem ausgehen, was im Moment zweckmäßig er- 
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scheinen mag. Sie ist einige Male in dieser Weise verfahren; aber das hat sich nicht 
als zu ihrem oder des Friedens heiliger Sache Vorteil erwiesen. 

Doch mitten in dieser wahnsinnigen und unvernünftigen Welt gibt es einige ein- 
leuchtende Wahrheiten. Wie Alfred Nobel entdeckte, verbannen die Menschen die 
Kriegstorheiten nicht wegen der Furcht vor Folgen. Was kann man denn durch 
einen Krieg erreichen, was man nicht besser durch den Frieden gewönne? Natür- 
lich gibt es lebenswichtige Unstimmigkeiten und umfassende Streitfragen im 
Verhältnis zwischen den Nationen, indessen keine, die nicht friedlich auf dem 
Wege des Verhandelns zu lösen wäre, vorausgesetzt, daß ein aufrichtiger Wille zum 
Frieden und ein klein wenig gegenseitiges Vertrauen vorhanden sind. 

Es sieht heute nicht danach aus, als glücke der Versuch, den Konflikt zwischen 
den Großmächten zu lösen. Die gegenwärtige Atmosphäre von Furcht, Mißtrauen 
und gegenseitiger Beschuldigung weist die gefährliche Tendenz auf, sich auch in 
den internationalen Beziehungen zu verstärken. Zunächst gilt es, ein günstiges 
Klima für friedliche Verhandlungen zu schaffen; das geht nur durch gewissenhafte 
und unermüdliche Arbeit. Parteien, die in Konflikt miteinander stehen, müssen zur 
Einsicht gebracht werden, daß man dem Frieden nicht näherkommt, wenn man mit 
Gewalt droht, oder indem man sich bis an die Zähne bewaffnet und jeden Busch 
nach Feinden durchsucht. Ein entscheidender Schritt wäre die Durchführung eines 
Moratoriums für gegenseitige Beschuldigungen. 

Es gibt einzelne Menschen in der Welt, die sich zu schnell dem Gedanken, der 
Krieg sei unvermeidbar, hingeben. Darunter befinden sich die Fürsprecher eines 
sogenannten Präventivkrieges, die nur auf den ihnen genehmen Zeitpunkt warten, 
ihn zu beginnen. Zu behaupten, daß Krieg den Krieg verhindern könne, ist aber 
ein simples Spiel mit Worten und eine abscheuliche Form der Kriegshetze. Die 
Welt hat genügend sprechende Beweise dafür, daß Krieg lediglich Verhältnisse 
zeugt, die selbst wieder Krieg gebären. In letzter Instanz ist die entscheidende Probe 
für einen aufrichiigen Friedenswillen die Gewilltheit der Parteien, ihre Unstim- 
migkeiten den Organen der UNO vorzulegen und damit der internationalen Volks- 
meinung, welche die UNO widerspiegelt. Nur so können Wahrheit, Vernunft und 
Recht zur Herrschaft über die laut schmetiernde Stimme der Propaganda gelangen. 
Und nur so kann man eine gesunde internationale Moral zum Wachsen bringen. 

Dabei ist zu betonen, daß die UNO nicht einzig und allein existiert, um den 
Frieden zu bewahren, sondern auch, um Änderungen — ja, radikale Änderungen 
— durchzuführen, die sich ohne gewaltsame Umwälzungen einführen lassen. Die 
UNO hat nichts in den status quo investiert. Sie sucht eine sichere Welt, eine 
bessere Welt. Alle Völker sollen Gleichberechtigung erlangen. Die Rechte von der- 
zeitigen Minderheiten sind ebenso wichtig wie die Rechte der Mehrheiten, gleich- 
gültig, ob es sich um Religion, Rasse oder Weltanschauung handelt. Die UNO 
wünscht keine Welt, die nach einem Schema konstruiert ist, sie meint auch nicht, 
daß diese zweckmäßig wäre. Sie sucht Einheit zu schaffen, nicht Uniformität. 

Wir werden keine Sicherheit in der Welt erlangen, keine Befreiung von der 
qualvollen Spannung, keinen wirklichen Fortschritt, keinen dauerhaften Frieden, 
ehe nicht — um Shelleys großes Wort zu zitieren — „die Stimme der Vernunft, 
laut wie die der Natur, die Nationen erweckt hat“. 


HEINZ GUDERIAN 


Raum und Zeit in der modernen Kriegführung 


Der nachfolgende Beitrag bildet die Einleitung einer Schrift zur Frage 
der wesideutschen Aufrüstung unter dem Titel: „S o geht es nicht!“ (Kurt 
Vowinckel Verlag, Heidelberg). In diesem Aufsatz spricht der Soldat. 
Aber der Politiker sollte klare Folgerungen aus ihm ziehen. 

Unsere Zeitschrift hat von ihrem ersten Heft im Jahre 1924 auf die 
geopolitischen Ergebnisse des Ersten Weltkrieges hingewiesen: Süd- und 
Ostasien haben damals begonnen, den Weg zur Wiedererlangung der 
Selbstbestimmung beschritten. Diese wissenschaftlich begründete Voraus- 
sage ist nicht beachtet oder als These einer geopolitischen „Sekte“ ver- 
lacht worden. Heute ist sie blutige Wahrheit: Asien gehört den Asiaten. 

Guderian ist einer der wenigen höheren deutschen Offiziere, die auch 
international über den Krieg hinaus „ihr Gesicht gewahrt haben“. Seine 
strategischen Überlegungen laufen in der politischen Folgerung auf den 
Satz hinaus: „Asien den Asiaten!“. 

Mit ihm taucht die politische Alternative auf: entweder die Rückzug- 
stellungen in Japan, Korea, den Philippinen, in Indonesien, Indochina, 
Malaya, Singapore, Hongkong usw. gegen eine friedliche Zusammenarbeit 
mit den asiatischen Mächten einzutauschen oder sie in einem aussichts- 
losen Kampf Schritt für Schritt aufgeben zu müssen. 


Die Schriftleitung 


Das Problem von Raum und Zeit in der Strategie ist zeitlos und so alt wie die 
Kämpfe, die das Menschengeschlecht seit seinem Bestehen führt. Kein Wunder da- 
her, daß Clausewitz sich mit diesem Problem beschäftigte und seine Gedanken 
hierüber in zwei Kapiteln des Werkes „Vom Kriege“ niederlegte. Im Dritten Buch 
finden wir die Überschriften „Sammlung der Kräfte im Raum“ und „Vereinigung 
der Kräfte in der Zeit“. Bereits diese Überschriften kennzeichnen treffend, worauf 
es dem Soldaten, aber auch dem Staatsmann ankommen sollte. Denn nicht nur die 
Soldaten haben die Pflicht, sich mit den Grundgesetzen des Krieges zu befassen. 
Nach Clausewitz ist „der Krieg nichts, als die fortgesetzte Staatspolitik mit an- 
deren Mitteln“. Er hatte klar erkannt, daß der Krieg ein Akt der Politik ist, nicht 
nur ein militärischer Akt um seiner selbst willen. Weil dem so ist, haben alle 
Politiker, auch die angeblich pazifistischen, die Pflicht, sich über die Grundgesetze 
des Krieges klar zu werden und sie zu studieren, um sie zu beherrschen. Besitzen 
sie diese Erkenntnis nicht, dann werden sie mit ihrer Politik scheitern, gleich, ob 
sie den Krieg ablehnen, fürchten, oder ob sie ihn in frevelhaftem Leichtsinn suchen. 

Die Politiker haben umso mehr Anlaß, sich mit den Grundgesetzen des Krieges 
zu beschäftigen, als sie selbst gewöhnlich den Kampfhandlungen fernbleiben und 
den Soldaten die harte Arbeit überlassen, zu deren Auftraggebern sie sich machen. 


8 Aufsätze Heft 
RAUM 


Nach Clausewitz ist die beste Strategie, „immer recht star k zu sein, 
zuerst überhaupt, und demnächst auf dem entscheidenden Punkt. Daher gibt es 
außer der Anstrengung, welche die Kräfte schafft, und die nicht immer vom Feld- 
herrn ausgeht, kein höheres und einfacheres Gesetz für die Strategie, als das: 
seine Kräfte zusammenzuhalten“. (Sperrdruck von Clausewitz.) 


Die wenigen Sätze bergen eine Fülle der Belehrung. Wenden wir sie auf die uns 
allen bekannte jüngste Vergangenheit und die Gegenwart an, so bieten sich uns 
folgende Tatsachen dar: 

1. Nach dem deutschen Zusammenbruch des Jahres 1945 und der Entwaffnung 
der deutschen Wehrmacht rüsteten die siegreichen Westmächte ab, die gleichfalls 
und zum Teil durch ihre Hilfe siegreiche Ostmacht rüstete auf. Zwischen diesen 
beiden siegreichen Mächtegruppen entstand ein politisches, militärisches und wirt- 
schaftliches Vakuum: Deutschland, besser Mitteleuropa. 

2.Die Ostmacht besteht aus einer riesigen, zusammenhängenden Landmasse: 
dem asiatischen Kontinent und dem größten Teil Europas, die wir Eurasien zu 
nennen gewöhnt werden. Das räumlich umfangreichste Staatswesen dieser Macht 
wird durch die Sowjetunion gebildet, die eine Reihe kleinerer Staaten an sich 
herangezogen hat, die Satelliten, und die mit dem volkreichsten Staate Asiens, China, 
verbündet ist. Das sind rund 35,6 Millionen qkm mit 773,9 Millionen Einwohnern. 

Die Verbindungen zwischen den Gliedern der Ostmacht erfolgen auf dem Luft- 
wege oder zu Lande, hauptsächlich mittels der Eisenbahn. Größe und Leistungs- 
fähigkeit der Lufttransportmittel sind nicht genau bekannt, aber zur Zeit denen 
der Westmächte wahrscheinlich unterlegen. Die Schienenwege sind verhältnis- 
mäßig spärlich entwickelt und verletzlich, wobei aber die Geschicklichkeit der 
Russen im Insiandsetzen von Schäden hervorgehoben werden muß. Die See-Ver- 
bindungen habeı: zwar in den polaren Gewässern an Bedeutung gewonnen, spielen 
aber für die Verschiebung von Truppen und Massengütern im Kriegsfalle voraus- 
sichtlich eine Nebenrolle. 


Die mangelhaften Verbindungen stellen eine wesentliche Schwäche des Ost- 
hlocks dar. 

Der Menschenreichtum des Ostblockes gestattet infolge des hohen Rüstungsstan- 
des die Ansammlung ausreichender militärischer Kräfte an den beabsichtigten 
politischen Brennpunkten sowohl für die Verteidigung wie für den Angriff; die 
Verkehrsmittel ermöglichen Kräfteverschiebungen, solange das Verkehrsnetz un- 
versehrt bleibt, jedenfalls also im „kalten Kriege“. Der „Eiserne Vorhang“ sichert 
im hohen Grade die Geheimhaltung aller militärischen Maßnahmen und stellt da- 
durch die politischen Gegenspieler immer erneut vor Überraschungen, welche die 
erste Voraussetzung des Erfolges zu sein pflegen. Die politische Initiative liegt 
beim Östblock; er diktiert zur Zeit das Gesetz des Handelns. 

3. Die Westmächte werden geführt durch die USA, die Hauptmacht des 
amerikanischen Kontinents, die im Osten und im Westen durch Ozeane vor un- 
mittelbarer Feindeinwirkung zu Lande geschützt ist, 


— ein ungeheurer Vorteil 
ihrer geographischen Lage. 
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Die zweite westliche Großmacht ist das britische Commonwealth, bestehend aus 
den Inseln des Mutterlandes, Kanada auf dem nordamerikanischen Kontinent, 
Indien, Ceylon und Malaya am Südrande der asiatischen Ländermasse, Süd- und 
Ostafrika und Australien, sowie einer Reihe weiterer Besitzungen, darunter dem 
wichtigen ostasiatischen Stützpunkt Hongkong. 

Die dritte westliche Großmacht, Frankreich, stützt sich außer auf das Mutter- 
land, die „Metropole“ in Westeuropa, auf das nord- und westafrikanische Kolonial- 
reich, auf die Insel Madagaskar im Indischen Ozean und auf Indochina, das südliche 
Nachbarland der rotchinesischen Republik, sowie auf eine Reihe kleinerer Kolonien. 

Diesen drei Großmächten haben sich eine Reihe weiterer Staaten angeschlossen. 
Sie umfassen rund 35 Millionen qkm mit 750 Millionen Menschen. 

Die Verbindungen zwischen den Westmächten werden vorwiegend durch See- und 
Luftverkehrsmittel hergestellt. Die Leistungsfähigkeit dieser Verkehrsmittel ist 
groß. Die Ansprüche, welche an sie gestellt werden müssen, sind jedoch noch grö- 
ßer. Nur wenn See- und Luftherrschaft gesichert sind, können sie den Ansprüchen 
genügen. Der Zeitbedarf für Lufttransporte ist gering, der für Seetransporte an- 
gesichts der zu überwindenden großen Entfernungen erheblich. 

Menschenmangel und niederer Rüstungsstand machen einen Ausgleich durch er- 
höhte Bereitschaft und schnelle Transporte erforderlich, wenn dem zitierten 
Clausewitzschen Grundsatz entsprochen werden soll, auf dem entscheidenden Punkt 
recht stark zu sein und seine Kräfte zusammenzuhalten! 

4. Zwischen den beiden großen Blocks schweben noch einige Länder, deren Po- 
tential wir mit einem Fragezeichen versehen wollen: die „Neutralen“ Europas (die 
Schweiz, Schweden, Spanien, Jugoslawien), ferner Deutschland und Österreich, mit 
rund 1,7 Millionen qkm und 124 Millionen Menschen. 

5.Diebisherigen Erfahrungen iin Korea haben gezeigt, daß die 
aktiv tätigen Mächte der UN, das sind in Korea vorwiegend die Westmächte, so- 
weit militärische Machtmittel eingesetzt wurden, zwar nach Erkennen der nord- 
koreanischen Absicht sehr schnell gehandelt haben, um die Lage wiederherzustellen, 
daß aber die große Entfernung des Kriegsschauplatzes verbunden mit ungenügen- 
der Bereitschaft der Streitkräfte und langwährenden Transporten über See auf die 
Dauer so nachteilig wirkten, daß die ernste Dezember-Krise 1950 entstehen konnte. 

Seit dem Eingreifen Rotchinas in den Kampf machen sich kurze Landverbindun- 
gen, überlegene Zahl und das wendige Zusammenfassen der Kräfte auf den jeweils 
entscheidenden Punkt zugunsten der östlichen Landmacht geltend. 

6. Die Wesimächte müssen sich eingestehen, daß sie gegen den altbekannten 
Grundsatz von Clausewitz verstoßen haben, „immer recht stark zu sein. 
zuerst überhaupt, und demnächst auf dem entscheidenden Punkt“. Sie haben das 
höchste und zugleich einfachste Gesetz der Strategie nicht beachtet: „seine 
Kräftezusammenzuhalten“. 

Hierbei wäre es interessant zu wissen, ob die militärischen Berater des Präsi- 
denten der USA dem Entschluß zum Eingreifen in Korea zugestimmt haben oder 
ob die Initiative zum Kriege von den Politikern ausging. „Es scheint, als ob die 
militärischen Berater sowohl der britischen als auch der amerikanischen Regierung 
durchweg zur Mäßigung auffordern, weil sie sich davor scheuen, ihre bisher noch 
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immer geringen Streitkräfte in einem militärisch auf die Dauer eben doch nicht 
aussichtsreichen Unternehmen festlegen zu lassen.“ (Neue Zürcher Zeitung, 9.12.50.) 
Sollte es bei Beginn des Korea-Konflikts nicht bereits ähnlich gewesen sein? 

7. Für uns Westeuropäer ist die Tatsache besonders wichtig, daß militärische 
Kräfte, die einmal im Fernen Osten festgelegt wurden, nur schwer von dort weg- 
zuziehen sind, es sei denn um den Preis einer Niederlage, mindestens eines Pre- 
stigeverlustes. Damit kommen wir zu der Frage des „ents cheidenden 
Punktes“. Ist Korea der entscheidende Punkt in dem großen Ringen, das sich 
zwischen dem West- und dem Ostblock anbahnt? Ist überhaupt der Ferne 
Osten der entsheidende Raum in diesem Kampfe? 

Der amerikanische General Omar N. Bradley, das Haupt der „Joint Chiefs of 
Staff“, des OKW der USA, hat zuerst die USA, sodann aber Westeuropa als 
die entscheidenden Räume für die USA bezeichnet. Gilt diese Ansicht auch für die 
übrigen Mitglieder des Nordatlantik-Paktes? 

Die Bestimmung des entscheidenden Raumes ist — wie diese Fragestellung be- 
reits erkennen läßt — nicht nur eine militärische Angelegenheit. Politische und 
wirtschaftliche Gesichtspunkte werden meist eine erhebliche, oft eine ausschlag- 
gebende Rolle dabei spielen. Dem Soldaten obliegt es dann, der politischen Staats- 
führung zu sagen, ob die gestellte Aufgabe lösbar ist oder nicht. Die politische 
Führung wird — wenn sie ihrem militärischen Berater und seinen militärischen, 
politischen und wirtschaftlichen Fähigkeiten vertraut — dessen Rat folgen. Tut 
sie es nicht, dann übernimmt sie damit die alleinige Verantwortung für die Aus- 
wirkungen ihres Entschlusses. 

Ist man sich über den „entscheidenden Raum“ klar geworden, so gilt es, das 
höchste und einfachste Gesetz für die Strategie zu erfüllen: „seine Kräfte zusam- 
menzuhalten!“ Im Kriege verspricht nur das Einfache Erfolg; aber gerade das 
Einfache zu tun, ist schwer. Das „Einfache“ muß auch schon vor dem Kriege, in 
der Vorbereitung auf den Krieg und den Bemühungen zur Erhaltung des Friedens 
getan werden. Nichts kann diese Sätze eindringlicher erläutern, als das Beispiel 
von Korea, Indochina und Malaya. 

Ist Europa, die Heimat der Mehrzahl der Menschen weißer Rasse, der für die 
Westmächte entscheidende Raum und nicht der Ferne Osten, der Bereich des gel- 
ben Mannes, dann bedeutet der Einsatz starker Kräfte im Fernen Osten einen 
Verstoß gegen „das höchste und einfachste Gesetz der Strategie“. Der Krieg in 
Korea hat bisher das Festlegen starker UN-Kräfte, besonders der USA, erfordert. 
Die Unruhen in Indochina haben Frankreich veranlaßt, 160 000 Mann und wesent- 
liche Teile seiner Luftmacht dort festzulegen. Die Aufstände in Malaya binden 
rund 140 000 Mann britischer Truppen; ein weiteres, erhebliches britisches Trup- 
penkontingent hält den Stützpunkt Hongkong besetzt. Jede der drei Großmächte 
ist überzeugt, daß ihre Kräfteverteilung nach militärisch richtigen Gesichtspunkten 
und diktiert von politischen Notwendigkeiten vorgenommen wurde. Vom west- 
europäischen Standpunkt aus kommt man zu einer anderen Ansicht. Clausewitz 
sagt: „Es klingt unglaublich und ist doch hundertmal vorgekommen, daß die Streit- 


kräfte geteilt und getrennt worden sind bloß nach dem dunklen Gefühl herkömm- 
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licher Manier, ohne deutlich zu wissen, warum“, Zwingen Gründe der gegenwärtigen 
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Politik zu der geschilderten Zersplitterung der Kräfte, so scheint uns diese Politik 
falsch zu sein und so sollten die Westmächte sie ändern, um dem „höchsten und 
einfachsten Gesetz der Strategie“ Genüge zu tun. Tun sie das nicht, so werden sie 
„die Sammlung der Kräfte im Raum“, im entscheidenden Raum, nicht 
rechtzeitig bewerkstelligen können und sehr ernste militärische und politische 
Folgen durch ihre Unterlassung heraufbeschwören. 

„Erkennt man die Vereinigung der ganzen Streitkraft als die Norm an und jede 
Trennung und Teilung als eine Abweichung, die motiviert sein muß, so wird nicht 
nur jene Torheit ganz vermieden, sondern auch manchem falschen Teilungsgrund 
der Zutritt versperrt.“ (Clausewitz.) 


ZEIT 


„Der Krieg ist ein Stoß entgegengesetzter Kräfte aufeinander, woraus von selbst 
folgt, daß die stärkere die anderen nicht bloß vernichtet, sondern in ihre Bewe- 
gung mit fortreißt. Dies läßt im Grunde keine nachhaltige (successive) Wirkung 
der Kräfte zu, sondern es muß die gleichzeitige Anwendung aller 
für einen Stoß bestimmten Kräfte als ein Urgesetz des 
Krieges erscheinen.“ (Clausewitz.) 

Denken wir an die verflossenen beiden Weltkriege, so unterscheiden wir zwi- 
schenkontinentalenMächten, die sofort in die Feindseligkeiten eintraten 
und von Anbeginn die Masse ihrer Kräfte zu gleichzeitiger Wirkung zu bringen 
strebten, und zwischen den Seemächten, die sich in der Bereitstellung, dem 
Antransport und dem Einsatz ihrer Hauptkräfte Zeit lassen konnten und audı 
reichlich Zeit gelassen haben. In beiden Weltkriegen haben insbesondere die USA 
ihre Streitkräfte erst eingesetzt, als ihr Hauptigegner durch langjährige Kämpfe 
bereits so geschwächt war, daß er eigentlich nur des Gnadenstoßes bedurfte. 

Die Seemächte hatten bisher in ihrer Geschichte immer sehr viel Zeit. Ihre geo- 
graphische Lage und die großen Entfernungen von ihren kriegerischen Zielen 
verschafften sie ihnen. Das erwies sich als sehr nützlich und verleitete zu einer 
Politik des Abwartens, des „wait and see“, die unter Umständen noch in letzter 
Minute Schwenkungen und Änderungen gestattete und durchgeführt wurde, bis die 
siegende Partei klar erkennbar und der Entschluß zum Endspurt leicht war. 

Ganz anders gestaltete sich regelmäßig die Lage der Kontinentalstaa- 
ten Europas. Sie stießen sich im engen Raume und waren bei Verwicklungen 
angesichts offener Landgrenzen immer zusofortigem Handeln unter gleich- 
zeitigem Einsatz der gesamten, verfügbaren Kräfte gezwungen. Kein Ärmel- 
kanal, kein Ozean schuf Zeit zum Vervollständigen der Rüstung, zum Abwarten 
der politischen und militärischen Entwicklung. Daher hielten sie stehende Heere, 
die bei gespannten Lagen die Kräfte des Staates stark beanspruchten. Daher ge- 
wannen die militärischen Gesichtspunkte im gesamten staatlichen Leben einen 
beherrschenden Einfluß. Unsere bisherigen Feinde nannten diese Erscheinung 
„Militarismus“ und behaupteten, sie sei eine Spezialität der Deutschen und zumal 
der Preußen. Sie ließen es sich angelegen sein, den sogenannten „Militarismus“ 
der Deutschen mit Stumpf und Stiel auszurotten und seine vermeintlichen Reprä- 
sentanten, die Offiziere und sonstigen Berufssoldaten in Deutschland, zu diffamie- 
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ren und wirtschaftlich zu ruinieren. Aber noch nicht fünf Jahre nach vollbrachter 
Tat mußten sie mit Schrecken erkennen, daß sie mit dem preußisch-deutschen 
„Militarismus“ den starken, zuverlässigen Schutzwall beseitigt hatten, hinter dem 
sie bisher — ihrer internen Streitigkeiten ungeachtet — angesichts der von Osten 
drohenden Gefahr gesessen hatten. Dieser ihnen nicht bewußten Wehr durch 
eigene Schuld beraubt, stehen sie nun dem Kommunismus direkt gegenüber. Auge 
in Auge mit dem furchtbaren Feind gewinnen die Dinge ein anderes Gesicht.Der 
Faktor Zeitbekommt für die Westmächte eine bisher nidt 
geahnte Bedeutung. Man hatte aber nach dem zweiten Weltkriege nicht 
nur moralisch und militärisch, man hatte auch industriell und rohstoff-wirtschaft- 
lich abgerüstet, ganz im Gegensatz zu der Großmacht im Osten, und ist damit zeit- 
lich, und das heißt strategisch, ins Hintertreffen geraten. 

Manche Westmacht hat auch heute noch nicht erkannt, welche immense Bedeu- 
tung der Faktor Zeit in der Vorbereitung auf kommende Konflikte gewonnen hat. 
Hier ist in erster Linie Frankreich zu nennen, das sich anscheinend zur Aufgabe 
gesetzt hat, die militärische Erstarkung Westeuropas nach besten Kräften zu ver- 
zögern. Und zwar sind es nicht die französischen Soldaten, es ist auch nicht das 
französische Volk, welche diesem Fehler verfallen, sondern die Politiker. Gequält 
von Furcht vor dem Wiedererstarken Deutschlands, vor dem Kommunismus im 
eigenen Lande, vor der wirtschaftlichen Überlegenheit der angelsächsischen Mächte, 
vor dem asiatischen Bolschewismus, scheinen die französischen Politiker keinen 
Ausweg aus ihrer schwachen Lage zu finden; sie vermögen sich nicht zu heilsamen 
und ganzen Entschlüssen aufzuraffen. Sie verschenken durch ihre verzwickten, poli- 
tischen Winkelzüge die kostbare, ach so knappe Zeit, die vielleicht den Westeuro- 
päern zur Sicherung des Friedens noch gegönnt ist. 

Clausewitz sagt: „Alle Kräfte, welche für einen strategischen Zweck bestimmt 
und vorhanden sind, sollen gleichzeitig auf denselben verwendet werden, und 
diese Verwendung wird umso vollkommener sein, je mehr alles in einen Akt 
und in einen Moment zusammengedrängt wird.“ Dieser Satz sei besonders den 
französischen Politikern ins Stammbuch geschrieben, damit sie in letzter Minute 
erkennen möchten, daß sie sich mit ihrer Politik der Verzögerungen und Nadel- 
stiche das eigene Grab schaufeln. 

»Was Du von der Minute ausgeschlagen, 
Bringt keine Ewigkeit zurück.“ 

Für die Seemächte aber kann der alte, gute Grundsatz des „wait and see“ 
kaum noch die frühere Gültigkeit beanspruchen. Die moderne Kriegstechnik setzt 
den Bombenträgern und den ferngelenkten Geschossen räumlich kaum noch Gren- 
zen. Die insulare Lage Englands ist unwesentlich angesichts dieser Kampfmittel, 
und selbst der amerikanische Kontinent ist nicht mehr unerreichbar. Von nun an 
werden die Seemächte mit Beginn der Kampfhandlungen eines „Heißen Krieges“ 
von der Wirkung moderner Waffen im gleichen Maße betroffen sein, wie bisher 
die weniger begünstigten Kontinentalstaaten. Der Beginn der Kampfhandlungen 
aber wird nicht vorher angekündigt, wie in den zu Unrecht belächelten „ritter- 
lichen“ früheren Zeiten, als man noch vor Beginn des Kampfes den Degen vorein- 
ander senkte, was man ebenso selbstverständlich auch nach dessen Abschluß tat. 
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Heutzutage beginnen die Kämpfe in einer schönen Nacht, unangemeldet und un- 
erwartet, und der Verlierende wird gehenkt! Wenn schon früher Fehler im Auf- 
marsch und der Bereitstellung der Streitkräfte sich nur schwer wieder gut machen 
ließen, so können jetzt, im Zeitalter der Industrialisierung, Fehler in der Vor- 
bereitung auf den Krieg kaum noch eingeholt werden. Fehler in der Bereitstellung 
der Kräfte aber dürften bei den großen Entfernungen, um die es sich für die 
Verbände der Seemächte handelt, vernichtende Folgen haben. Im Frieden ver- 
lorene Zeit kann wahrscheinlich nie wieder eingeholt werden. 

Wird auch der Ostblock durch lange und verletzliche Verbindungen im Ver- 
schieben seiner Kräfte beeinträchtigt, so hat er jedenfalls bisher keine Zeit in der 
Vorbereitung auf kommende Konflikte versäumt. Er steht ungleich stärker gerüstet 
der unsicheren Zukunft gegenüber als der so selbstsicher auftretende Westblock. 


HANS RAUPACH 


Die Grundlagen der Sowjetischen Außenpolitik 


Eine sozial-ökonomische Betrachtung 


Vorbemerkung des Verfassers: 

Die westliche Auffassung von den Motiven und Zielen der sowjetischen Außenpolitik ist 
Schwankungen unterworfen. Ihre Beurteilung wechselt nicht nur mit dem geographischen 
Standort des Beobachters, sondern ebenso mit seiner parteipolitischen oder weltanschau- 
lichen Richtung. Das letztere ist insofern bemerkenswert, als in der modernen Geschichte 
solche außerhalb der eigentlichen Realpolitik liegenden Faktoren bei dem Urteil über die 
Außenpolitik eines Staates in der Regel keine entscheidende Rolle gespielt haben. Die 
Meinungsbildung in den USA bietet hierfür ein Beispiel. Das starre Festhalten am Prinzip 
der Nichtanerkennung der Sowjetunion — im wesentlichen aus Gründen einer politischen 
Moral — wich in der Rooseveltära unter dem Aspekt der Bekämpfung des Faschismus 
einer Sympathie, die ebenso die Grenzen einer realpolitischen Einsicht überschritt und die 
ihren Höhepunkt in dem Glauben an einen demokratischen Wandel des Sowjetsystems nach 
westlichem Muster fand. Die weltpolitischen Nachteile, die diese als sentimental anzuspre- 
chende Politik den USA eingebracht haben, werden heute in der westlichen Welt offen 
erörtert. Erst mit dem scharfsinnigen Aufsatz des Anonymus X (Kennan) „The Sources of 
Soviet Conduct“ (Foreign Affairs, Juli 1947) wurde auch für die amerikanische Öffentlichkeit 
die Grundlage für eine realistische Betrachtung der sowjetischen Absichten hergestellt, die 
durch Memoirenwerke von US-Diplomaten seither wesentlich verbreitert worden ist. 

In England herrscht trotz des seit Jahrhunderten lebendigen Mißtrauens gegen die rus- 
sischen Absichten eine weithin opportunistische Einschätzung der sowjetischen Ziele vor, 
die in erster Linie von kommerziellen Notwendigkeiten der Insel bestimmt, zum Teil aber 
auch in bezeichnender Weise ideologisch gefärbt ist, wie es zuweilen in der Kritik aus den 
Reihen des linken Flügels der Labour Party zum Ausdruck kommt. Die Stellungnahme 
Frankreichs ist seit jeher durch das Streben nach Sicherheit gegenüber Deutschland belastet 
und nur schwer modifizierbar. Eine einheitliche deutsche Auffassung ist schon durch die 
Tatsache der Teilung des Landes zwischen den beiden konkurrierenden Weltmächten aus- 
geschlossen. Sie unterlag auch in der Zeit freier Meinungsbildung den Wunschvorstellungen 
politischer Parteien und Gruppen. 

Auf diese uneinheitlichen, durch politische Weltanschauungen und Interessen in sich 
gegensätzlichen Konzepte stößt der von der Sowjetmacht geformte einheitliche Wille. Ihm 
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steht eine Propaganda zur Verfügung, die es verstanden hat, die eigene Außenpolitik auf 
die populärste und einfachste Formel zu bringen, die es überhaupt geben kann, nämlich 
auf die des sozialen Fortschritts und des internationalen Friedens. Alle Regungen der 
Sowjetmacht nach außen werden als im Dienst dieser Mission stehend dargestellt. Eigene, 
egoistische Ziele, scheinen nicht zu existieren. Umso kräftiger werden die Macht- und Raub- 
interessen der anderen herausgestellt. 

Es ist naheliegend, daß jede nationale Gesellschaft dem Handeln der anderen die 
eigenen Motive und Methoden zu unterstellen geneigt ist. Der insulare Geist der englischen 
und amerikanischen Gesellschaft kann sich nur schwer in die kontinentale Denk- und Fort- 
bewegungsweise des Russen versetzen. Dem angelsächsischen politischen Instinkt, der ein 
praktisches Kompromiß für den Höhepunkt der Staatsweisheit ansieht, widerstrebt die 
Vorstellung, daß sogar die Außenpolitik eines Staates in den Dienst eines Dogmas 
gestellt, nach dogmatischen Richtlinien geführt werden könnte. Und doch bilden diese bei- 
den Faktoren, kontinentales Denken und dogmatische Festlegung, zusammen mit der Er- 
kenntnis, daß die Sowjets unter dem unabänderlichen Druck wirtschaftlicher und biologischer 
Motive handeln, die Grundlage einer richtigen Einschätzung der sowjetischen Bestrebungen. 


DIE ANTRIEBSKRÄFTE 
Geographische Grundlagen 


Der schwedische Geograph Kjellen hat erkannt, daß die auswärtige Politik Ruß- 
lands von zwei Hauptpunkten her bestimmt wird: Der großen Landmasse und der 
eingeschlossenen Lage. Rußland verhielte sich gleichsam wie ein Inlandeis, das mit 
vier Zungen das Meer zu erreichen sucht. Wir sehen demnach jene Expansionsrich- 
tung nach dem Mittelmeer, dem Atlantik, dem Indischen Ozean und dem Pazifik, 
die innerlich zusammengehören, aber nacheinander und wechselnd hervortreten, 
steis dem Gesetz des kleineren Widerstandes folgend. 

Das Mittelmeerprogramm ist das älteste. In einem Zangengriff gegen 
die Türkei, der heute in der Beherrschung Bulgariens und in dem Druck von den 
Südabhängen des Kaukasus her seine Betätigung findet, soll der Weg durch die 
Meerengen freigelegt werden. Das Spiel mit der latenten Mazedonienkrise, das 
Festsetzen in Albanien, die zeitweilige Parteinahme in Palästina, das stark her- 
vorgetretene Interesse an der Mitverwaltung der Cyrenaika, selbst die auffällige 
Verstärkung der diplomatischen Vertretung in Abessinien sind als Teilaktionen 
zur Erreichung dieses einen Zieles, der Kontrolle der Meerengen, anzusehen. 

Das atlantishe Programm — das zweite europäische — zielt auf die 
Zugänge zum Weltmeer über die eisfreien Häfen der skandinavischen Halbinsel. 
Der Ausbau von Archangelsk und Murmansk, der Erwerb Petsamos, der Versuch, 
sich nach dem Zweiten Weltkriege auf Bornholm dauernd festzusetzen, die Neu- 
tralisierung des Kaiser-Wilhelm-(Kieler)-Kanals oder ein Kondominium über ihn, 
wie es in den Verhandlungen von Jalta erstrebt wurde, liegen auf dieser Linie. 
Die nach dem Zweiten Weltkriege sich eröffnende Möglichkeit einer Hegemonie 
über ganz Deutschland gibt diesem Programm weitere Perspektiven. 

Seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts tritt das indische Programm in 
den Vordergrund. Das eine Ziel ist Indien selbst, das andere ist der Ausgang zum 
Persischen Golf. Die Erfahrung zeigt, daß Rußland an dieser Stelle am ehesten 
geneigt war, zurückzustecken. Die persische Position wurde nach dem Ersten Welt- 
kriege gegen England wie nach dem Zweiten Weltkriege gegen die USA über- 
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raschend leicht aufgegeben. Die fast unüberwindlichen Gebirge vor Indien sind 
für den Russen nicht nur eine geographische sondern auch psychologische Barriere. 
Sein natürlicher Ausdehnungsdrang folgt den Ebenen in westöstlicher Richtung und 
sammelt seit den fünfziger Jahren des 19. Jahrhunderts seine ganze Kraft im 
Pazifikprogramm, das auf das dritte Weltmeer abzielt. Er erkannte 
die Bedeutung des Amurs als des einzigen Flusses in Nordasien, der zu einem 
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Die Lage der Sowjetunion auf dem eurasiatisch-afrikanischen Kontinent 


Zivilisationen verbindenden Meer führt. Das große Halt, das Japan 1905 diesem 
Vordringen entgegensetzte, wurde im Jahre 1945 in Ausnutzung des amerikanischen 
Sieges über Japan wieder aufgehoben. Der industrielle Ausbau Ostsibiriens, die 
Demontage des japanischen Industrieapparats in der Mandschurei und die Be- 
festigung der kommunistischen Herrschaft in China sichern auf unabsehbare Zeit 
die Handlungfreiheit und den Weg in der Richtung auf den Pazifik, die nach dem 
Ersten Weltkrieg Kjellen „für immer verschlossen“ zu sein schien. 
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Der sowjetische Expansionsdrang als Nachfolger des zaristischen Imperialismus 
kann nur verstanden werden, wenn man sich von der Vorstellung eines europäischen 
Mittelpunktes der Sowjetunion freimacht und das Willenszentrum dieser Expan- 
sion dort annimmt, wohin es nach der Planung Stalins tatsächlich verlegt worden 
ist, nämlich in den Industriegebieten im südlichen Ural und Sibirien. Das Karten- 
bild, das den Sowjetmenschen seit seiner Schulzeit begleitet, ist eindeutig auf die 
Achse des Ural zentriert. Hier entstehen ohne hemmende Fesseln überlebter In- 
dustrieformen gigantische Produktionsstätten. Geschützt durch Wüstengürtel und 
verkehrsfeindliche Raumweiten fühlt man sich hier relativ geborgen. Und hier 
vollzieht sich, im Dasein und Denken eine neue Synthese des Slawentums und des 
Mongolentums, die zur Verstärkung der asiatischen Komponente in den russischen 
Bestrebungen führt. Mehr und mehr fühlt sich das Sowjetimperium als legitimer 
Nachfolger auch der historischen mongolischen Expansion. Die offizielle Geschichts- 
schreibung der Sowjets übernimmt deshalb weitschauend auch die tartarische und 
mongolische Tradition in das neue Geschichtsbewußtsein des Sowjetmenschen. 

Damit soll nachdrücklich auf die natürlichen Quellen des sowjetischen außen- 
politischen Verhaltens hingewiesen werden. Sie sind ebenso elementar, wie die 
Ursprünge des ozeanischen Denkens des Engländers. Die grenzenlosen Weiten 
der nordasiatischen Horizonte lassen das Gefühl für territoriale Grenzen ver- 
schwinden und Wanderungen und Verschiebungen von ganzen Völkern als etwas 
Selbstverständlich erscheinen. Deshalb konnte die Vertreibung von 12 Millionen 
Deutschen, deren Folgen den konservativen Westen die Erschütterung der Grund- 
lagen der abendländischen Zivilisation spüren lassen, für die Sowjetmacht als eine 
einfache administrative Maßnahme gelten. Weitere Vorgänge dieser Art müssen 
als durchaus im Bereich der sowjetischen politischen Praxis liegend erkannt wer- 
den. In diesem Zusammenhange verlohnt es sich, die Charakteristik zu wieder- 
holen, die „X“ in dem erwähnten Aufsatz dem sowjetischen politischen Verhalten 
überhaupt gegeben hat, das in diesen geographischen Bindungen wurzelt. „Wie- 
derum werden diese Vorschriften (d.h. Lenins Lehren) durch die Lehren der 
russischen Geschichte erhärtet, durch Jahrhunderte ungenannter Kämpfe zwischen 
nomadischen Streitkräften über die unendlichen Weiten unbefestigter Ebenen. Da 
waren Vorsicht, Behutsamkeit, Geschmeidigkeit und Täuschung geschätzte Eigen- 
schaften; und ihre Wertschätzung liegt der russischen und orientalischen Mentalität 
natürlicherweise nahe. So trägt auch der Kreml keine Bedenken, angesichts über- 
legener Kräfte den Rückzug anzutreten. Und da er nicht unter dem Zwange irgend- 
eines Terminplanes steht, wird er wegen der Notwendigkeit eines solchen Rück- 
zuges nicht den Kopf verlieren. Seine politische Aktivität ist dem Strömen eines 
Flusses vergleichbar, der in ständiger Bewegung zu einem gegebenen Ziel jeden 
Durchlaß benutzt. Seine Hauptsorge ist es, mit Sicherheit jeden Winkel und jede 
erreichbare Ritze in dem großen Bassin der Weltmacht ausgefüllt zu haben. Findet 
er jedoch unangreifbare Hemmnisse auf seinem Wege, so nimmt er sie gefaßt hin 
und paßt sich ihnen an. Es kommt ihm nur darauf an, einen Druck, einen unauf- 
hörlich beständigen Druck in der Richtung des erstrebten Zieles auszuüben.“ Das 
kontinentale Denken und Vorgehen der sowjetischen Außenpolitik, auch ihr gleich- 
sam infanteristischer Charakter, könnte nicht besser gekennzeichnet werden. 
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Die biologischen und wirtschaftlichen Antriebe 


Die außenpolitischen Regungen einer Nation sind nicht nur die Betätigung des 
nationalen Ehrgeizes, sondern viel mehr noch planvollesStreben nach der Erschließung 
ausreichender Nahrung und nach Existenzsicherung. In dieser Hinsicht unterliegt die 
Einschätzung der sowjetischen Absichten insofern einem Irrtum, als im allgemeinen 
davon ausgegangen wird, daß der sowjetisch beherrschte Raum genügend Reserven 
im Sinne einer autarken Selbstgenügsamkeit enthielte und daß deshalb die wün- 
schenswerte Zurückhaltung dem freien politischen Willen des Kreml zugemutet 
werden könnte. In Wirklichkeit wird die Volkswirtschaft der Sowjetvölker von 
einem permanenten Mangel beherrscht, der einen ständigen und immer kräftigeren 
Antrieb zur Expansion bilden wird. 

Der zaristische Agrarstaat konnte dem Wachstum seiner Bevölkerung mit der 
kolonialen Erschließung Sibiriens und der unermeßlichen südlichen Steppengebiete 
für den Ackerbau Raum geben, ein Vorgang, der der kolonialen Expansion der 
germanischen Nationen weitgehend parallel lief. Aber schon die agrarischen Ex- 
porte jener Zeit, — 1913 waren es 55 % der russischen Exportmenge überhaupt — 
erfolgten auf Kosten einer in ihren Massen häufig hungernden Bevölke- 
rung. Der Zwang zum Export von Nahrungsmitteln und anderen Rohstoffen 
beruhte auf der damaligen russischen Unfähigkeit, die eigene Lebenshaltung durch 
Export von Industriewaren zu verbessern. An diesen Grundtatsachen des russischen 
Daseins hat die sowjetische Industrialisierung noch nichts geändert. Sie hat im 
Gegenieil die Spannung zwischen dem Konsumbedarf und dem knappen Angebot 
an Nahrung und Waren vermehrt, die industrielle Exportfähigkeit nicht verbessert. 

Warum können die gewaltige Steigerung der sowjetischen Industrieproduktion 
und die technischen Fortschritte, die im Rahmen der kollektiven Landwirtschaft 
erfolgen, an diesem Zustande nichts ändern? Ohne Inanspruchnahme detaillierten 
Zahlenmaterials läßt sich die Frage durch folgende Überlegungen im großen be- 
antworten: 

Trotz aller Angaben über die Erweiterung der Anbauflächen nach dem Kriege 
ergeben die Berichte über die Lebensverhältnisse der Sowjetbevölkerung und das 
Fortbestehen der Rationierung der Lebensmittel das eindeutige Bild, daß die 
sowjetische Bevölkerung in der Masse weit davon entfernt ist, ihre Bedürfnisse 
voll befriedigen zu können. Darüber kann auch das gelegentliche Auftreten der 
Sowjetunion als Getreideexporteur nicht hinwegtäuschen. Von etwa 150 Millionen 
Tonnen Getreideernte lassen sich einige zwei bis drei Millionen Tonnen für poli- 
tische Exporte unschwer abzweigen, und sei es wie bei den Agrarexporten des 
Zarismus und auch des Balkans auf Kosten der eigenen Lebenshaltung. Es ist ein 
Irrtum, anzunehmen, daß der sowjetische Raum noch über angemessene Reserven an 
unerschlossenem Ackerland verfügt. Dieser Vorrat war schon im vorrevolutionären 
Rußland angebrochen, und auch das Vorschieben der Getreidegrenze nach Norden 
konnte mit dem Wachstum der Bevölkerung und gleichzeitiger Verlagerung von gewal- 
tigen Industriekombinaten in landwirtschaftlich sterile Regionen nicht Schritt halten. 
Man darf nicht übersehen, daß das Gesamtgebiet der ständig vereisten Böden 
rund 10 Millionen qkm oder fast die Hälfte des Sowjetterritoriums umfaßt und 
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die landwirtschaftliche Anbaufläche der Sowjetunion im Jahre 1938 nur 6,5 Pro- 
zent des gesamten Territoriums einnahm. 

Zu diesen absoluten Grenzen, die das Klima einer beliebigen Erweiterung der 
Landwirtschaft setzt, treten schwerwiegende Verlagerungen in der Verteilung und 
in den Lebensgewohnheiten der Bevölkerung, die die Spannung zwischen dem 
Konsumbedarf und seiner möglichen Befriedigung permanent vergrößern und 
komplizieren müssen. Das Anwachsen der städtischen Bevölkerung von 17,6 Pro- 
zent im Jahre 1914 auf 32,8 Prozent im Jahre 1939 — eine Tendenz, die durch 
die Industrialisierungspolitik des Krieges und der Nachkriegszeit noch vergrößert 
wurde — ist begleitet von einer veränderten Zusammensetzung der Nahrungs- 
mittel, deren eine städtische Bevölkerung bedarf. Für das Hervorbringen der ver- 
stärkt benötigten tierischen Produkte ist aber eine weit größere Fläche notwendig 
als für die Produktion der gleichen Kalorienmenge in vegetabilen Produkten. Diese 
Anspannung des agrarischen Sektors wäre längst unerträglich geworden, wenn die 
statistisch nur schwer erfaßbare Eigenernährung aus der weitverbreiteten Klein- 
gartenwirtschaft (z.B. im Donbas) sie nicht herabgemindert hätte. Dafür gibt es 
aber Gebiete wie das Kohlenzentrum Karaganda in der turkestanischen Wüste, die 
Industriezentren des Südural, die städtischen Zentren am Unterlauf der sibirischen 
Flüsse, Teile der fernöstlichen Industriestädte, die von jeglicher Eigenversorgung 
weit entfernt sind. Es sei noch erwähnt, daß nach Ansicht deutscher Agrarexperten 
während der deutschen Besatzung damit gerechnet werden mußte, daß die agra- 
risch dicht besiedelte Ukraine, vor allem auch bei einer Lockerung des Kollektiv- 
systems, in etwa 10 Jahren keinerlei Getreideüberschüsse geliefert hätte. Bei 
einem Weiterwachsen der industriellen und städtischen Bevölkerung wird sich die 
Sowjetunion also unvermeidlich in ein Land verwandeln, das landwirtschaftliche 
Produkte importieren muß, vor allem aus dem Balkan und vielleicht aus der 
äußeren Mongolei. Eine wesentliche Steigerung der Ertäge durch eine Intensivierung 
des kollektiven Landbaus ist nach den bisherigen Erfahrungen unwahrscheinlich. 

Permanenter Mangel oder zumindest das Gefühl der Sorge vor einem solchen 
herrscht aber bei einem Großteil der Sowjetbevölkerung nicht nur auf dem Gebiet 
der Nahrungsmittelversorgung. Er charakterisiert den Konsumsektor der Sowjet- 
wirtschaft überhaupt. Ein Großteil der 80 Prozent der Agrarbevölkerung der 
Zarenzeit war weitgehend Selbstversorger in allen Gegenständen des täglichen 
Bedarfs. Die gewaltige Zunahme des städtisch-industriellen Sektors hat nicht nur 
den dafür mobilisierten Teil der Bevölkerung aus dem Versorgungsbereich der 
bäuerlichen Hauswirtschaft gezogen, sondern mit der Kollektivierung sind auch 
die Grundlagen dieser Hauswirtschaft selbst völlig aufgelöst worden. Im rationali- 
sierten Arbeitsprozeß der sozialistischen Landwirtschaft ist kein Platz für Haus- 
weberei, Stoffärben, Kleidernähen, Lederverarbeitung, Teppichknüpfen usf. Damit 
trat die große Masse der Landbevölkerung als Bedarfsträger für nahezu alle 
Gegenstände von Kleidung und Hausrat neu in Erscheinung. Die schon in der vor- 
revolutionären Zeit schwache Fertigwarenindustrie stand also einem verviel- 
fachten Bedarf an diesen Gütern gegenüber. Unter solchen Umständen wiegt 
die ständige Zurücksetzung der Konsumgüter- und Leichtindustrie gegenüber der 
Schwer- und Produktionsmittelindustrie besonders schwer. Die Unerbittlichkeit 
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des Rüstungswettlaufs mit dem Westen, der Zwang, die schwerindustrielle Basis 
für die Aufrechterhaltung der Hegemonie in Osteuropa und Asien weiter auszu- 
bauen, schließt eine Milderung dieser Spannung für jede absehbare Zeit aus. 

Es bleibt noch hinzuzusetzen, daß diese Erscheinungen, nämlich Zunahme der 
Bevölkerung bei nicht gleichmäßig wachsender Agrarerzeugung, Vernachlässigung 
des Konsumsektors zugunsten der Schwerindustrie, als „sowjetisches Phänomen“ 
auch die eingegliederten ostmitteleuropäischen Staaten ergriffen haben. Trotz der 
Land- und Güterreserven, die die Austreibung von 12 Millionen Deutschen er- 
brachte, stehen diese Völker vor ähnlichen Problemen, wofür die im Lebens- 
standard absinkende Tschechoslowakei und der von Mangelerscheinungen bedrückte 
Balkan bezeichnende Beispiele sind. 

Die so im Zuge der Sozialisierung und verstärkten Industrialisierung bewirkte 
soziale Dynamik Osteuropas und in naher Zunkunft auch Chinas, tritt verstärkend 
zu dem sowjetischen Spannungsfeld hinzu und wird dem sowjetischen Expansio- 
nismus gleichgeschaltet. 

Während also die Industrierevolution Englands und Deutschlands auf der 
Grundlage des Erfindungsreichtums, der einzigartigen Industriestandorte, der Prä- 
zisionsarbeit und der kaufmännischen Organisation diese Völker zu einer Arbeits- 
teilung innerhalb der Weltwirtschaft führte und sie zu Exportkonkurrenten auf 
den Weltmärkten machte, führt die Industrialisierung des Sowjetbereiches nicht zu 
denselben Ergebnissen. Der relativ geringe Export der Sowjets bleibt im wesent- 
lichen agrarisch-mineralisch. Es besteht also keine Möglichkeit — auch nicht bei 
einer Beherrschung der riesigen asiatischen Märkte —, die Ernährung der eigenen 
Bevölkerung, die Sättigung ihres Konsumhungers durch Güteraustausch mit der 
übrigen Welt zu erlangen. Die ultima ratio der Sowjetpolitik wird deshalb — ge- 
nau wie in der Zeit des zaristischen Imperialismus — die Erweiterung des eigenen 
Territoriums, die Einverleibung weiterer Produktionsgebiete sein, mit der zusätz- 
lichen Methode, die Bevölkerung dieser einverleibten Gebiete bis zur unteren 
Grenze ihrer benötigten Produktionskapazität zu verringern. Die Entwicklung der 
Produktivkräfie der Sowjetunion hat also die kontinental-expansionistischen Kräfte 
der russischen Außenpolitik nicht verringert, sondern im Gegenteil verstärkt und 


den modernen Lebensbedingungen angepaßt. 


THEORIE UND TAKTIK DER SOWJETISCHEN AUSSENPOLITIK 
Die Theorie 


Die „ignorance of the Western statesmen“ hinsichtlich der Absichten des alten 
Rußland, von der Karl Marx vor hundert Jahren in einem Bericht an die New York 
Tribune gesprochen hat, besteht heute hinsichtlich der Gedankenwelt Lenins. Ob- 
wohl sein Werk in Millionenauflagen in allen Kultursprachen zugänglich ist, läßt 
sich die westliche Intelligenz die Gelegenheit entgehen, daraus ein Wissen über 
die Absichten der Sowjetmacht zu schöpfen. Sie will es nicht wahrhaben, daß das 
politische Gehirn eines Mannes auch das außenpolitische Verhalten einer großen 
Nation auf Generationen hin bestimmen könnte und, wie die Erfahrung lehrt, in 
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der Tat bestimmt hat. In jener präzisen und praktischen Sprache, die die Eigen- 
schaft hat, in allen Sprachen gleichmäßig verständlich und wirksam zu sein, ist das 
außenpolitische Konzept der künftigen Sowjetmacht bereits in dem 1914 geschrie- 
benen Aufsatz „Über die Losung der vereinigten Staaten von Europa“ vollständig 
enthalten (Lenin, Ausgew. Werke Moskau 1947, Bd.I, 753): „Die Ungleichmäßig- 
keit der ökonomischen und politischen Entwicklung ist ein unbedingtes Gesetz des 
Kapitalismus. Hieraus folgt, daß der Sieg des Sozialismus ursprünglich in wenigen 
kapitalistischen Ländern oder sogar in einem einzeln genommenen Lande möglich 
ist. Das siegreiche Proletariat dieses Landes würde sich nach Enteignung der Ka- 
pitalisten und nach Organisation der sozialistischen Produktion im eigenen Lande 
der übrigen Welt entgegenstellen und würde die unterdrückten Klassen der an- 
deren Länder auf seine Seite ziehen, in ihnen den Aufstand gegen den Kapitalis- 
mus entfachen und im Notfall sogar mit Waffengewalt gegen die Ausbeuterklassen 
und ihre Staaten vorgehen. Die politische Form der Gesellschaft, in der das Prole- 
tariat siegt, indem es die Bourgeoisie niederwirft, wird die demokratische Republik 
sein, die die Kräfte des Proletariats immer mehr zentralisiert im Kampf gegen 
die Staaten, die noch nicht zum Sozialismus übergegangen sind. Die Aufhebung 
der Klassen ist unmöglich ohne die Diktatur der unterdrückten Klasse, des Prole- 
tariats. Die freie Vereinigung der Nationen im Sozialismus ist unmöglich ohne 
einen mehr oder weniger langwierigen, hartnäckigen Kampf der sozialistischen 
Republiken gegen die rückständigen Staaten“. Es wird also vorausgesehen, daß die 
Verwirklichung des marxistischen Schemas in einem Lande oder einer Länder- 
gruppe (eben in der „Sowjetunion“) zu dem Dualismus einer sozialistischen und 
einer kapitalistischen Welt führen muß und daß dabei dem sozialistischen Staaten- 
bund die Aufgabe zufällt, den Klassenkampf innerhalb der kapitalistischen 
Staaten vorwärts zu treiben und lange Kriege gegen die kapitalistische Welt zu 
führen. Damit ist der permanente Kriegszustand des sozialistischen Bundes gegen 
die übrige Welt postuliert. Logischerweise muß dann jede außenpolitische Hand- 
lung der sozialistischen Unionsmacht eine Kriegshandlung sein; eine Nutzanwen- 
dung des Clausewitzschen Satzes, daß die Politik eine Fortsetzung des Krieges 
mit anderen Mitteln sei. 


Die Widersprüche in der kapitalistischen Welt sind eine der hauptsächlichen 
Kampfbedingungen: „Bei dieser Lage der Dinge ist ausschließlich die Zwietracht 
zwischen den imperialistischen Mächten für uns eine reale und keine papierene 
Friedensgarantie und kommt einerseits in der Wiederaufnahme des imperialisti- 
schen Völkergesetzes im Westen, andererseits in der außerordentlichen Verschär- 
fung des imperialistischen Wettstreites zwischen Japan und Amerika um die 
Beherrschung des Stillen Ozeans und seiner Küsten zum Ausdruck“ (Die nächsten 
Aufgaben der Sowjetmacht, 1918. Ges. Wke. Bd. XXII, 491—534). Die Geschichte 
der folgenden zwei Jahrzehnte hat nicht nur die Richtigkeit diese Analyse erwie- 
sen, sondern auch gezeigt, daß die Nachfolger Lenins in einer Zeit ideologischer 
Scheinbündnisse mit dem demokratischen Westen das eine Ziel unverwandt im 
Auge behalten haben, nämlich die Zwietracht der kapitalistischen Welt für die 
Stärkung der Sowjetmacht auszunutzen. Das Rezept hierzu war noch präziser in 
Lenins „Thesen über den sofortigen Abschluß eines annexionistischen Separatfrie- 


Raupach: Die Grundlagen der Sowjetischen Außenpolitik 21 


dens“ enthalten: „Von diesem Gesichtspunkt (Unterstützung des eigenen imperia- 
listischen Gegners H.R.) reißen wir uns in beiden Fällen von der einen oder der 
anderen imperialistischen Verbindung nicht völlig los, und es ist ganz klar, daß 
man sich nicht völlig losreißen kann, wenn man nicht den Weltimperialismus ge- 
stürzt hat. Die richtige Schlußfolgerung daraus ist, daß man seit dem Sieg der 
sozialistischen Regierung in einem Lande die Frage nicht von dem Standpunkt 
entscheiden darf, ob dieser oder jener Imperialismus vorzuziehen sei, sondern aus- 
schließlich von dem Standpunkt der besten Bedingungen für die Entwicklung und 
die Stärkung der sozialistischen Revolution, die bereits begonnen hat“ (Ges. Werke 
Bd. XXI, S. 191—199). Schon diese These erklärt die wechselnden Bündnisse 
Stalins mit Hitler und mit den Westmächten als konsequente Anwendung der 
Leninschen Anweisung. 


Für die Behandlung der differenzierten Frage einer Verbindung des nationalen 
Interesses der Massen mit dem Internationalismus der marxistischen Lehre lieferte 
Lenin auch bereits im Jahre 1914 ein Lehrstück, an dem für das russische Denken 
besonders prekären polnischen Beispiel. „Wenn die PPS (Polnische Sozialistische 
Partei, H.R.) im Jahre 1896 versuchte, Marxens Standpunkt aus einer an- 
deren Epoche (gemeint ist seine Einschätzung der polnischen Selbständig- 
keitsbewegung des 19. Jahrhunderts im Kampf gegen den Zarismus, H.R.) zu 
‚verewigen‘, so hieß das bereits, den Buchstaben des Marxismus gegen den 
Geist des Marxismus auszuspielen. Daher waren die polnischen Sozialdemokraten 
durchaus im Recht, als sie gegen die nationalistischen Leidenschaften des polni- 
schen Kleinbürgertums auftraten, die zweitrangige Bedeutung der nationalen 
Frage für den polnischen Arbeiter aufzeigten, zum erstenmal eine rein proleta- 
rische Partei in Polen schufen und das überragend wichtige Prinzip des engsten 
Bündnisses des polnischen und des russischen Arbeiters in ihrem Klassenkampf 
verkündeten, denn der Arbeiter in einer Demokratie verficht aufrichtig die Gleich- 
berechtigung der Nationen und ein engstes unzertrennliches Bündnis im Klassen- 
kampf der Proletarier aller in einem gegebenen Staate lebenden Nationen bei 
allen und jeglichen Wendungen der Geschichte dieses Staates“. 


Die Gleichberechtigung wird verstanden als „das Recht einer Nation auf Selbst- 
bestimmung und Lostrennung, und gleichzeitig damit, eben im Interesse gegen 
allen Nationalismus bei allen Nationen, Verteidigung der Einheit des politischen 
Kampfes in den proletarischen Organisationen, ihre engste Verschmelzung in einer 
internationalen Gemeinschaft, entgegen den bürgerlichen Bestrebungen einer na- 


tionalen Absonderung“ (Ges. Wke. XVII 539—602). 


Damit sind theoretisch die Möglichkeiten gegeben, größere übernationale Ein- 
heiten — imperialer oder kolonialer Art — zu sprengen und gleichzeitig die 
Suprematie der kommunistischen Zentrale über die nationalen Parteiorganisa- 
tionen zu begründen. Die kommunistischen Parteien hören damit auf, Teile des 
Ganzen im Sinne der angelsächsischen Demokratie zu sein, sondern sind Unter- 
organisationen einer zentral geleiteten Weltorganisation. Aber wichtiger als die- 
ser parteitaktische Grundsatz ist die Konstituierung des Kampfprinzips, das die 
Souveränität anderer Staaten grundsätzlich nicht achtet, sondern die Zusammen- 
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fassung der proletarischen Weltorganisation als der den bürgerlichen Staaten 
übergeordneten Autorität voraussetzt. 

Die sowjetische Taktik hat es verstanden, die kapitalistische Umwelt dieses 
Prinzip immer wieder vergessen zu machen. (Ein solcher Kunstgriff war die Auf- 
lösung der Komintern in der Zeit des antideutschen Bündnisses.) Die Umwelt ist 
inzwischen darüber belehrt worden, daß die Grundsätze Lenins unverändert bei- 
behalten worden sind. 

Über das Endziel wird in der Reihe über Krieg und Frieden im Jahre 1918 
bündig ausgeführt: „Wir müssen auch jetzt unbedingt einen revolutionären Krieg 
vorbereiten. Wir halten dieses Versprechen, so wie wir es mit allen Versprechen, 
die man sofort durchführen konnte, getan haben. Aber die Frage, ob man so- 
fort, unmittelbar einen revolutionären Krieg führen kann, muß man ent- 
scheiden, indem man ausschließlich die materiellen Bedingungen seiner Durchführ- 
barkeit und der Interessen der bereits begonnenen sozialistischen Revolution in 
Rechnung stellt ..., wenn wir, die bolschewistische Partei allein, das Werk in unsere 
Hände genommen haben, so haben wir das in der Überzeugung getan, daß die 
Revolution in allen Ländern heranreift, daß die internationale sozialistische Re- 
volution letzten Endes — und nicht gleich zu Anbeginn — ausbrechen wird, trotz 
aller Schwierigkeiten, die wir durchzumachen haben werden. Denn die interna- 
tionale proletarische Revolution marschiert; denn sie reift und wird völlig heran- 
reifen. Unsere Rettung aus all diesen Schwierigkeiten — das wiederhole ich noch- 
mals — ist die Revolution in ganz Europa“ (Ges. Werke XXII S. 343). 


Es wird also in Rechnung gestellt, daß die Schwierigkeiten der begonnenen 
russischen Revolution permanent sein werden, daß also das weltrevolutionäre 
Ziel mit dem revolutionären Krieg als Mittel, als ultima ratio zur Beendigung 
dieser Schwierigkeiten immer wieder hervorgeholt werden kann. 


Die geschichtliche Erfahrung einer Generation lehrt, daß diese Sätze nicht als 
Bemerkungen eines dogmatischen Fanatikers zur Lage seiner Zeit angesehen wer- 
den können, sondern die Bedeutung strategischer und taktischer Kampfgrund- 
sätze haben, die unter den Bedingungen des industriellen Zeitalters eine unver- 
änderliche Bedeutung haben. Erst der Wortlaut dieser Anweisungen läßt die 
praktische Seite des Leninismus erkennen. Das Studium der Sowjetdoktrin im 
Westen vernachlässigt im allgemeinen diese Seite zugunsten einer Betrachtung ihrer 
geschichtsphilosophischen Grundlagen. Auch in dem Aufsatz „X“ wird der betrach- 
tende, auf die natürliche Entwicklung der Zerfallstendenzen des Kapitalismus 
gerichtete Zug vor der aktiven Theorie hervorgehoben. Aber eben diese hat auf 
das politische Denken der führenden Sowjetschichten einen weit größeren Einfluß 
als die marxistischen Spekulationen über die Entwicklungsgesetze der Gesellschaft 
an sich. 

Es soll auch nicht verkannt werden, daß es die sowjetische Philosophie ist, die 
auf den Intellektuellen des Westens unter Umständen einen suggestiven Einfluß 
ausübt, ihn zum mindesten zum passiven Gefolgmann (Fellow Traveller) einer 
Aktion macht, deren Ziele ihm verborgen sind, weil er die russische Realität 
hinter der sowjetischen Ideologie nicht erkannt hat. 
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Die Ziele 


Die Einigung der Welt in einem zentral geleiteten wirtschaftlichen System er- 
gibt sich als Endziel aus dem Fortschrittsdenken des Marxismus. Die praktisch 
denkende bolschewistische Führung kann überdies aus der historischen Erfahrung 
das Fazit ziehen, daß die Entwicklung der Produktionsmittel des Friedens und des 
Krieges auf eine immer größere Zentralisation bei gleichzeitiger Verkleinerung 
der Maßstäbe für Raum und Zeit hinstrebt. Zur Zeit verfügen nur die USA und 
die Sowjetunion über die Mittel und den Raum, um die Erkenntnise der Atom- 
kernspaltung in Werkzeuge der Energiegewinnung oder einer weltweiten Strategie 
umzuwandeln. Der Kampf zwischen zwei entgegengesetzten Gesellschaftssystemen 
um Weltgeltung ist damit gleichzeitig zum Ringen um die Weltherrschaft zweier 
Machtzentralen geworden, die allein imstande sind, die Kräfte der zur Zeit wirk- 
samsten Vernichtungswaffe auszulösen. So hat die Weltpolitik aufgehört, ein 
Kräftespiel mehrerer annähernd gleichstarker Partner zu sein. Wir erleben in 
unseren Tagen das Scheitern der Vermittlungsversuche von Staatengruppen oder 
überstaatlicher Institutionen, denen eine entsprechende Machtentfaltung nicht zu 
‚Gebote steht. Ihr Auftreten hat bisher nur retardierende Wirkungen haben können. 


Die Aufhebung der neutralen Position, die Erschöpfung der Möglichkeiten wirt- 
schaftlicher Expansion konkurrierender Kapitalmächte — an welcher übrigens 
auch das zaristische Rußland teilzunehmen kaum Gelegenheit hatte — haben be- 
wirkt, daß unverhohlene strategische Überlegungen, daß Denken in Stützpunkten 
und Aufmarschräumen heute einen unmittelbaren Einfluß auf die außenpolitische 
Zielsetzung haben wie kaum jemals in der neuzeitlichen Geschichte. Doch sollte 
der Kampf um solche Vorteile, wie er in Griechenland, Nordiran oder Korea 
offenkundig geworden ist, nicht mit den großen über bloße Improvisationen er- 
habenen Linien der sowjetischen Außenpolitik gleichgesetzt werden. 


Es ist häufig bemerkt worden, daß die Russen den Schwerpunkt ihrer äußeren 
Aktivität, zwischen Europa und Asien wechselnd, zu verlegen pflegen. Sie nutzen 
dabei den Vorteil des Operierens auf der inneren Linie und können die Erfolge 
auf dem einen Schauplatz in ihren Auswirkungen auf dem anderen auswerten. 
Doch ist aus grundsätzlichen Erwägungen die Annahme erlaubt, daß es die Lebens- 
frage in der sowjetischen Außenpolitik bleiben wird, die dauernde Vorherrschaft 
in Europa zu gewinnen. 

Die Russen können sich nach den Erfahrungen, die sie und andere nach dem 
Ersten Weltkrieg in China gemacht haben, nicht darüber täuschen, daß es auch 
bei technischer und organisatorischer Überlegenheit auf die Dauer unmöglich ist, 
das Gesetz des Handelns einer Weltnation vorzuschreiben, die, viermal zahlreicher 
als jede andere, eine Tradition absoluter Eigenständigkeit weiterentwickeln wird. 
Eine Lösung chinesischer Agrarprobleme nach dem Vorbild der sowjetischen 
Kolchosverfassung ist schon angesichts der unübertrefflichen Intensität der chine- 
sischen bäuerlichen Einzelwirtschaft unvorstellbar. Bei der bedrohlichen Knappheit 
im eigenen Hause ist die Sowjetunion auf absehbare Zeit nicht imstande, den 
Industrialisierungsbedarf und den mit wachsenden Arbeitermassen steigenden 
Konsumhunger des benachbarten Riesenstaates zu befriedigen. Im Rahmen des 
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asiatischen Befreiungsprogramms des Leninismus ist ein weites Stück außenpoli- 
tischen Zusammengehens zwischen der Sowjetunion und China im Sinne einer 
Partnerschaft abzusehen. Der chinesische Raum wird aber weiterhin in den Mög- 
lichkeiten seiner Autarkie ruhen bleiben und seinen Ergänzungsbedarf bei Han- 
delspartnern in aller Welt ohne politische Preise decken können. Stellt man die 
industriellen Möglichkeiten eines vom Westen abgewandten Japans dabei in Rech- 
nung, so kann die Unabhängigkeit des Fernen Ostens nur wachsen. 

Anders stehen die Chancen und Notwendigkeiten der sowjetischen Bestrebungen 
in Europa. Das gesamte naturwissenschaftliche, philosophische Denken, das Vorbild 
der technokratischen Organisation, die Vorstellungen von einem technischen Le- 
bensstandard, die Grundlagen der neuzeitlichen russischen Kunst und Literatur 
liegen im Okzident und nicht im Orient. Und nur durch eine kommunistische 
Revolution in Westeuropa kann die Herrschaft des Bolschewismus letztlich legi- 
timiert werden. Denn die Anomalie, daß der Sozialismus in dem industriell rück- 
ständigsten Lande Europas verwirklicht worden ist, ohne daß die nach der Theorie 
für die proletarische Revolution reiferen Länder des Westens vorangingen oder 
wenigstens folgten, muß auf die Dauer den Glauben an die Richtigkeit der marxi- 
stischen Voraussagen erschüttern. Aber noch viel schwerer wiegt für die Sowjets 
die Gefahr, daß in Westeuropa, dem Ursprungsland des wissenschaftlichen Sozia- 
lismus, auch die Ideen zu seiner Überwindung entstehen. In dieser Hinsicht fürch- 
tet Moskau die amerikanische Gesellschaft nicht. Es weiß, daß in der individuali- 
stischen und liberalen Welt der Vereinigten Staaten in absehbarer Zeit solche 
Gegenkräfte nicht entstehen können. Die praktischen Maßstäbe des Wohlstandes 
und des Lebensstandards, die die USA heute bieten, werden für die Völker des 
Ostens und selbst für große Teile West- und Südeuropas unerreichbar bleiben. 
Die Eliten, aber auch die Massen dieser Länder erstreben Lebenssicherung, mate- 
rielle und ideelle Garantien für Besitz und Erbe, besonders für das bäuerliche 
Eigentum, die nur aus der konservativen Überlieferung gewährt werden können. 
Der Ursprungsort dieser Überlieferung aber ist Alteuropa. In jeder dieser Be- 
ziehungen gilt die besondere Aufmerksamkeit der Sowjets Deutschland. Wir lesen 
bei Lenin: „Es ist absolut wahr, daß wir ohne die deutsche Revolution zugrunde 
gehen. Vielleicht nicht in Petrograd, nicht in Moskau, sondern in Wladiwostok 
oder in noch ferneren Gegenden, wohin wir uns vielleicht werden zurückziehen 
müssen ..., aber wir werden auf jeden Fall trotz aller ausdenkbaren Wendungen 
zugrundegehen, wenn die deutsche Revolution nicht eintritt“ (1918, Ges. Wke. 
Bd. XXII 5. 343—367). Hier spricht die Furcht, daß Deutschland in der Mitte 
Europas den point de resistance bildet, von dem aus die Diktatur des Prole- 
tariats in Frage gestellt werden könnte. Der Vormarsch der deutschen Armeen 
im Jahre 1941 war eine Bestätigung auch dieser Voraussage. Eine spontane bol- 
schewistische Revolution ist auch nach der zweiten Niederlage in Deutschland nicht 
eingetreten. Die inzwischen mehrfach erprobte Technik der kalten Revolution hat 
sich aber auch in der deutschen Sowjetzone bewährt, und nichts würde Moskau 
davon abhalten, dieselbe Technik in Westdeutschland anzuwenden, wenn es die 
Macht dazu hätte. Dann erst wäre die Aufgabe gelöst, den konservativen Wider- 
standsherd in Europa zu beseitigen, die latente Gefahr für die Sowjetmacht wirklich 
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auszuschalten. Und: „Der Kreml weiß, daß die atlantischen Kräfte einen gemein- 
samen Punkt militärischer und wirtschaftlicher Schwäche haben: Deutschland. 
Der französische Vertreter in den UN legte den Finger auf die militärische 
Schwäche. Eine Strategie, die Deutschland den Russen opfert, wird den Verlust des 
Krieges im vornhinein so gut wie sicher machen“. („X“ a. a. O.) 

Es bedarf wohl keines Hinweises mehr, daß die Beherrschung Norddeutschlands 
mit dem breiten Ausgang zum Weltmeer auf der Grundlage der frostsicheren 
Marinebasis heute eine ganz andere Möglichkeit darstellt, als die vielberufenen 
türkischen Meerengen, die einstmals für die zaristischen Getreideexporte von großer 
Bedeutung waren, heute aber nichts als den Weg in ein mare clausum bedeuten. 
Die Stahlproduktion des in erreichbarer Nähe liegenden Ruhrgebietes und das 
trotz aller Zerstörungen noch starke deutsche industrielle Leistungspotential 
sind oft genug in diesem Zusammenhange gewürdigt worden. Aus all dem ergibt 
sich, daß trotz aller Breitenerfolge im asiatischen Osten, das Vordringen in Europa 
auf dem Wege über Deutschland das erste Ziel der Sowjetmacht ist und bleiben 
wird, und daß sie hier die Chance sieht, ihr kontinentales Schwergewicht am ehe- 
sten und mit dem geringsten Aufwand in die Waagschale werfen zu können. 


Die Methoden 


Aus den Zielen der sowjetischen Außenpolitik folgen die Methoden ihrer Ver- 
wirklichung. Die marxistisch-lenistische Klassenkampflehre läßt die Anwendung 
der sozialistischen oder der nationalistischen Komponente je nach der gegebenen 
Situation zu. Dieses Klassenkampfschema setzt den Zustand eines permanenten 
Krieges der Klassen und späterhin der sozialistischen und der kapitalistischen 
Staaten voraus. In diesem Sinne gibt es für die sowjetische Auffassung von der 
Weltpolitik keinen Frieden, sondern nur verschiedene Formen eines latenten 
Kriegszustandes zwischen diesen Klassen und diesen Staaten. So ist auch logischer- 
weise jeder Streik, jede propagandistische Aktion (Weltfriedenskongresse z. B.) 
als Teil und Form dieses permanenten Krieges anzusehen. 

Es ist deshalb nicht zweckmäßig, sowjetische Außenpolitik als politische Funk- 
tion eines sowjetischen Staatenbundes für sich zu betrachten. Die diplomatischen 
Formen werden von ihr mit besonderer Genauigkeit gewahrt werden, solange sie 
allgemein in Übung sind. Aber das System der Handelsvertretungen, die Komin- 
ternagenturen in den nationalen kommunistischen Parteien, panslawistische Kon- 
gresse, intellektuelle sowjetfreundliche Vereinigungen und pazifistische Verbände, 
internationale Frauen- und Jugendverbände, der wirtschaftliche und militärische 
Nachrichtendienst bilden zusammengenommen einen Apparat direkter und indirek- 
ter Einflußnahme, der in der Masse und Dichte seiner Beziehungen die Tätigkeit 
der eigentlichen Diplomatie weit hinter sich läßt. Dies ist ein absolutes Novum 
in der modernen Geschichte, das noch wenig in das Bewußtsein der politischen 
Schichten des Westens gedrungen ist. 

Der Wechsel zwischen internationaler und nationaler Propaganda im Verlauf 
dieses Krieges, dessen Hauptstück die so wirkungsvolle Scheinauflösung der Ko- 
mintern gewesen ist, hat der Welt die Augen über taktische Möglichkeiten der 
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Sowjetaußenpolitik geöffnet. Aber die relative Unkenntnis der slawischen Spra- 
chen ließ nicht allgemein bekannt werden, in welchem Ausmaße der Nationalismus, 
ja Nationalchauvinismus als Vorspann der sowjetischen Politik eingesetzt wurde. 

Auch in diesem Nationalismus bestätigt sich der kontinentale Charakter der 
sowjetrussischen Ambitionen. Der Panslawismus, das wichtigste außenpolitische 
Requisit der Zaren auf dem Kontinent, hat in der Form des russischen Führungs- 
anspruches gegenüber den Slawenvölkern, der gleichzeitig ein Schutzversprechen 
gegenüber deutschen Restitutionsansprüchen enthält, eine außerordentliche Kraft 
angenommen. Benesch konnte in einer berühmt gewordenen Studie über den Pan- 
slawismus (in der „Revue des deux mondes“ 1924) diese politische Geistesrich- 
tung für überwunden erklären. Eine solche, aus westlerischem Geist entstandene 
Ansicht würde heute im slawischen Bereich als Verrat an der Sowjetmacht ange- 
sehen werden. Dabei ist das Slawentum mit der Austreibung der Ostdeutschen 
nicht als saturiert anzusehen. Polnische Ansprüche auf das Oder-Westufer, die 
Autonomisierung der an sich unbedeutenden wendischen Stammesgruppe oder die 
südslawische Forderung auf Südkärnten sind als symptomatische Äußerungen eines 
größeren panslawischen Programmes zu betrachten. Dieses erstrebt seit seinen An- 
fängen in der Romantik die Wiederherstellung der germanisch-slawischen Grenze 
zur Zeit Karls des Großen (sie entspricht ziemlich genau der heutigen sowjetischen 
Besatzungsgrenze, und diese erfüllt insofern auch einen historisch programma- 
tischen Sinn). Wenn sich das deutsche Volk nicht der Sowjetisierung beugt, so 
steht ihm die Slawisierung bis zum Status des Jahres 800 bevor. Dies sind die 
Alternativen des russischen Entschlusses, die Besetzung Mitteldeutschlands freiwil- 
lig nicht aufzugeben. 

Auf das Operieren mit nationalistischen Motiven gegen die Türkei (georgische 
Frage), Iran (aserbeidschanische und kurdische Frage), sei hier nur hingewiesen. 


DIE CHANCEN DER SOWJETISCHEN AUSSENPOLITIK 


Die Stärke der sowjetischen Außenpolitik beruht darauf, daß es ihr gelungen 
ist, die Bestrebungen der Sowjetmacht mit den angeblichen Interessen der hand- 
arbeitenden Schichten aller Völker, der sich unterdrückt fühlenden Rassen, der 
kolonialen Völker, der sogenannten fortschrittlichen Elemente der Intelligenz- 
schichten und der Pazifisten in aller Welt gleichzusetzen. Dazu tritt das Protekto- 
rat über alle antigermanischen, antitürkischen und antijapanischen Regungen des 
unmittelbaren Einflußbereiches. Dieser Politik steht der Vorteil zur Seite, daß sie 
um ihren unmittelbaren Bereich der Ausübung direkter Macht eine Opposition 
nicht aufkommen läßt, außerhalb dieses Bereiches aber von jeder Opposition ge- 
stützt wird, die ihren Ursprung in den sozialen Schwächen der industriellen Ge- 
sellschaft hat. Die politische Ausnutzung dieser Krisen ist destruktiv und deshalb 
billig, denn sie erfordert oft nur den Einsatz geringer Mittel an gewissen Schlüs- 
selpunkten. Die Aufhebung der Ursachen dieser Krisen erfordert umgekehrt bei 
der stützenden Macht unverhältnismäßig größere Mittel und konstruktive Arbeit 
(Marshall-Plan). Zu den offen ausgetragenen sozialen Spannungen, denen das 
liberale Westeuropa ausgesetzt ist, treten seine außenwirtschaftlichen Schwierig- 
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keiten. Die Einbußen an Einfluß und Wirtschaftsmacht in der ehemals kolonialen 
Welt, die Verluste an überseeischen Kapitalinvestierungen Englands, die mit der 
Besetzung seiner Ostgebiete fast fünfzigprozentige agrarische Einfuhrabhängigkeit 
Westdeutschlands, schließlich die Zerreißung des westöstlichen kontinentalen Wirt- 
schaftszusammenhanges überhaupt ließen Westeuropa trotz seiner ungebrochenen 
Produktionskraft nur noch einen Schatten seiner früheren wirtschaftspolitischen 
Handlungsfreiheit. In dem von der atlantischen Welt nur mühsam gehaltenen Süd- 
ostasien nähern sich wachsende Bevölkerungszahl und schrumpfender Nahrungs- 
spielraum unweigerlich einem überkritischen Schnittpunkt. Diese Krisenräume am 
Rande ihres kontinentalen Einflußbereiches geben der Sowjetmacht die Zuversicht. 
daß sie ohne eigentliches Kriegsrisiko nur dem natürlichen Schwergewicht der 
Krisenfolgen zu folgen braucht, um am Ende die Oberhand zu gewinnen. 

Es sollte hier nachgewiesen werden, daß dieses Expansionsbedürfnis nicht nur 
in einem politischen Programm, sondern vor allem in dem Druck begründet ist, 
unter dem die Bevölkerung des sowjetischen Raumes aus Gründen schwer erträg- 
licher Knappheit selbst steht. Die übrige Welt verfügt über keine Mittel, um diesen 
Druck abzumildern oder abzulenken, da sie die Grundlagen der Existenz jener 
Bevölkerung nicht abändern kann. Falls sie nicht gewillt ist, sich diesen Lebens- 
bedingungen in einem eurasischen Nivellierungsgesetz zu unterwerfen, bleibt ihr 
nur der Weg äußerster organisatorischer und wirtschaftlicher Anstrengungen, um 
das eigene Sozialgefüge krisenfest zu machen und mit der Energie besserer Zu- 
kunftshoffnungen zu erfüllen. 


HANS BIDDER 
Als Augenzeuge im China Mao Tse-tungs 
Nationalismus und Kommunismus 


China ging aus dem Zweiten Weltkrieg als eine der fünf Großmächte hervor. 
Aber nach amerikanischer Auffassung sollte es auch weiterhin koloniales Ausbeu- 
tungsgebiet bleiben. Sachkenner wissen, daß sich zeitig genug warnende Signale 
gegen diese Politik zeigten. China steht seit langem unter dem europäisierenden 
Einfluß der fremden Mächte; es hat sich in einer langfristigen inneren Entwick- 
lung vom Zustand fast kolonialer Gebundenheit bis zu einer Stufe entwickelt, die 
von den Chinesen selbst „Herrschaft des Volkes“ (Kuomin-tang) genannt wurde. 
Sun Yat-sen schon kämpfte für diese Form der Demokratie, und China versucht 
seit langem, durch eigene Industrialisierung aus dem kolonialen Zustand heraus- 
zukommen. 

Wir europäischen Beobachter in Asien haben seit Jahren festgestellt, daß der 
sowjetrussische Kommunismus an Einfluß und werbender Kraft immer mehr ver- 
loren hat. Man darf daher nicht jeden Geländegewinn der Chinesischen Volks- 
republik als politischen Erfolg des Kommunismus gegenüber der „zivilisierten 
Welt“ oder als zusätzliche Bedrohung Amerikas bezeichnen. 
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In der Zeit der Heiligen Allianz — nach Napoleons Niederlage von 1815 — übte 
Rußland einen größeren Einfluß in Europa aus, als es die Sowjetunion heute tut; 
während des ganzen 19. Jahrhunderts konnte der russische Imperialismus im 
„Kampf des Walfisches mit dem Bären“ auf Kosten Englands und der übrigen 
Mächte einen gewaltigen politischen und wirtschaftlichen Raumgewinn erzielen. 
Daneben erscheint das Vordringen des Sowjet-Imperialismus und des kommunisti- 
schen Gedankens keineswegs so neu und panikerregend, wie es häufig dargestellt 
wird. In den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts hat der „Russische Vormarsch 
auf Indien“, — d.h. das russisch-britische Ringen um die Vormachtstellung in 
Zentralasien —, die Gemüter auf beiden Seiten erregt und nach der russischen 
Besetzung der Oase Merv die bekannte „Mervousness“ in London erzeugt. In 
durchaus ähnlicher Form hat das imperialistische Programm der Sowjetunion, das 
1924 auf der Orient-Konferenz von Baku beschlossen wurde, die ständige Beun- 
ruhigung der angelsächsischen Großmächte und ihrer Verbündeten veranlaßt. Nach 
diesem Programm sollten die unterworfenen Kolonial-Völker „revolutioniert“ 
werden; es war beabsichtigt, damit die empfindlichste Stelle der kapitalistischen 
Macht zu treffen. Es läßt sich nicht behaupten, daß bei dieser Offensive der „Kom- 
munismus“ als solcher eine nennenswerte Rolle gespielt hat. Paradoxer Weise war 
das Gegenteil der Fall: die Sowjets benutzten skrupellos und unsentimental einen 
ausgesprochenen Nationalismus als Waffe; das lag nahe, nachdem die vorhergehen- 
den 50 Jahre imperialistischer Herrschaft die Kolonialvölker ohnehin zum Natio- 
nalbewußtsein gegen ihre Ausbeuter erzogen hatten. Die Sowjets paßten ihre 
Außenpolitik jeweils den örtlichen Verhältnissen an. Bald predigten sie einen 
internationalen Kreuzzug des Kommunismus gegen die kapitalistische Welt, bald 
verfolgten sie unverhüllt einen politischen und wirtschaftlichen Imperialismus im 
eigenen Interesse. In Asien stand ihre Arbeit seit dem Ersten Weltkrieg unter der 
Devise des Kampfes gegen die Angelsachsen. China ist das klassische Beispiel für 
die Mobilisierung des asiatischen Nationalismus unter einer „kommunistischen“ 
Flagge. 

Hier hat sich die Sowjetunion einer auf heimischem Boden erwachsenen, der 
Theorie nach kommunistischen Revolutionsbewegung bedient, um den Kampf 
gegen die angelsächsische Weltmachtstellung aufzunehmen. Mao Tse-tung 
und seine Mitarbeiter sind nämlich, — das muß immer wieder 
nachdrücklich betont werden, -nihtSchülerder Moskauer Doktrin, 
sondern in erster Linie chinesische Revolutionäre, die erst, als die äußere poli- 
tische Situation es verlangte, ihr Vorgehen mit dem Moskauer Kurs gleichschal- 
teten. Wie auch immer dieser chinesische Entschluß erfolgte, in welchem Grade 
er freiwillig war, — es handelte sich nicht um ein einseitiges Diktat Moskaus 
gegen einen abhängigen Vasallen (Satelliten). Daher kann man schon jetzt mit 
Sicherheit annehmen, daß das chinesisch-russische Zusammengehen sein Ende in 
dem Augenblick finden wird, in dem die außenpolitischen Interessen der beiden 
Staaten in ernstlichen Gegensatz zueinander geraten. 

Das wichtigste Problem, an dem sich ihre Wege scheiden können, wird die Frage 
des materiellen Wiederaufbaus Chinas bilden. Nehmen wir einmal an, daß Chinas 
Eingreifen in Korea auf Wunsch der Sowjetunion erfolgt ist, und daß es zu einem 
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regelrechten Krieg gegen die Vereinigten Staaten von Amerika führen kann. Dann 
steht vor Mao Tse-tung und seiner Partei die Schicksalsfrage, ob ein Krieg gegen 
Amerika mit seinen ungeheuren Ansprüchen dem heutigen China, das keine aus- 
reichende Rüstungsindustrie besitzt, nicht allzu große Erschütterungen für die 
mühsam stabilisierte Währung und den zum ersten Male ausgeglichenen Staats- 
haushalt bringen muß. Das Regime Mao Tse-tungs, das noch kaum fest im Sattel 
sitzt, stünde in Gefahr, die Führung des chinesischen Volkes wieder zu verlieren, 
wenn auch nur durch eine passive Resistenz der Massen. 

In dem chinesisch-russischen Verhältnis hat der „Kommunismus“ als solcher wohl 
eine gewisse geistige Bindung zwischen den Führern der beiden Staaten hergestellt, 
— besonders in den Anfangszeiten ihrer Zusammenarbeit, — niemals aber war die 
Innenpolitik der beiden Länder aufeinander abgestimmt. Mao Tse-tung ist in der 
Parteidoktrin von vornherein eigene, gemäßigte, chinesische Wege gegangen und 
kommt in seiner „Neuen Demokratie“ bei aller äußerlich bekannten und befleißig- 
ten Anlehnung an die orthodoxe Moskauer Parteilinie doch zu sehr abweichenden 
Ergebnissen, z. B. statt Liquidierung zur Versöhnung der oppositionellen Klassen, 
statt Verfolgung und Erschießung zu Aufklärung und Überzeugung durch Arbeit. 

Noch viel weiter aber klafft der Spalt zwischen der praktischen chinesischen 
Lebensgestaltung von heute und dem von Moskau durchgeführten Staatskollek- 
tivismus. Mao Tse-tung erstrebt in seinen grundlegenden, öffentlich proklamierten 
Formulierungen wie auch in der einstweiligen Verfassung keinenkommuni- 
stischen Zustand im Staat oder der Gesellschaft, sondern will eine Synthese 
von Staatskapitalismus und Privatunternehmertum. Im heutigen China lassen sich 
alle Merkmale eines autoritär gelenkten Staatswesens auf den Gebieten der öffent- 
lichen Verwaltung nachweisen, dagegen würde es mir schwer fallen, irgendeine 
Verwirklichung echt kommunistischer Prinzipien nachzuweisen, wie sie in der 
Sowjetunion die Basis alles Lebens bilden, oder wie sie die amerikanische Propaganda 
im „Roten China“ als Bedrohung des amerikanischen „way of life“ sehen will. 

Da diese Feststellung bestimmt stark angezweifelt werden wird, will ich die 
Dinge, wie ich sie als Augenzeuge im heutigen China bis Ende November 1950 sich 
entwickeln sah, etwas eingehender darlegen. 


Eigener Ursprung und eigener Weg 


Die Männer, die heute unter Führung Mao Tse-tungs die Macht im Lande inne- 
haben, sind reine Chinesen, die ihre in theoretischen Studien gewonnene 
kommunistische Überzeugung nicht im Moskauer, d.h. ausländischen Milieu, son- 
dern in der schon von Dr. Sun Yat-sen 1911 erkannten, aber nicht nachhaltig 
genug bekämpften Agrarnot des riesigen chinesischen Bauernlandes erprobt und 
entwickelt haben. Die 1919 gegründete chinesische Kommunistische Partei hat sich 
somit in dreißigjähriger, von unablässigen Kämpfen politischen und militärischen 
Charakters erfüllten Geschichte unter den stetsgleichen Führern mit der 
gleihenGruppevonMitarbeitern, die auch heute an der Spitze der 
Kommunistischen Partei stehen, entwickelt. 

Dies bedeutet zweierlei: nämlich daß sie 1. nicht von Moskau oder nach Mos- 
kauer Vorbild ein- und abgesetzt werden können (wie das in den Satelliten-Staaten 
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sonst der Fall ist), und 2. daß sie nicht nur keine Hitzköpfe, sondern fast alle 
gereifte Männer sind. Dieses Zusammenhalten hat in Krisenzeiten innerparteiliche 
Spaltungen (Stalin-Trotzki) und das Aufkommen einer beklemmenden „GPU- 
Atmosphäre“ in China verhütet. Wenn mir seit der Machtübernahme in Peking am 
4. Februar 1949 ein Charakterzug besonders auffiel, so war es der in ihrem mate- 
rialistisch-wirtschaftlichen Denken begründete fanatische Wiederaufbau-Wille, der 
sie in allem und jedem beherrscht. 

Daher hat Mao Tse-tung in den grundlegenden Reden, die er im Frühjahr und 
Sommer 1949 hielt, immer seine Bereitschaft zur Zusammen- 
arbeit mit jedem Staat bekundet, der ihm fair und von gleich zu gleich 
begegnen werde. Er hat also nirgends kommunistische Gesichtspunkte bei der An- 
bahnung internationaler Beziehungen zur Bedingung gemacht. 

In der vorläufigen Verfassung, die im November 1949 angenommen wurde, 
steht wohl, daß die Kommunistische Partei als Führungsorgan im Staate einge- 
setzt sei, um — wie Mao Tse-tung mehrmals mit einer gewissen Verbeugung vor 
Moskau und den Theoretikern des internationalen Kommunismus versicherte, — 
die chinesische Entwicklung während der nächsten 30 bis 50 Jahre auf das große 
soziologische Ziel der zukünftigen staaten- und klassenlosen kommunistischen Welt- 
bürgerschaft zu lenken, aber bis dahin solle kein staatliher Kommu- 
nismusin China verwirklicht werden. Aus dieser langen Zeitspanne ergibt sich, 
daß sich auch ein Mann wie Mao Tse-tung dieses Ziel nur in weiter Ferne vorzu- 
stellen vermag. 

Die an sich für China viel wichtigere und historisch gesehen tatsächlich eine neue 
Epoche einleitende Aktion Mao Tse-tungs und seiner Kommunistischen Partei, die 
merkwürdiger Weise von der internationalen Öffentlichkeit unbeachtet und in 
ihrer fundamentalen Bedeutung unerkannt blieb, war die im Juli 1950 durchge- 
führte große Agrar-Reform. Dieses Werk, für das der Theoretiker der Partei — 
Liu Schao-tschi — selbst federführend zeichnete, Jäßtjedenkommunisti- 
schen Charakter vermissen. Die Reform wurde nicht, wie man es seitens 
einer Kommunistischen Partei erwarten durfte, im Wege der Verstaatlichung von 
Besitz und Eigentum am Boden oder sozialisierter Ackerbau-Methoden (Sowjet- 
Kolchosen) durchgeführt, sondern man schuf in durchaus richtiger Würdigung des 
chinesischen Bauerncharakters und seiner Jahrtausende langen Entwicklung den 
Kleinbauern auf eigener Scholle unter unbedingter Respektierung 
des Privateigentums. Hier und da, z.B. in der Umgebung von Peking, ha- 
ben sich russische Berater anfänglich in die Landreformfrage eingemischt, so daß 
unchinesische Maßnahmen vorkamen; sie wurden jedoch revidiert, und man hat 
das Gesetz schließlich unter weitgehender Heranziehung der bäuerlichen Bevölke- 
rung durchgeführt. Das Ergebnis läßt erkennen, daß man nicht nach kommuni- 
stisch-theoretischen Grundsätzen verfuhr, sondern der Schaffung und Verankerung 
eines bäuerlich-bürgerlichen Produktionsfaktors auf landwirtschaftlichem Gebiet 
Geltung verschaffte. Und das bedeutet, daß die chinesische Kommunistische Partei 
auf diesem wichtigsten, ca 85 Prozent der Bevölkerung umfassenden Gebiet vor 
dem Willen des chinesischen Volkscharakters Halt machte und international-kom- 
munistische Prinzipien der gesunden chinesischen Vernunft opferte. Die hier er- 
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wähnte Beteiligung der Bevölkerung an der Vorbereitung von gesetzlichen Maß- 
nahmen, die sie selbst betreffen, bildet auch sonst einen charakteristischen Zug der 
neuen Regierung, der sich grundsätzlich von sowjetischen Vorbildern unterscheidet. 

Gerade im Falle Chinas erweist sich somit, daß der sowjetische Imperialismus 
bei dem Versuch zur Ausnutzung einer von Moskau völlig unabhängigen eigen- 
revolutionären Bewegung lediglich eine Gleichschaltung der außenpolitischen 
Kurse beider Länder erreichen, — aber keineswegs China seiner Form des Kom- 
munismus unterwerfen konnte. 

Die amerikanische Propaganda hat es sich wieder einmal leicht gemacht, wenn 
sie das heutige China einfach als „Rotes China“ abstempelte und damit in gleiche 
Reihe mit den anderen Satelliten-Staaten zu stellen sucht, in denen ganz andere 
Verhältnisse herrschen. Dieser tendenziösen Auslegung kommt zu Hilfe, daß in der 
Tat der innere Zustand in China als paradox bezeichnet werden kann und vom 
Ausland schwer zu übersehen ist. Während nämlich die chinesischen Volksmassen 
sich wie von jeher relativ unberührt vom politischen Denken erhielten und in ge- 
wohnter Tradition nur an ihren familien-kommunistischen Lebensformen festhiel- 
ten, nahmen die politischen Führer einen immer stärker linksgerichteten Kurs an. 
Dr. Sun Yat-sen leitete diesen Weg mit der Bildung seiner Kuomintang-Republik 
ein, und heute nennen sich Mao Tse-tung und seine Anhänger Marxisten. Wenn 
sich auch die Partei zum theoretischen Katechismus von Marx und Engels fanatisch 
und kritiklos wie zu einem religiösen Dogma bekennt, so muß doch wiederholt 
werden, daß die große chinesische Masse keineswegs dem Staatskommunismus unter- 
worfen, sondern in nationalem und sozialistischem Sinn autoritär regiert wird. 

Alle Beobachter sind sich darüber klar, daß die Regierung in ihrer spartani- 
schen Lebensführung für Partei und Volk, mit ihrer zentralisierten Finanz- und 
Steuerverwaltung und ihrer rücksichtslos alles auf den materiellen Wiederaufbau 
des Landes stellenden Zielsetzung genau das verkörpert, was dem früheren Staat 
mit seiner Dezentralisierung, seinem verrotteten Pacht-, Steuer- und Finanzsystem 
und seinem weit verbreiteten „Squeeze“ (Bestechung) (und das nach fast zehn- 
jähriger Verwüstung durch Krieg und Bürgerkrieg!) fehlte. 

Die amerikanischen Journalisten sprachen in ihren ersten Berichten von „Libe- 
rationists“ (Befreiern!), gingen dann aber sehr bald zu der summarischen Bezeich- 
nung „Rot- oder Kommunistisches China“ über und sind bis heute bei dieser 
Bezeichnung geblieben. Sie verfielen dem Irrtum, die Zustände, die sie vor einem 
Jahr erlebten, nicht als Durchgangsphase, sondern als endgültige Chakterisierung 
des neuen Staatswesens zu nehmen. Seit ihrem Fortgang aus China hat sich aber 
die Lage erheblich stabilisiert und geändert. Während sich im ersten Jahr der 
Mao Tse-tung-Regierung unter dem Druck der militärischen Operationen Notstände 
zeigten, in denen ohne jede Rücksicht auf die Substanz Steuererhebungen durch- 
geführt wurden, die lediglich auf schnelle und große finanzielle Ergebnisse abziel- 
ten und zeitweilig durchaus bolschewistischen, auf Liquidierung kapitalistischen 
und bürgerlichen Eigentums gerichteten Charakter trugen, schlug die Regierung 
nach Abschluß der militärischen Operationen einen gemäßigten Kurs ein. Den 
gleichen irreführenden Eindruck hatte in der Zeit der Anwesenheit der Amerikaner 
die Handhabung der Notenpresse erweckt, die es fertig brachte, ihre neue Wäh- 
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rung innerhalb des ersten Jahres im Verhältnis zum US-Dollar von 80 auf 41 000 
zu entwerten. Inflation und die schonungslos geübte Steuereintreibung erklärten 
sich später als vom Zwang diktierte Maßnahmen, durch die der Feldzug zur Be- 
setzung des riesigen Landes finanziert werden mußte. 

Kein Wunder, daß Tschiang Kai-scheks Exilregierung auf Formosa und die land- 
flüchtige Kuomintang in der internationalen Öffentlichkeit gerade dieses Moment 
betonten und die Ansicht verbreiteten, in China sei der Bolschewismus in seiner 
schlimmsten Form eingezogen. Kein Wunder auch, daß die Vereinigten Staaten, 
die hinter dem flüchtenden Regime standen, allenthalben dieselbe Propaganda 
unterstützten und williges Gehör fanden. Da der Regierungswechsel in China für 
die Vereinigten Staaten das Ende ihrer Geheimverträge mit der Regierung 
Tschiang Kai-scheks bedeutete, ist leicht einzusehen, daß den Amerikanern daran 
lag, die neue Volksregierung zu schwächen und in Mißkredit zu bringen. Auch in 
China selbst trugen die durch die militärische Zwangslage diktierten Maßnahmen 
dazu bei, die ohnehin zwischen Partei und Volk bestehende Kluft zu verbreitern 
und die neue Regierung unpopulär zu machen. Der durch konfiskatorische Steuer- 
erhebung und die von Formosa aus geführte Blockade beschleunigte Zusammen- 
bruch aller öffentlichen und privaten Wirtschaftsunternehmungen Schanghais, und 
der praktisch erreichte wirtschaftliche Stillstand weiter Teile Südchinas brachte das 
Regime in eine schwere Krise, die sich besonders in Kanton in immer rebelli- 
scherer Form Luft machte. Noch heute sitzt die Volksregierung im südwestlichen 
China keineswegs allzufest im Sattel. 

Nun folgte aber — und das wird von der feindlichen Propaganda übergangen, 
— sofort nach Einstellung der militärischen Operationen die Einberufung zweier 
großer Steuerkonferenzen in Peking, bei denen sowohl die Finanzverwaltung, mit 
gleichem Ernst aber auch die kapitalistischen Unternehmer ganz Chinas gehört 
wurden. Im Ergebnis wurden eine weitgehende Steuerreform und Steuerermäßi- 
gung, dazu Hilfsmaßnahmen beschlossen, um die Wirtschaft — die staatliche wie 
die privatkapitalistische — vor dem gänzlichen Zusammenbruch zu retten. Dieses 
Einschreiten beweist, daß der Regierung nichts daran lag, diese „bolschewistischen“ 
Zwangsmaßnahmen beizubehalten. Der Erfolg blieb auch nicht aus, — die aus 
Schanghai und allen übrigen Wirtschaftszentren Chinas entsandten „Kapitalisten“ 
äußerten mir gegenüber ihre lebhafte Befriedigung über das verständnisvolle Ent- 
gegenkommen und den sachlichen Ernst, mit dem ihre Vorschläge in Peking auf- 
genommen worden seien. 

Im Gefolge der Währungsstabilisierung ging man an die Wiederherstellung des 
sehr wichtigen Verkehrswesens, das für China, besonders bei der heutigen äußeren 
Absperrung der Häfen, eine ungeheure Rolle spielt, und ihm an Stelle der bisher 
aus dem Ausland bezogenen Rohstoffe das eigene Rohmaterial aus dem weiten 
Innern liefert. Vordringlicher als die Neuordnung des Eisenbahnwesens war es, 
den inneren Fluß- und Kanalverkehr wiederherzustellen. Die Regulierungsauf- 
gaben waren ungeheuer, da die vorjährigen Regen- und Überschwemmungskata- 
strophen enorme Zerstörungen angerichtet hatten, überdies noch 40 Millionen 
Hungernder hinterließen. Beide Aufgaben meisterte die Regierung. Ich selbst hörte 
aus dem Munde eines der mit der Lösung dieses Problems Betrauten: 


Bidder: Als Augenzeuge im China Mao Tse-tungs 33 


„Wir standen vor der Wahl, entweder die angebotene Hilfe des kapitalistischen 
Auslands anzunehmen, die wir aber, da man Kontrollrechte bei der Verteilung zur 
Bedingung machte, selbstverständlich als unabhängige Regierung ablehnten, oder 
die Unterstützung der USSR und der übrigen Volksdemokratien zu akzeptieren, 
— — was sich jedoch für unsern Anstand verbot, da diese Länder für ihre eigenen 
Bedürfnisse nicht genügend Lebensmittel, besitzen. So schlugen wir den dritten 
und einzig möglichen Weg ein: Selbsthilfe durch Ausbau der Verkehrswege, wo- 
durch den Hungernden Zufuhr an Lebensmitteln aus anderen Provinzen Chinas 
verschafft wurde und wodurch gleichzeitig ihre Arbeitsleistung diese Hilfe be- 
zahlte, die ihnen also nicht als „Almosen“ gegeben wurde.“ 

Die letzte und größte Leistung der Volksregierung und der innenpolitisch be- 
deutsamste Akt für China war die erwähnte Agrarreform. 

Auf allen übrigen Gebieten der staatlichen Betätigung ist eine Symbiose von 
staatlicher und privater Initiative, etwa im Verhältnis von 40 zu 60 Prozent, das 
Ziel der Regierung, nicht aber die Verwirklichung staatskommunistischer Ge- 
danken. Dies gilt auch bei der Regelung des staatlich kontrollierten 
Außenhandel». 

Es ist daher nicht zu verkennen, daß Mao Tse-tung und die Kommunistische 
Partei, die mit ihrer marxistisch-landfremden Ideologie im chinesischen Volk 
keinerlei Verständnis und Sympathie fanden, durch diese positiven Wiederaufbau- 
leistungen die ihnen anfangs entgegengebrachte Ablehnung ausgleichen konnten 
und sich eine nachträgliche Anerkennung verschafften. Diese Gewinnung der brei- 
ten Masse, von der ihre Stellung abhängt und ohne die sie ihren fanatischen Wie- 
deraufbauwunsch nicht durchsetzen kann, wird die Regierung bestimmt nicht aufs 
Spiel setzen. Eine Gefährdung dieser Grundlinie wäre z.B. Chinas Beteiligung an 
einem Kriege größeren Ausmaßes. Für die Sowjetunion und für die Vereinigten 
Staaten bildet der Korea-Konflikt ein außenpolitisch wichtiges Problem, — nicht 
aber für China. 


Vorläufig Zusammenarbeit in Gleichberechtigung 


Die starke Beteiligung der Sowjetunion an Chinas Außenpolitik trat nicht von 
Anfang in Erscheinung. Man sollte nie aus dem Auge verlieren, daß die chinesisch- 
kommunistische Bewegung nicht unter Moskauer Ägide entstanden ist und daß 
keiner der führenden Männer sein Emporkommen und seine Stellung russischer 
Beeinflussung oder Rückendeckung verdankt. Es gab eine Zeit, in der Mao Tse- 
tung, als einmal ein Moskauer Berater in Yenan erschien, um die Kommunistische 
Partei nach russischem Vorbild zu organisieren, ihn festnehmen und an die chine- 
sisch-russische Grenze zurückbefördern ließ. Die chinesischen Kommunistenführer 
wie auch die Partei selbst sind ohne Moskauer Hilfe groß geworden. Bei genauerer 
Betrachtung ergibt sich, daß China im chinesisch-russischen Verhältnis der ge- 
bende und die Sowjetunion der empfangende Teil ist, — ich verweise auch hier 
nur auf die Übertragung der chinesisch-amerikanischen Geheimverträge von 1942 
auf die Sowjetunion. Mao Tse-tung wußte schon vor seiner Reise nach Moskau, daß 
China von der kriegsgeschwächten und ohnehin in industrieller Hinsicht immer 
noch rückständigen Sowjetunion keine besondere wirtschaftliche und industrielle 
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Förderung erwarten könne, und daraus erklärte sich der bis zu seiner Reise immer 
wiederholte Wunsch nach Zusammenarbeit mit jedem Staat, der ihm in freund- 
schaftlicher Weise entgegenkomme und seine Beziehungen zur flüchtigen Kuomin- 
tang-Regierung Tschiang Kai-scheks löse. 

Es wird von kommenden Geschichtsschreibern einst ehrlich festzustellen und zu 
entscheiden sein, welche Motive die Vereinigten Staaten bewogen, ihre Beziehun- 
gen zu China restlos abzubrechen, obwohl sie das Wesen des chinesischen Volkes 
längst hätten kennen müssen. Dagegen brachen sie nicht mit der USSR, deren Ziele 
sie fürchteten und ablehnten, unterstützten die Sowjetregierung im Weltkrieg und 
versprachen ihr heimlich Privilegien in der Mandschurei auf Kosten Chinas. 

Großbritannien war durchaus bereit gewesen, die entgegengestreckte Hand Mao 
Tse-tungs zu ergreifen und einen modus vivendi auch mit diesen chinesischen 
Kommunisten zu suchen. England hatte im Gegensatz zu den Amerikanern wirt- 
schaftlich wertvollste Positionen im Fernen Osten zu verteidigen, die seit dem 
Nanking-Vertrag von 1842 in generationenlanger Arbeit aufgebaut worden waren. 
Für die Vereinigten Staaten dagegen, die außer ihren Motoren- und Ölabsatz- 
interessen (wenige Prozente ihres Außenhandels) lediglich Universitäts- und Mis- 
sions-Aufgaben in China besaßen, zählte diese Rücksicht nicht. Die ablehnende 
amerikanische Haltung hat sich in der angestrebten Reichweite, d.h. totaler 
Blockade durch die kapitalistische Welt, wie sich später erwiesen hat, nicht durch- 
setzen lassen, — immerhin brachte sie aber eine folgenschwere Verzögerung der 
englischen, indischen, skandinavischen usw. Anerkennungen Chinas um ein halbes 
Jahr zustande. Als diese schließlich erfolgten, war es zu spät: Einen Monat zuvor 
hatte Mao Tse-tung sich mit seinen Mitarbeitern nach Moskau begeben müssen —, 
die Partie war für die angelsächsischen Mächte verloren. 

Während dieses Moskauer Besuches, der für Mao Tse-tung wie für zahlreiche 
Mitglieder seiner Umgebung tatsächlich den ersten Anschauungsunterricht von den 
Zuständen in der Sowjetunion bedeutete und der sich schließlich auf drei Monate 
ausdehnte, hat die neue Chinesische Volksregierung eine Reihe von politischen 
und wirtschaftlichen Bindungen an die Moskauer Außenpolitik übernehmen müs- 
sen, die sie keineswegs von Anfang an im Auge hatte. Ihre Reichweite und Be- 
deutungsschwere wird erst heute in vollem Umfang fühlbar. Es war sehr charak- 
teristisch, daß Mao Tse-tung von allem, was er in Moskau hatte zugestehen müssen, 
nach seiner Rückkehr nach China kein Wort veröffentlichte, ja, daß sogar die Tat- 
sache seiner Rückkehr möglichst geheimgehalten wurde. Die Sowjetregierung nahm 
die günstige Gelegenheit wahr, die Chinesen so stark wie möglich an den eigenen 
politisch-wirtschaftlichen Kurs zu fesseln. Dies wurde sofort klar, als man erfuhr, 
daß China die beiden wertvollsten Konzessionen, die Tschiang Kai-schek in der 
Stunde der Not 1942 dem amerikanischen Wirtschaftsimperialismus heimlich hatte 
machen müssen, nunmehr in vollem Umfange der Sowjetunion übertragen hatte: 
Zwei Verträge über die auf 30 Jahre an die Standard Oil verpfändete Erdöl-Aus- 
beutung in den fünf großen Nordwestprovinzen Chinas und die Ausbeutung von 
Atom- und anderen Mineralien im gleichen Gebiet, das praktisch ganz Ost-Tibet 
mit umfaßt! Wahrscheinlich wechselten auch die ca. 15 übrigen Geheimverträge, in 
denen Tschiang Kai-schek den Vereinigten Staaten damals die verschiedensten 
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Monopole auf Eisenbahnen, Straßenbauten, Fluglinien usw. übertragen mußte, bei 
dieser Gelegenheit ihre Unterzeichner. Es ist daher kein Wunder, daß die Ver- 
handlungen von Mao Tse-tung widerstrebend geführt wurden und sich so lange hin- 
zogen. Veröffentlicht wurde nur das erbärmlich Wenige an finanzieller und an- 
derer „Hilfe“, das die USSR ihm gewährte: z.B. eine Anleihe von 300 Millionen 
Dollars auf fünf Jahre, die Zusage der Rückgabe von Port Arthur, Dairen und der 
Ostchinesischen Eisenbahn für Ende 1952. Wirtschaftsabkommen und ein Handels- 
vertrag kamen im Lauf des Jahres noch hinzu. In die Öffentlichkeit sickerten Ge- 
rüchte von enormen chinesischen Lieferungsverpflichtungen an Lebensmitteln, 
Rohstoffen wie Wolle, Häute, Soya-Bohnen usw., von der Gestellung von Men- 
schenkräften für industrielle, aber auh für militärische Zwecke. Sie 
erzeugten in der chinesischen Öffentlichkeit Panik. 

Daß die Zustände in der Sowjetunion nicht so rosig aussehen konnten, wie sie 
russische Propaganda-Institute, — die erst jetzt begannen, in chinesischer Auf- 
machung aus dem Boden zu schießen — in die illustrierten Zeitschriften und auf 
die Filme zauberten, wußte man in China zuverlässig, seitdem die sowjetrussischen 
Berater in Scharen in reservierten Zügen über Harbin einzutreffen begannen, links 
und rechts alles aufkauften, sich einkleideten, heimsandten, was sich mit den von 
der chinesischen Regierung gewährten Bezügen nur erschwingen ließ. Man nahm 
wohl diese Geschäftsbelebung gern hin, aber als bekannt wurde, in welchem Um- 
fang Hirse und anderes Getreide über Tientsin nach Wladiwostok verschifft zu 
werden begannen, kam es zu Streiks und öffentlichem Widerspruch... Die neuen 
„Berater“, meist Ingenieure, Werkmeister, Techniker, Vorarbeiter sowie Wirt- 
schaftsstatistiker und Bankpersonal, setzten sich aus Elementen zusammen, die 
offensichtlich zum erstenmal ins Ausland kamen. Sie sprachen außer Russisch kein 
Wort oder durften es nicht. Sie machten sich durch Arroganz gegenüber den 
„gelben Kulis“ unbeliebt und durch erstaunlichen Mangel an Fachkenntnis lächer- 
lich. All dies und ihre offen zu Tage tretende Armut ließ jede Illusion über das 
Arbeiterparadies verfliegen. 

Interessant war an diesen neuen „Verbindungsleuten zur Verständigung zwischen 
den Völkern“, daß sie — in schroffem Gegensatz zu alten Gepflogenheiten — 
strengstens von jeder Berührung mit der Außenwelt, ja sogar voneinander fern- 
gehalten wurden, hinter Schloß und Riegel wohnten, keinerlei persönliche Be- 
wegungsfreiheit besaßen und nach drei- bis sechsmonatiger Tätigkeit abgelöst 
wurden. Die „Dienste“, die sie China leisteten, wurden bald sehr ablehnend kri- 
tisiert und sind auch zweifellos untergeordneten Charakters geblieben. Von einer 
russischerseits beabsichtigten Propagierung russisch-kommunistischer Prinzipien 
war nichts zu spüren. Zwar wurden zu Anfang Massen von russischen Lehrbüchern 
verteilt, — aber niemand profitierte von dieser Lektüre, und somit unterscheidet 
sich diese heutige russische Mission weit von den ehemaligen Beratern zu Borodins 
Zeit in Kanton 1922—27. 

Unter diesen Umständen ist es klar, daß die offiziell propagierte Annäherung 
an den „Großen Bruder“ kein sehr nachhaltiges Echo in der chinesischen Öffent- 
lichkeit fand; tatsächlich hat sich auch das chinesisch-russische Verhältnis keines- 
wegs weiter erwärmt. Ginge die Sowjetregierung nun so weit, militärische Hilfs- 
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dienste von China zu verlangen, die über die Kräfte des jungen Staates gehen, — 
man sprach während der Moskauer Verhandlungen über eine russischerseits ver- 
langte Stellung von drei Millionen chinesischer Hilfstruppen, — so würde auch die 
chinesische Geduld wohl ihr Ende finden. Als einige Monate vor meiner Abreise 
Ende November die ersten Gerüchte von bevorstehendem Einsatz chinesischer 
„Freiwilliger“ in Korea auftauchten, genügte diese Beunruhigung, um das müh- 
sam stabilisierte Preisniveau und die Währung für einige Tage ins Wanken zu 
bringen. Jede solche Erschütterung wird bei dem schmalen Spielraum, der die 
Lebenshaltung der chinesischen Volksmassen vom tatsächlichen Hunger trennt, am 
eigenen Leibe jedes Kulis gespürt und kann die Stellung der Regierung schnell 
gefährden. Es kam schon während der durch militärische Notwendigkeiten erzwun- 
genen Kriegsanleihe und Steuerbeitreibungen des ersten Jahres vor, daß die Be- 
völkerung die Zahlung verweigerte und in der Verzweiflung entweder ostentativ 
und sensationell Selbstmord beging (etwas sehr Seltenes in China!) oder die 
Steuererheber erschlug. 

Daß andererseits die Sowjetregierung selbst einspringen und etwa die Versor- 
gung der chinesischen Armee in Korea auf längere Frist übernehmen würde, er- 
scheint nach allem, was bisher über die innere wirtschaftliche Situation der USSR 
bekannt wurde, und nach ihrem durchaus ablehnenden Verhalten z.B. chinesischen 
Forderungen nach Gewährung von Luftiwaffenunterstützung gegen Formosa gegen- 
über, höchst unwahrscheinlich. 

Überdies hat die Verwendung chinesischer Armeen im Korea-Konflikt noch eine 
der Sowjetregierung bestimmt nicht angenehme Begleiterscheinung: China hat 
seine besten Truppen — die 1. Armee unter Lin Piao — die die Hauptarbeit bei 
der Besetzung Südchinas geleistet hatte und die seitdem an der südchinesischen 
Grenze stand, in monatelangen Transporten, die wir den ganzen Sommer hindurch 
beobachteten, auf russischen Wunsch in der Mandschurei versammelt. Die USSR 
aber unterhielt bisher dort nur eine schwache Polizeitruppe zum Schutz ihrer 
Eisenbahninteressen. Die jüngeren Heerführer wie Lin Piao, die sich großer Po- 
pularität erfreuen, sind für ihre äußerst nationalistische Einstellung bekannt. Die 
Anwesenheit einer solchen Armee, im Bereich der russischen Interessensphäre, 
kann der Sowjetregierung nicht angenehm sein. Überall in Asien hat es einen 
tiefen Eindruck gemacht, wie Korea im Gefolge seines Zusammengehens mit der 
Sowjetunion jetzt zerstört und zerbombt daliegt. Die Russen rühren selbst keinen 
Finger, sondern verweisen es auf chinesische Hilfe. Es bedurfte daher sehr sorg- 
fältiger „Aufklärung“ der in Korea verwendeten Truppen, um der chinesischen 
Armee das „nötige Verständnis der Lage“ beizubringen. Die Armee mußte eine 
besondere Auslese älterer und zuverlässiger Elemente nach Peking senden, wo sie 
in einer einwöchigen propagandistischen Bearbeitung für die Verwendung in 
Korea „geschult“ wurden. 

Die USSR wird überaus vorsichtig zu Werke gehen müssen, um die prekäre 
Logik ihrer bisherigen Strategie hieb- und stichfest in den Augen des chinesischen 
Volkes erscheinen zu lassen. Wie häufig wurde bereits auf den öffentlichen politi- 
schen Diskussionsversammlungen der Partei die peinliche Frage dreist aufgewor- 
fen: „Warum ist das Vorgehen der Vereinigten Staaten in Formosa Imperialismus 
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— und das der Großen Brüder in der Mandschurei und Dairen kein Imperialis- 
mus?“ — woraufhin der Diskussionsleiter eiligst zu einem anderen Thema überging. 

Eine militärische Zusammenarbeit wie die chinesisch-russische in Korea muß 
das ohnehin kühle Verhältnis zwischen beiden Staaten weiter belasten. So bitter 
man auch in China die ganze amerikanische Gegnerschaft, die Zusammenarbeit 
McArthurs mit dem Exilregime Tschiang Kai-scheks in Formosa, vor allem aber 
die China unverständliche amerikanische Haltung in der chinesischen UNO-Frage 
empfindet, man wird sich nicht für russisch-imperalistische Interessen in Korea 
ruinieren lassen. 

Mit einem Wort: Es ist in keiner Weise ein pro-russisches Empfinden, das — 
bei aller höflichen Phraseologie der offiziellen Protokolläußerungen — die poli- 
tischen und militärischen Führer Chinas beherrscht. Mao Tse-tung selbst hat in der 
Mehrzahl seiner Reden vom russisch-chinesischen Freundschaftsvertrag lediglich 
als von einem „remarkable historical document“ gesprochen und, besonders seit 
seiner Rückkehr aus Moskau, sich gegenüber dem „Großen Bruder“ wortkarg und 
nüchtern, keineswegs enthusiastisch geäußert, was allgemein aufgefallen ist. Viel- 
mehr war es — wie schon erwähnt — die „hemdsärmelige“ Politik der 
Amerikaner, die das ganze heutige Ressentiment Chinas gegen die Vereinigten 
Staaten hervorgerufen hat, also der gleiche unberechenbare psychologische Faktor, 
mit dem England bei der zähen Verfechtung seiner China-Interessen — die un- 
seren deutschen parallel liegen — in Washington zu kämpfen hat. 

Damit kommen wir zu den eingangs gemachten Feststellungen zurück, daß es 
sich bei diesem Ringen keineswegs um die Frage der „kommunistischen internatio- 
nalen Revolution“ handelt, — die man nämlich nicht mit Bomben, sondern nur 
ideologisch bekämpfen könnte —, sondern um das historische Ringen Rußlands 
mit dem angelsächsischen Machtfaktor in der Welt. Heute wie damals — das war 
die Auffassung aller europäischen Beobachterkreise Ostasiens —, wird Rußland 
noch nicht in der Lage sein, einen langen, ernsthaften Waffengang mit den Ver- 
einigten Staaten zu riskieren. Viel eher wird die Sowjetunion bei ihrer alten 
„Baku-Taktik“ der Unterminierung bleiben, der nur durch faire Behandlung der 
asiatischen und anderen Völker zu begegnen wäre, indem man ihrem nationalen 
Entwicklungsbedürfnis Rechnung trüge. Die Gefahr eines dritten Weltkrieges liegt 
daher zunächst in der Unberechenbarkeit der amerikanischen Politik, ob sie die 
Zeit für gekommen erachtet, einen Präventivkrieg gegen die USSR vom 
Zaun zu brechen oder nicht. Diese Unberechenbarkeit wird als die wahre, hinter 
allen lokalen Konflikten Ostasiens stehende Drohung empfunden. 


SIEGFRIED LANDSHUT 


Die Emanzipation des Nahen Ostens von Europa 


Die Europäisierung der Erde 


Im Verlauf einiger Jahrhunderte — ja hauptsächlich nur in einem, dem 19. 
Jahrhundert — haben einige wenige Nationen des Abendlandes (zu denen heute 
auch die Vereinigten Staaten von Amerika zählen) dem Leben so gut wie aller 
anderen Völker der Erde ihren Stempel aufgedrückt. Zu Beginn dieses, des 20., 
Jahrhunderts war ihre dominierende Bedeutung nicht allein im Hinblick auf 
ihren Reichtum und die Verwaltung der wirtschaftlichen Schätze der Erde, sondern 
auch im Hinblick auf die äußeren gesellschaftlichen und politischen Umgangs- 
formen, die Methoden der inneren Verwaltung, die Bedeutung des Wissens, die 
öffentliche Anerkennung sozialer Verpflichtungen eine so gut wie nirgendwo und 
von niemand bestrittene Tatsache. Am allerwenigsten ist hiervon Rußland ausge- 
nommen — trotz Dostojewski. Ihren Söhnen eine europäische Erziehung zu er- 
möglichen, sie nach Harrow oder Eton, nach Cambridge, Oxford oder auf eine 
deutsche Universität zu schicken, einmal in Paris gewesen zu sein, war der Wunsch- 
traum vieler wohlhabender Eingeborenen des Nahen und Fernen Ostens. 


Zusammenbruch der europäischen Vorherrschaft 


Und nach weniger als 50 Jahren sehen sich diese weltbeherrschenden Nationen 
nicht nur der Ablehnung aller jener Völker zur weiteren Hinnahme ihrer Supre- 
matie gegenüber, sondern begegnen vielfach einer ausgesprochenen Feindseligkeit. 

In zwei Etappen ist auch die politische Machtstellung der westlichen Na- 
tionen zusammengebrochen. Im Gefolge des Zweiten Weltkrieges haben sich Indo- 
nesien, China, Indien und der größere Teil Indochinas mehr oder weniger aus der 
Vormundschaft der westlichen Mächte herausgelöst, und die Philippinen wurden 
von den Vereinigten Staaten — wenigstens formell — freigegeben. Diese funda- 
mentale Erschütterung der westlichen Suprematie im Fernen Osten und Indien 
hat ihrerseits den Tendenzen der Emanzipation und der West-Feindlichkeit der 
Länder des Nahen Ostens einen weiteren Auftrieb verliehen und damit einer Ent- 
wicklung neue Impulse gegeben, die seit dem Ausgang des Ersten Weltkriegs in 
den vom Osmanischen Reich losgelösten arabischen Gebieten und in Ägypten schon 
im Gang gewesen war. Ägypten, Syrien, Libanon und Irak hatten sich Zug um Zug 
der Hand ihrer europäischen Protektoren und Mandatare entzogen, während 
Jemen und Saudisch-Arabien von vornherein schon gar nicht mehr in den Bereich 
westlicher Bevormundung traten. 

Die weiteren Folgen dieses raschen und gründlichen Verfalls der Weltbedeutung 
der westlichen Nationen sind umso weniger abzusehen, als ihr heutiger Zustand 
der Industrialisierung und der dadurch ermöglichten Bevölkerungsdichte ja selbst 
das Ergebnis ihres weltumspannenden Einflusses und in gewisser Weise die Vor- 
aussetzung ihrer eigenen Existenz ist. 
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Das Eigentümlichste aber dieses so raschen und so radikalen Wechsels im Ver- 
hältnis der westlichen zur übrigen Welt liegt gerade darin, daß er — wenn man so 
sagen darf — das eigene Werk des Westens selbst ist. Und dies in zweifacher 
Weise: einmal direkt als ein von bestimmten politischen Strömungen des Westens 
verfolgtes Ziel, und zweitens indirekt durch die Übertragung politischer Ideen und 
Forderungen, die ihre Wurzeln und Voraussetzungen in der abendländischen Vor- 
stellungswelt haben, auf die vom Europäismus infizierten Länder. 

Seit der Mitte des letzten Jahrhunderts hat die innere Selbstkritik in den Län- 
dern der westlichen Zivilisation ein ganzes Vokabularium ausgebildet, in dem die 
Begriffe der Ausbeutung, der Expansion, der Saturierten und der Habenichtse 
sich schließlich in dem einen Begriff des Imperialismus zur Bezeichnung des 
schlechthin Verwerflichen vereinigten. So gehörte es — noch im Nachklang der 
Sklavenbefreiung vom Anfang des Jahrhunderts — zum guten und humanen Ton 
der besseren Organe der großen Presse, ihr Wort zugunsten des schwächeren Teils, 
und das hieß in der großen Welt zugunsten der „Zurückgebliebenen“ und zur 
Selbstbestimmung „noch“ nicht reifen Völker einzulegen. So ist es heute noch der 
Fall, daß in weiten Kreisen der westlichen Welt, vor allem von liberaler und sozia- 
listischer Seite aus, die Loslösungs- und Selbständigkeits-Bestrebungen der öst- 
lichen Länder mit Sympathie und Verständnis begleitet werden — es sei denn, 
daß die Exponenten eben dieser Kreise als verantwortliche Regierung in die Lage 
der Liquidatoren der politischen Macht und des wirtschaftlichen Wohlstandes ihrer 
eigenen Länder geraten. Es mußte aber die Folge der jahrzehntelangen moralischen 
Verfemung von „Imperialismus“ und „Kolonialpolitik“ sein, daß die eigene 
Überzeugung der westlichen Völker von der Rechtmäßigkeit ihrer Vorherrschaft 
in der Welt schließlich erschüttert wurde. Insbesondere machte sich in England 
eine starke Strömung zugunsten der nationalen Selbständigkeit der Völker des 
Nahen und Fernen Ostens, die bisher dem Herrschaftsbereich des Empire einge- 
gliedert waren, geltend, unter völliger Verkennung der psychologischen Reaktion, 
die solche Großmut bei den betreffenden Völkern auslöste, und der unabsehbaren 
weltpolitischen Konsequenzen, die sich daraus ergeben mußten. 

Bezeichnend für die Verfahrenheit des Verhältnisses der emanzipierten Völker 
zum Westen war die elfte Konferenz des „Instituts für pazifische Beziehungen“, 
zu der sich Anfang Oktober 1950 Vertreter von 16 östlichen und westlichen Län- 
dern in Lucknow in Indien eingefunden hatten. Das Gespräch, das von den östlichen 
Partnern mit dem ganzen Arsenal der Argumente aus der Rüstkammer der anti- 
kapitalistischen Selbstkritik des Westens geführt wurde, endete schließlich mit 
einer von allen gebilligten Aufstellung der Differenzpunkte. Die vier haupt- 
sächlichsten waren auf asiatischer Seite: der Vorwurf des rassischen Überlegen- 
heitsdünkels des Westens, der Unterordnung der östlichen Völker unter westliche 
Interessen, die Bekräftigung westlicher Vorherrschaft mit wirtschaftlichen und 
militärischen Mitteln, der Unterstützung konservativer Herrschaftsgruppen in den 
östlichen Ländern. Alle diese Punkte lassen sich auf eine Wurzel zurückführen: ein 
tiefes Ressentiment gegen die immer noch empfundene Suprematie des Westens. 

Es mögen in die Verhältnisse Ostasiens noch manche andere Faktoren mit hin- 
einspielen. Will man jedoch den Hintergrund dieses Ressentiments, die psycholo- 
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gischen Voraussetzungen seiner Entstehung, die Schwierigkeiten, wenn nicht Un- 
möglichkeiten seiner Überwindung, verstehen, so liegen in den Ländern des 
Mittleren Ostens die Motive in ungetrübtester Klarheit zu Tage. Hier ist die 
Rezeption europäischer Vorstellungen, Methoden und Maßstäbe, ihre stillschwei- 
gende Anerkennung seitens der östlichen Völker und gerade dadurch die Ent- 
stehung jener hartnäckigen Animosität mit Händen zu greifen. 


Der westliche Einfluß in Vorderasien 


Der Nahe Osten — und das heißt hier: der Gürtel von Ländern, die sich vom 
Persischen Golf und der südlichen Grenze der Türkei durch die arabische Halb- 
insel und am Mittelmeer entlangzieht und jenseits des Suezkanals nach Ägypten 
übergreift, also die Länder der Arabischen Liga,— ist die eigentliche Welt und das 
Ursprungsgebiet des Islam. Es ist natürlich auch für das heutige Verhältnis dieser 
mohammedanischen Völker zum Westen keineswegs ohne Bedeutung, daß ihr 
religiöser Katechismus, der Koran, den Gläubigen von vornherein ein Gefühl der 
Überlegenheit und der wegwerfenden Verachtung gegenüber dem Ungläubigen 
vermittelt (z.B. Koran, Sure IX, 29). Seit den Tagen des ägyptischen Feldzuges 
Napoleons jedoch breitete sich während des ganzen Neunzehnten Jahrhunderts 
auf zahllosen Wegen — in der Wirtschaft, durch die Archäologie, durch Schulen, 
Missionen, den Fremdenverkehr usw. — der westliche Einfluß immer stärker und 
vielfältiger in diesen Ländern aus, in den Küstengebieten und Städten natürlich 
mehr als im Hinterland. Die ungeheure Überlegenheit des Westens an Reichtum, 
an Unternehmungsgeist, in der Technik, der Medizin, an Wissen und nicht zuletzt 
politischer Macht drängte sich in seiner überwältigenden Selbstsicherheit vor allem 
den wohlhabenderen kommerziellen Schichten in den Städten auf. Die immer zahl- 
reicheren Missionsschulen verließ eine Generation nach der anderen, für die alles 
Licht aus dem Westen kam, und für viele wurde Französisch — weniger Englisch — 
die Sprache, in der sie sich besser auszudrücken verstanden als in ihrer eigenen. 
Es wurde der Ehrgeiz eines jeden, der es zu etwas brachte, sich auf Louis XV. 
einzurichten und Verse von Rimbaud und Baudelaire rezitieren zu können. Der 
Vorrang des Europäers vor jedem Einheimischen, dessen Berechtigung niemand 
bezweifelte, war zudem festgelegt in den „Kapitulationen“, das heißt dem Privileg 
des Europäers, nur der Gerichtsbarkeit seines eigenen Konsuls zu unterstehen. 

Diese so gut wie einstimmige Bewunderung und unbestrittene Anerkennung 
der absoluten Überlegenheit und idealen Welt des Westens hatte eine umso soli- 
dere Unterlage, als der immer engere Kontakt im Laufe weniger Jahrzehnte eine 
unerhörte Steigerung des Wohlstandes mit sich gebracht hatte. Zwar beschränkte 
sich dieser Wohlstand im allgemeinen auf eine im Vergleich zur Masse der Bevöl- 
kerung nur hauchdünne Schicht der städtischen Mittel- und Oberklassen, während 
gerade der Abstand zu den breiten Massen immer größer wurde. Von den etwa 
20 Millionen Einwohnern Ägyptens zum Beispiel hat noch keine halbe Million daran 
Anteil genommen. Aber es ist eben diese dünne Oberschicht, die allein das Wort 
hat. Sie ist durch und durch Europa-infiziert, wenn es auch eine falsche Vorstel- 
lung erwecken würde zu sagen, sie sei „europäisiert“. 
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Der Grundsatz der Gleichberechtigung 


Die selbstverständliche Hinnahme der westlichen Superiorität erfuhr ihre erste, 
aber nachhaltige Erschütterung im Ersten Weltkrieg, als der Nahe Osten selbst 
zum Schauplatz der Feindseligkeiten der westlichen Nationen wurde, deren eine 
oder andere Seite sich um die Bundesgenossenschaft und Mitwirkung der einge- 
borenen Bevölkerung bewarb und deren Propaganda auf beiden Seiten sich 
darum bemühte, den Gegner herabzusetzen. 

Diesem ersten Riß in dem soliden Fundament einer ungetrübten Hinnahme der 
Überlegenheit des Westens folgte mit dem Ende des Krieges eine noch viel gründ- 
licher wirkende Unterminierung. Indem in der westlichen Welt als Reaktion auf 
den Krieg die demokratischen und sozialen Bewegungen einen kräftigen Auftrieb 
erlebten, erweckte die Proklamierung demokratischer Prinzipien in der Neuord- 
nung der Welt und die Begründung des Völkerbundes überall die höchstgespann- 
ten Erwartungen. Mit der Versicherung der Gleichberechtigung der Völker und 
der Verkündung des Prinzips des Selbstbestimmungsrechts verzichtete der Westen 
von sich aus auf jeden Rechtstitel für eine Suprematie. Und während das Protek- 
torat Ägypten seine Souveränität und einen König erhielt, erkannte das neue 
System der Mandate von vornherein und prinzipiell den Anspruch der aus dem 
Verband des Osmanischen Reichs gelösten Länder auf Selbständigkeit und fort- 
schreitende Emanzipation von jeder Vormundschaft an. Die der orientalischen 
Geschichte an sich völlig fremde Idee der Nation begann jetzt in allen diesen 
Ländern Bewegungen anzufeuern, die vor allem in den Kreisen der städtischen 
„Intellektuellen“, Studenten und Schülern, sogleich den Charakter eines fremden- 
feindlichen Fanatismus annahmen. 

Es ist bezeichnend, daß dieser Fanatismus da, wo er sich organisierte und äußerte, zu- 
meist auf latente mohammedanisch-religiöse Motive zurückgriff. Die politische Konsequenz 
aber des westlichen Verzichts auf Führung wirkt sich bis in diese Tage in den britischen 
Verhandlungen mit Ägypten über die Zurückziehung der britischen Garnisonen vom Suez- 
kanal und in den ergebnislosen Protesten der europäischen Mächte gegen die ägyptische 
Behinderung der Schiffahrt durch den Kanal aus. Das Dilemma besteht darin, daß England 
zwar immer noch ein Empire ist und daher lebenswichtige Interessen im Mittleren Osten 
schützen muß, daß es sich aber des politischen Anrechts auf ihre Wahrnehmung begeben 
hat. Es muß sich wie Shylock auf einen Vertrag (1936 mit Ägypten) berufen, dessen Hin- 
fälligkeit es im einzelnen schon stückweise zugegeben hat. 

Die vom Westen verkündete Anerkennung der prinzipiellen Gleichberechtigung 
der bisher bevormundeten östlichen Völker mußte aber noch auf einem anderen 
Wege eine erbitterte Reaktion auslösen. Sie ist heute das zentrale Motiv für das 
Verhältnis der orientalischen Völker und für ihr Mißtrauen gegenüber dem 
Westen geworden. 

Mit der Einführung des europäischen Schulwesens und der zunehmenden Ein- 
richtung mittlerer und höherer Schulen und sogar Universitäten in den größeren 
Städten des Nahen Ostens, verließen jedes Jahr in wachsender Zahl junge „Effen- 
dis“, Söhne aus Familien des kleinen und höheren Mittelstandes, diese Anstalten. 
Diese jungen Leute, deren Bildung aus einem meist sehr dürftigen Aufguß eines 
mechanisch erlernten Wissens von Dingen und Verhältnissen besteht, die nicht aus 
ihrer Welt stammen und für die ihnen zumeist jeder Hintergrund und alle Vor- 
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aussetzungen einer ursprünglichen Erfahrung fehlen, treten nun mit dem Bewußt- 
sein — oder zumindesten mit dem Anspruch — in das Leben ein, Voraussetzungen 
mitzubringen, die denen eines Europäers gleichwertig sind. Zu ihnen gesellen sich 
die vielen Studenten, die nach Absolvierung eines Studiums auf europäischen 
Hochschulen nach Hause zurückkehren. Dort in Europa hatten sie als Gleiche 
unter Gleichen gelebt. Auch sie kehren mit dem stolzen Bewußtsein zurück, daß 
sie nun das hohe Ziel erreicht haben, sich mit einem Europäer auf gleiche Stufe 
stellen zu können. Was aber erleben sie bei ihrer Rückkehr? 


Die große Enttäuschung 


Zunächst bieten die Länder ihrer Heimat für ihre jährlich wachsende Zahl nicht 
im entferntesten ausreichende Verwendungsmöglichkeiten. Denn auch der immer 
mehr anschwellende Staats- und Verwaltungsapparat — für viele die erwünschteste 
Unterbringung — eröffnet nur allzu wenig Laufbahnen, und zudem spielen dabei 
verwandtschaftliche und Gefälligkeits-Beziehungen die ausschlaggebende Rolle. 
Sobald sie jedoch in den Wettbewerb des freien Berufs- und Wirtschaftslebens tre- 
ten, machen sie die bittere Erfahrung, daß die von ihnen geglaubte und so müh- 
sam erworbene Gleichberechtigung eine völlige Illusion war. Ob sie als Arzt eine 
Praxis eröffnen, sich als Rechtsanwalt niederlassen oder als Ingenieur in einen 
Betrieb eintreten wollen, sie müssen die Erfahrung machen, daß, wo immer sie 
auf den Wettbewerb mit einem Europäer stoßen, dieser ihnen vorgezogen wird. 
Wenn schon ein Eingeborener das Geld für einen Arzt aufwendet, so wird er sich 
lieber in die Behandlung eines europäischen Arztes begeben. Ein Fabrikbesitzer 
wird es einträglicher finden, seine Maschinen einem europäischen Ingenieur anzu- 
vertrauen. Ja selbst in untergeordneten Stellungen als Buchhalter oder Korrespon- 
dent, ja sogar an der Schreibmaschine werden nicht nur europäische Firmen, son- 
dern auch einheimische Geschäftsleute den zwar teureren, aber tüchtigeren und 
zuverlässigeren Europäer vorziehen, — und wenn es nicht ein richtiger Europäer 
ist, so einen Levantiner aus einer griechischen, italienischen oder Balkanfamilie, 
die seit mehreren Generationen im Lande wohnt. Selbst das ägyptische Firmen- 
gesetz (Company Law, 1947), wonach mindestens 75 Prozent der Angestellten eines 
Betriebes ägyptische Staatsangehörige sein müssen, wird auf jede Weise umgangen. 

Auf diese, aber noch auf zahllose andere Weisen stößt der junge Orientale auf 
die Tatsache, daß alle Versicherungen von Gleichberechtigung und all die saure 
Mühe, die er es sich — seiner Meinung nach — hat kosten lassen, völlig nichtig 
sind. Und je mehr die Reihen dieser hoffnungslosen Reservearmee der vom west- 
lichen Farbstoff übertünchten „Intellektuellen“ anschwellen, desto tiefer frißt sich 
in ihre gekränkten Herzen der Haß gegen diese unerreichbare westliche Welt ein. 
Da sie zum größten Teil beschäftigungslos sind, so ist das Gebiet der Betätigung, 
dem sie sich mit Vorzug widmen, die Politik. Aus ihnen rekrutieren sich die Mit- 
glieder der „Moslem-Brüderschaft“, der „Arabischen Jugend“ und der Geheim- 
organisationen, die die Mörder einer schon beträchtlichen Zahl orientalischer 
Politiker stellten, sobald diese in den Verdacht all zu großen Entgegenkommens 
gegenüber den fremden Mächten gerieten. 
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Diese jungen Effendis, Studenten und enttäuschten Anwärter auf die besser 
bezahlten und angeseheneren Stellungen im öffentlichen Leben, für die alles 
Fremde, alles, was geeignet ist, ihrem hochgeschraubten Selbstbewußtsein Abbruch 
zu tun, ein schmerzender Pfahl im Fleisch ist, sind natürlich das gärende Element 
einer ständig latenten inneren Unruhe. Sie sind stets bereit, Demonstrationen und 
Straßenunruhen zu inszenieren, und zu diesem Zweck steht ihnen ein anderes 
Element zur Verfügung, das seinerseits mit Jubel jede Gelegenheit begrüßt, 
Schaufenster zu zertrümmern und Straßenbahnen aus den Schienen zu werfen: 
die zahllosen Lemuren des städtischen Elends, die sich dann wie auf einen Zau- 
berwink aus allen Löchern und Winkeln in die Straßen ergießen. 


Die Gesinnung der Effendis und, ihres aktivsten Teils, der Jugend, stellt das 
dar, was man als die öffentliche Meinung im Mittleren Osten bezeichnen kann. Sie 
sind die einzigen Leser der einheimischen Presse, und für sie werden die Zeitun- 
gen geschrieben. Ihr von Tatsachen, Erwägungen, konkreten Möglichkeiten wenig 
belasteter Fanatismus ist die Grundstimmung, die den politischen Spekulationen 
dieser Länder jene hektische Unausgewogenheit verleiht, deren Opfer sie meist 
selbst werden. Dafür ist das palästinensische Abenteuer, das mit einer grausamen 
Demütigung geendet hat, das beredteste Beispiel. Denn die Affekte, die zu dieser 
kriegerischen Unternehmung bis zur Hysterie aufgepeitscht waren, wurden keines- 
wegs von irgendeiner besonderen Feindschaft gegen die Juden als solche gespeist. 
Die eigentliche Quelle der Erbitterung gegen den Zionismus in Palästina sind nicht 
die Juden. Sie sind es nur insofern, als sie in den Augen der arabischen Massen 
und Politiker ein westliches Element sind. Es war die verlockende Aussicht auf 
den Sieg über einen Teil des Westens, die anscheinend einmalige Gelegenheit, 
über seine Überlegenheit zu triumphieren, die — als sie wider Erwarten nur die 
eigene Unterlegenheit offenbarte — eine umso schmerzlichere Wunde hinterließ. 


Den Orientalen beherrscht das dunkle Gefühl, Opfer eines Betruges geworden 
zu sein. Jene souveränen westlichen Mächte, deren Glanz und Überlegenheit zum 
Leitstern des eigenen Lebens geworden waren, und an die doch einmal alles ge- 
glaubt hatte — sie selbst haben die Gleichberechtigung und das Recht auf Selbst- 
bestimmung allen verkündet. Ja, sie selbst haben offiziell auf ihren machtvollen 
Vorrang verzichtet, sie haben ihre Verwaltung der Mandatsgebiete aufgegeben, 
ihre beratenden und beaufsichtigenden Beamten aus den Behörden zurückgezogen. 


Und was ist die Folge dieses Welt-Rückzuges? Zunehmender Verfall der inneren 
Verwaltung, deren sachlichen Aufgaben die einheimischen Beamten nicht gewach- 
sen sind, Wuchern der Korruption, Aufbrechen von Rivalitäten und inneren Span- 
nungen, die früher in Schach gehalten waren, wirtschaftlicher Niedergang, schließ- 
lich Krieg, permanente Revolution und innere Feindseligkeit. Ob Indonesien oder 
Burma, Indien oder Pakistan, Ägypten oder Syrien — es ist im Grunde das 
gleiche Bild. Mit dem abgeschlagenen Kopf der westlichen Suprematie ist eine 
Hydra von streitbaren Köpfen nachgewachsen, von denen jeder einzelne Ansprüche 
übernimmt, die früher der eine Kopf erfüllt hatte. Und wieder scheint es dem 
Menschen des Ostens, daß er das Opfer eines anonymen Betruges geworden ist. 
Dieser Betrug kann seiner Ansicht nach nur vom Westen ausgegangen sein. 


ALFRED FABRE-LUCE 


Mittel und Wege zur deutsch-französischen Einigung * 


Seit ich erwachsen bin, ist mir das Problem der deutsch-französischen Beziehun- 
gen als das eigentliche Schlüsselproblem der internationalen Lage erschienen, von 
dem alle anderen Fragen abhängen. Damals schon bestanden im Versailler Vertrag 
gewisse Keimzellen des Zweiten Weltkrieges, ebenso wie der Frankfurter Vertrag 
bereits den Keim zum Ersten Weltkrieg enthalten hatte. 1939 brach der furcht- 
bare Konflikt um Danzig aus. Schon 1920 wußte ich — und alle gut orientierten 
Beobachter der Weltpolitik wußten es gleichfalls —, daß Danzig zur Ursache oder 
zum Vorwand eines neuen Kriegsausbruchs werden könne. Mit aller Aufrichtigkeit 
kann ich Ihnen sagen, daß diese Drohung meine ganze Jugend überschattet hat, 
und daß ich für meinen Teil alles versucht habe, die Mißverständnisse, die in 
jener Zeit und später unsere Völker getrennt haben, zum Verschwinden zu bringen. 

Diese Besorgnis hat bei mir, je nach den Zeitumständen, verschiedene Haltun- 
gen hervorgerufen. Manchmal hielt ich es für richtig, in meinem eigenen Land 
gegen Erscheinungen anzukämpfen, die sich mir als nationalistische Vorurteile 
darstellten, und einem besseren Verständnis des deutschen Standpunktes die 
Wege zu ebnen. Zu anderen Zeitpunkten ist es mir notwendig erschienen, den 
Kampf gegen irrige Formen der Verständigung aufzunehmen, Formen, die wenn 
sie Erfolg gehabt hätten, womöglich auf ewig eine wahrhafte Versöhnung ver- 
hindert haben würden. Und so habe ich mich veranlaßt gesehen, während des 
Krieges auf gewisse Formen der sogenannten Kollaboration mißbilligend hinzu- 
weisen; das hat mir während einiger Monate die Bekanntschaft der Gestapo- 
Gefängnisse eingebracht. Aber auch in diesen finstersten Tagen habe ich den Ge- 
danken der Vereinigung beider Völker, der schließlich sich verwirklichen muß, 
stets in mir lebendig erhalten. Selbst in der Hitze des Krieges habe ich sehnsüc- 
tig erhofft, daß weder von der einen noch von der anderen Seite Handlungen 
begangen würden, die nicht wieder gutgemacht werden könnten, Handlungen, die 
die notwendige Versöhnung verzögert oder verhindert hätten. Während der Zeit 
der deutschen Besetzung habe ich geschrieben von der „wahrhaften Kollabora- 
tion, nämlich derjenigen nach dem Kriege“. Der Zeitpunkt, der mir damals vor- 
schwebte, — jetzt ist er gekommen. 


Vom europäischen Gemeinschaftsgefühl 


Im Jahre 1946 habe ich dem Gedanken der Europäischen Union ein kleines Buch 
gewidmet. Vielleicht haben Sie heute schon. vergessen — ich selber habe es fast 
vergessen — bis zu welchem Grade jene Idee damals gewagt und utopisch erschien. 
Die Atmosphäre war noch vergiftet durch Haßgefühle. Im Gegensatz dazu ist seit- 
her die Idee Europa zu einer solchen Banalität geworden, daß man sich fast eines 


* Vortrag, gehalten am 24. November 1950 vor der Auslandswissenschaftlichen Gesellschaft e. V. in Hamburg 
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leeren Geschwätzes verdächtig macht, wenn man davon spricht. Die Gefahr besteht 
heute nicht mehr im Weiterbestehen gegensätzlicher Doktrinen, denn außerhalb 
des Kommunismus existiert kaum ein Gegensatz. Heute sind diejeni gen die 
gefährlichsten Gegner, welche unaufhörlich davon schwätzen, daß die europäische 
Einigung zwangsläufig kommt, und es nun nicht mehr für notwendig erachten, 
überhaupt noch daran zu arbeiten. Deswegen möchte ich mich darauf beschränken, 
Ihnen in kurzen Umrissen die wirtschaftlichen und kulturellen Grundlagen der 
heutigen Europaidee ins Gedächnis zurückzurufen. 

Mit Recht hat man darauf hingewiesen, daß das noch so nahe Unglück Europas 
zu einem beträchtlichen Teile jenem mißglückten Versuch zuzuschreiben ist, ein 
System gewaltiger moderner Produktion in verhältnismäßig kleinen Staaten in 
Funktion zu bringen, Staaten, die ihre Souveränität eifersüchtig verteidigen. Nun 
läßt sich aber nur innerhalb eines reichlich weiten Wirtschaftsraumes, der welt- 
offen, mit ausgeglichenen Wohlstandsquellen versehen und von einer großen Zahl 
solidarischer Verbraucher bewohnt ist, diejenige Serienfabrikation und Speziali- 
sierung durchführen, die es gestattet, die Massen preiswert zu ernähren, zu be- 
kleiden und mit Produktionswerkzeugen auszurüsten. In einer einzelstaatlichen 
Autarkie sind die Gestehungskosten notwendig überhöht; sie drücken auf den 
Lebensstandard, und die dadurch hervorgerufenen Notstände zwingen zur Öff- 
nung eines Ventiles durch Krieg. 

Trotz ihrer verschiedenen Schicksale haben Deutschland und Frankreich beide 
jene Substanzwerte dahinschmelzen sehen, welche sie durch die Arbeit mehrerer 
Generationen im Ausland hatten ansammeln können. Dadurch haben sie ein wert- 
volles Aktivelement ihrer Zahlungsbilanz gerade in dem Augenblick eingebüßt, in 
welchem die Erfordernisse ihres Wiederaufbaues ihnen für eine lange Frist mas- 
senweise Importe aufzwingen. Sie müssen also „exportieren oder sterben“. Aber 
in ihrer heutigen Isoliertheit ist das in adäquater Weise nicht möglich. Nur wenn 
es gelingt, durch ihren Zusammenschluß einen breiten inneren Markt zu schaffen, 
könnte man durch billige Herstellungspreise der ausländischen Konkurrenz zu 
günstigen Bedingungen wirksam begegnen. 

Dies sind die zunächst rein materiellen Sorgen, aus deren Betrachtung heraus 
der Gedanke der Europäischen Union entsprungen ist. Aber man hätte auch auf 
einem ganz anderen Wege zu ihr gelangen können: nämlich auf dem der mensch- 
lichen Europa-Verbundenheit. 

In ganz Westeuropa mit Ausnahme weniger Mittelmeergegenden ist die Bevöl- 
kerung dicht, das Klima feucht, die Landwirtschaft intensiviert, die Produktion 
spezialisiert, der Lebensstandard relativ hoch. Nur im Osten finden wir rein landwirt- 
schaftliche Gebiete ohne dichte Besiedelung, wo Roggen und Hafer an die Stelle 
des Weizens treten, wo noch primitive Arbeitsmethoden üblich sind. Diese beim 
ersten Blick ins Auge fallenden Unterschiede verbinden sich mit anderen politi- 
schen und stimmungsmäßigen, die uns eine nähere Betrachtung enthüllt. In den 
beiden Hälften Europas setzt sich die Bevölkerung im wesentlichen aus Arbeitern 
und Bauern zusammen, doch bezeichnen diese Gruppenabstempelungen hüben und 
drüben ganz verschiedene Realitäten. Die Arbeiter des Westens zeigen im allge- 
meinen eine größere Kulturhöhe, sie gehören einem differenzierteren Gesellschafts- 
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gebilde an, stehen mit abwechslungsreicheren Milieus und Lebensverhältnissen in 
Zusammenhang und sind die Träger einer langen Tradition handwerklicher Ge- 
schicklichkeit. Zu ihrem Reservat gehört seit langem in den Planungen internatio- 
naler Spezialisierung die Herstellung von Luxuswaren und von Präzisionsartikeln. 
Darüber hinaus sind sie häufig als Eigentümer eines kleinen Gartens oder durch 
Verwandtschaft auf dem Lande einem bestimmten Stückchen Grund und Boden 
verbunden, dem sie sich zugehörig fühlen: so bewahrt sich in ihnen ein wenig vom 
Individualismus des Kleinbesitzers. Sie mögen wohl arm sein, sie sind immerhin 
reich im Vergleich zum Proletarier der anderen Europahälfte. Selbst bei gleicher 
Gehaltsstufe sind ihre Lebensansprüche, ihr wirtschaftliches Rüstzeug und ihre 
Haushalisgegenstände völlig verschieden. Mag er sich dessen bewußt sein oder 
nicht, der Arbeiter im Westen ist ein Erbe; im Östen ist die Bourgeoisie nie- 
mals eine Wirklichkeit geworden, im Westen dagegen drückt ihr Geist der Gesell- 
schaft noch sehr deutlich seinen Stempel auf, selbst da noch, wo sie verleugnet wird. 

Diese soziologischen Merkmale hängen so direkt von den natürlichen Vorbe- 
dingungen ab, daß man sich ihr plötzliches Verschwinden nicht gut vorstellen kann. 
Nehmen wir ein Beispiel: die landwirtschaftliche Riesenmaschine, wie sie der 
Kolchose oder der amerikanischen Großfarm entspricht, ist in zahlreichen Gegen- 
den Westeuropas unverwertbar, zum Beispiel im bergigen Gelände oder bei zer- 
stückeltem Kleinbesitz. Wer in Westeuropa umherreist, wird immer wieder davon 
überrascht sein, wie sehr die Probleme, die er antrifft, sich gleichen. Selbst für die 
Arbeiter trifft dies zu. Der gegenwärtige belgische Außenminister Van Zeeland schrieb: 

„Bei meinen zahlreichen Reisen konnte ich mich davon überzeugen, wie weitgehend ein 
französischer Arbeiter, ein belgischer Arbeiter, ein englischer Arbeiter, ein holländischer 
Arbeiter — und sicherlich kann man hier zufügen: ein deutscher Arbeiter — ganz be- 
stimmten Einzelheiten Wert beimißt, und wie sehr gleichzeitig ihre Reaktionen von denen 
ihrer Kollegen in anderen Weltteilen abweichen. Verpflanzt man einen hiesigen Arbeiter 
in einen anderen Erdwinkel, so wird er sich entwurzelt vorkommen und sich nur langsam 
mit einer großen inneren Anstrengung akklimatisieren; schickt man ihn aber aus einem 
Land des Westens in ein anderes, so braucht er wohl eine gewisse Eingewöhnung, die 
sich aber leicht und schnell vollziehen wird, ohne daß sein eigentliches Wesen in Frage 
gestellt wird.“ 

So hart sich auch die Völker des Westens um bestimmte Landstriche streiten 
mögen, läßt sich nicht leugnen, daß sie aufeinander angewiesen sind und sich er- 
gänzen. Das Ruhrgebiet, das belgische Kohlenbecken, das nordfranzösische Indu- 
striegebiet und Lothringen bilden in gewisser Weise eine einzige, riesige Industrie- 
stadt. Es ist gelungen, in diesem Riesengebiet einer während eines Jahrhunderts 
des Aufschwunges ständig anwachsenden Menge menschlicher Wesen relativ men- 
schenwürdige Lebensbedingungen zu schaffen. Doch ist dieser Erfolg ganz besonders 
anfällig. Der technische Fortschritt hat ihn ermöglicht. Um ihn aufrecht zu 
erhalten, ist ein neuer Fortschritt erforderlich, und somit stehen wir vor ganz 
neuen Problemen: will das westliche Europa seine Zivilisation bewahren und fort- 
bestehen, ohne seinen aristokratischen Habitus in Frage zu stellen, so muß es eine 
Form der Rationalisierung nach menschlichem Wertmaßstab finden, in die es 
außer den wirtschaftlichen und demographischen Gegebenheiten moralische, soziale, 
historische, und sogar, in einem gewissen Maße, rassische Elemente einbezieht. Nur 
für Westeuropa besteht dieses Problem in seiner komplexen Gesamtheit. 
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Im Westen, so lehren uns die Biologen, besteht der Wert der Individuen in 
ihrer Differenziertheit. Im Osten bei dem System völliger Gleichschaltung wird 
auf den einzelnen keine Rücksicht genommen, eine hohe Sterblichkeit erscheint 
ganz natürlich, ohne irgendwelche energischen Gegenmaßnahmen seitens des 
Staates auszulösen. 

Osteuropa, sagen uns die Historiker, gleicht einem politischen Astralnebel, in 
dem Staatengebilde ohne natürliche Grenzen bald auftauchen, bald verschwinden. 
Ein Sklavenmarkt, von Tyrannen (gestern von den Großherren, heute vom Staat) 
willkürlich hin- und hergeschoben; ein noch ganz mittelalterliches Gebilde: nie- 
mand hat das Recht freier Selbstbehauptung, die bestehende Regierung geht 
immer siegreich aus den Wahlen hervor, die Außenminister können von heute auf 
morgen ihre Politik vollkommen umstoßen, ohne daß jemand sich wundert und 
ohne ihren Sturz zu riskieren; und gegen eine permanente Korruption kennt man 
kein anderes Mittel als die tabula rasa. Im Kontrast hierzu erscheint der Westen 
ein Gebilde stabiler Staaten, die seit langem und trotz vieler Kriege ihre 
Grenzen nicht wesentlich geändert haben, wo die Privilegien gemäßigt bleiben, 
die öffentliche Meinung auf die Entschlüsse der Machthaber ihren Einfluß ausübt. 

Ich möchte mich über diese Betrachtungen nicht weiter verbreitern, denn Sie 
sind von ihrer Wahrheit sicherlich bereits ebenso überzeugt wie ich. Ja ich möchte 
sagen, sie wäre evident für alle, wenn alle Deuischen und alle Franzosen die Welt 
bereist hätten. Man kann, zur Not, in Europa an der Wirklichkeit de s jenigen 
Europa, von dem ich Ihnen hier spreche, zweifeln; sobald man es aber von außer- 
halb betrachtet, zeichnen sich die gemeinsamen Eigenschaften ganz scharf ab. 
Goethe und Valery haben gesagt: Geistig sind wir alle die Kinder Griechenlands, 
Roms und des Christentums. Das ist ein gemeinsames Erbe, und uns fällt die ab- 
solute Pflicht zu, es solidarisch zu erhalten. Ich möchte sogar sagen, daß wir uns 
dieser Pflicht gar nicht entziehen können. Wir können uns innerhalb Europas 
gegenseitig beschuldigen, behaupten, wir wären unschuldig und unsere Nachbarn 
seien schuldig. Asien, und vielleicht sogar Amerika, wird den Eindruck haben, daß 
wir alle zusammen schuldig sind an jedem der Fehler, die wir uns gegenseitig vor- 
werfen. Durch seine Haltung gegen uns wird das Nicht -Europa uns jenen Begriff 


von Europa aufzwingen, den wir verloren haben. 


Europa und England 


In den letzten Jahren ist eine Frage viel diskutiert worden: Gehört England, 
politisch und wirtschaftlich gesehen, zu Europa oder nicht? Es ist ein Mißverständ- 
nis dadurch entstanden, daß es ein Engländer war, Winston Churchill, der als 
erster Staatsmann den Gedanken der Europa-Union vorwärtsgetrieben hat, und 
zwar 1946, gerade in dem Zeitpunkt, in dem ich das kleine Buch schrieb, das ich 
vorhin erwähnte. Seither hat man sich davon überzeugen müssen, daß Churchill 
nur in seinem eigenen Namen sprach. Hinzufügen möchte ich, daß auch Churchill 
mehr Anhänger einer Europa-Union war, welche mit England befreundet sein, 
England selbst aber nicht in sich einbeziehen sollte. Schon 1930 schrieb er in einer 
amerikanischen Zeitschrift folgenden bedeutenden Satz: 
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„Die Entwicklung zu einer europäischen Solidarität hin hat jetzt begonnen und wird 
nicht aufhören, bevor sie ungeheure und entscheidende Veränderungen im Leben, im Den- 
ken und in der Struktur Europas hervorgerufen haben wird.“ Aber gleich darauf fügte 
er in demselben Artikel hinzu: „In einer reicheren, freieren, gesättigteren europäischen 
Gemeinschaft können wir Engländer nur einen wohltätigen Entwicklungsfaktor und einen 
Hoffnungsschimmer erblicken. Doch uns ist unser eigener Traum und unsere eigene Auf- 
gabe zugeteilt. Wir sind Europa verbunden, aber nicht in es einbezogen, wir sind beteiligt 
und verbündet, aber nicht aufgesogen. Und wenn die europäischen Staatsmänner sich mit 
der alten Frage an uns wenden wollten: „Willst Du, daß in Deinem Namen gesprochen 
wird?“ so werden wir antworten wie in der Bibel: „Ich wohne unter meinem eigenen 
Volke“. Das ist ein typisch britischer Gesichtspunkt, und er hat sich bis heute nicht 
geändert, was ja auch völlig verständlich ist. 


Nun haben wir allerdings mehrere Jahre damit verloren, daß wir feststellen 
mußten, England sei nicht geneigt, sich wirklich in Europa integrieren zu lassen. 
Sooft auch die britischen Minister diese These mit lobenswerter Offenheit wieder- 
holt haben, man wollte sie nicht verstehen; dabei hätte man es wirklich vermeiden 
können, diese Erklärungen herauszufordern. England kann sich ja gar nicht in 
eine europäische Föderation einbeziehen lassen, ohne seine Bindungen mit dem 
Commonwealth in Frage zu stellen; diese Bindungen sind ihm wichtiger als seine 
Beziehungen zu Europa. „Kann man denn wirklich der Meinung sein,“ schrieb 
kürzlich der englische Wirtschaftler Professor Robbins, „daß die britische Regie- 
rung freiwillig ihre Verbindungslinien mit Ottawa und Washington unterbrechen 
und an ihrer Stelle den Präsidenten irgendeines Straßburger Kommitees telepho- 
nieren ließe?“ Das ist tatsächlich unvorstellbar. Die Labour Party ist in dieser 
Sache ganz besonders energisch. Raimond Aron, der politische Leitartikler des 
Figaro, schrieb vor kurzem, sie würde den Kanal verbreitern, wenn sie nur könnte. 
Ich. teile seine Ansicht, daß es im Augenblick richtiger ist, sich mit dieser offenen 
Abneigung gegen die europäischen Verfilzungen abzufinden, als sich der nuancen- 
reicheren Opposition der Konservativen anzuschließen, die bereit wären, in kon- 
tinentale Besprechungen einzutreten, aber mit der heimlichen Absicht, sie dann 
zum Scheitern zu bringen. 


Das Reich Karls des Großen — Kernpunkt europäischer Vereinigung 


So kann man sich nicht wundern, daß die Staatsmänner mehr und mehr die 
europäischen Probleme hauptsächlich vom deutsch-französischen Gesichtspunkt aus 
betrachten. Das Bemerkenswerte an dieser Entwicklung ist gerade, daß sie durch- 
aus keiner gefühlsseligen Neigung entspricht. Noch trennen zu viel grausame Er- 
innerungen die beiden Völker, als daß die Politiker schon daran denken könnten, 
dem Einigungsgedanken näherzutreten. Die Notwendigkeit dieser Einigung muß 
schon sehr zwingend sein, um sich den Geistern von Tag zu Tag mehr aufzudrängen. 

Worin besteht nun eigentlich diese „force majeure“, unter deren Druck wir eine 
Bahn betreten müssen, gegen die mancher bisher voreingenommen war? Meiner 
Meinung nach ist das wichtigste Element die gemeinsame Vorstellung, die Deutsch- 
land und Frankreich sich von einem kommenden Kriege machen. Sich in der ersten 
Phase der Operationen in Europa zurückziehen zu müssen, wäre für Amerika zwar 
recht unangenehm, aber keineswegs entscheidend. Für Deutschland und Frank- 
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reich dagegen bedeutete es den Bürgerkrieg, eine totalitäre Besetzung, massen- 
weise Verschleppungen, schließlich eine Totalzerstörung bei der Rückeroberung; 
und das sind so fürchterliche Perspektiven, daß die Einbildungskraft es kaum 
schafft, darüber hinaus bis an den Sieg zu denken. Diesen Sieg kann man sich 
bestenfalls vorstellen als ein Glück, welches Spätere erleben werden, oder, im besten 
Falle, ein neues vollkommen verbrauchtes und entzivilisiertes Ich. England da- 
gegen vertraut noch heute auf den Verteidigungswert des Ärmelkanals. Wer unter 
seinen Kriegssachverständigen die Wirksamkeit dieses Schutzes in Zweifel zieht, 
sieht sich der öffentlichen Meinung gegenüber, und schließlich bildet England 
einen Teil des Commonwealth, für welches das Problem der Okkupation über- 
haupt nicht besteht. Dies sind die Gründe, weshalb die britischen Reaktionen den 
amerikanischen näherstehen als den kontinentalen. 


Daher kommt es, daß jetzt in Kontinentaleuropa unter der „atlantischen“ 
Oberfläche sich eine lebhafte Strömung für Neutralität bemerkbar macht. Seit der 
Unterzeichnung des Atlantik-Paktes hat man darauf hingewiesen, daß die euro- 
päischen Staaten in einen Konflikt mit Rußland verwickelt werden könnten, und 
zwar im Gefolge von Ereignissen, die, von ihnen aus gesehen, zweitrangiger Natur 
sind, beispielsweise Verwicklungen in Asien. Dazu hat man aus einer großen ame- 
rikanischen Tageszeitung einen Satz zitiert, laut dem Amerika „Sicherheit gegen 
Dollars kaufe“ und einen zweiten, laut dem Europa zum Nutzen der Vereinigten 
Staaten als Stoßauffänger, als Puffer dienen solle. Es sind Zweifel aufgetaucht, ob 
es möglich sein wird, in der erforderlichen Zeit die Verteidigung Europas wirk- 
sam zu organisieren. Alle diese Vorbehalte sind in Frankreich ebenso wie in 
Deutschland ausgesprochen worden, und ich will hoffen, daß sie in beiden Ländern 
auch gleichzeitig verschwinden. Tatsächlich ist während der kommenden Jahre für 
jeden ernsthaften Beobachter eine europäische Neutralität überhaupt unvorstell- 
bar. Vom Sprechen darüber wird sie nicht greifbarer; man erreicht höchstens, die 
Amerikaner in ihrer Hilfsbereitschaft zu entmutigen. Was Frankreich und Deutsch- 
land zu erreichen suchen müssen, ist, daß innerhalb der atlantischen Gemeinschaft 
die besonderen Interessen Westeuropas Berücksichtigung finden. Gemeinsam 
können sie zur Deckung ihrer Aufrüstung einen amerikanischen Schild an der 
Elbe verlangen. Ferner können sie im Frieden wie im Kriege sich einer allzu 
starken Abzweigung von Machtmitteln der freien Welt auf Operationsschauplätze 
widersetzen, wenn solche zum Beispiel in Übersee ihnen zweitrangig erscheinen. 
Ist dies nicht bereits ein Hauptarbeitsfeld für eine gemeinsame Diplomatie? 


Auf wirtschaftlichem Gebiete würde die Einigung zwischen Frankreich und 
Deutschland alle anderen freien Länder nach sich ziehen. Schon heute, wenn es 
manchmal hart auf hart geht, dürften sich die Verhandlungen mit zahlreichen 
Partnern sehr vorteilhaft durch Einzelgespräche ersetzen lassen. Wenn eine ge- 
meinsame Übereinkunft bekannt gegeben wird, so würde sich das bald verbreitern 
wie ein Ölfleck im Wasser, ohne daß es im geringsten notwendig wäre, einer sol- 
chen Übereinkunft die Form eines Diktates zu geben. Ich bin überzeugt, daß 
Robert Schuman dies sehr wohl versteht. Aber sowohl die Fehlgriffe seiner Vor- 
gänger wie die Überreste der Kriegspropaganda behindern ihn. So haben die 
Alliierten die Ruhrbehörde errichtet und halten damit eine Kontrolle über die 
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deutsche Produktion aufrecht, während doch die Geistesrichtung, der jene Maß- 
nahmen entsprangen, durch sehr viel drängendere Sorgen überholt ist; die franzö- 
sische Nationalversammlung macht sich Gedanken über eine eventuelle deutsche 
Wiederaufrüstung, während man doch, meiner Meinung nach, den Deutschen klar- 
machen müßte, daß ihre Einbeziehung in Europa, die sie ja akzeptieren, notwen- 
digerweise eine entsprechende Beteiligung bei seiner Verteidigung erfordert. Tat- 
sächlich kann es keine Gleichheit der Rechte ohne Gleichheit der Pflichten geben. 
Ich bin ferner der Meinung, daß man daran Unrecht tut, die Diskussion über den 
Schuman-Plan auf Kohle und Stahl zu beschränken. Die totale Fusion der beiden 
Wirtschaften ist es, die man vorbereiten muß. Sie würde der französischen Land- 
wirtschaft nach gehöriger Rationalisierung großartige Aussichten eröffnen, wofür 
Frankreich natürlich auf anderen Gebieten einen Ausgleich auf sich nehmen müßte. 
Da sagen nun einige Miesmacher: „das hieße ja zu der Hitlerischen Auffassung 
zurückkehren, laut deren Frankreich einem Europa, in dem Deutschland das Haupt- 
industrieland wäre, als Kornkammer dienen sollte“. Das erscheint wohl eine allzu 
gröbliche Vereinfachung des Problems: die französische Industrie ist sehr wohl in 
der Lage, auf vielen Gebieten ihre Position zu verteidigen. Und warum soll man 
übrigens sich nicht aus allen Auffassungen dasjenige heraussuchen, was sie an 
Gutem enthalten, selbst solchen aus der Hitlerzeit? Sowie man einem Problem 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit auf beschränktem Gebiet tatsächlich auf den 
Grund geht, stellt man fest, daß diese Zusammenarbeit nur im Rahmen einer 
verbreiterten wirtschaftlichen und politischen Entente realisierbar ist. Man kann 
doch zum Beispiel nicht die Produktion irgend einer Branche erhöhen, ohne dem 
Verbrauch im ganzen einen Auftrieb zu geben, das heißt, ohne währungstechnische 
und budgetäre Fragen anzuschneiden, die heute doch noch den Entscheidungen 
verschiedener Regierungen und Parlamente unterworfen sind. Sobald man 
nach einer praktischen Lösung sucht, findet man sich zwangsläufig mitten in dem, 
was von manchen immer noch die Utopie der Totalfusion genannt wird. 

Die Alliierten haben dem Kult der Demokratie so lange Weihrauch gestreut, 
daß sie nun den Mechanismus der Zusammenarbeit in einem zu langsamen Tempo 
in Gang bekommen, einem Tempo, das den Erfordernissen der Stunde nicht ent- 
spricht. Doch das Gegenmittel ist da, und wenn der kalte Krieg zu etwas nützlich 
ist, dann dazu, es uns nahe zu bringen. Probleme, die in Friedenszeiten der Gegen- 
stand zehnjähriger Wortgefechte sein und schließlich ohne Lösung bleiben würden, 
finden in Kriegszeiten — möge es sich auch nur um die Vorbereitung eines Defen- 
sivkrieges handeln — ihre sofortige Entscheidung. Nachdem man aus doktrinären 
Gründen alles verworfen hat, was der Faschismus auch an nützlichen Institutionen 
hervorgebracht hat, müssen die parlamentarischen Republiken jetzt endlich ihr 
Chaos den interalliierten Generalstäben — militärischen oder wirtschaftlichen — 
unterstellen. So werden wir in den nächsten Monaten der Errichtung von Organi- 
sationen beiwohnen, die später Friedenszwecken nutzbar gemacht werden können. 
Leider, leider bleibt der Krieg der große Hebel, der die menschlichen Energien 
in Bewegung zu setzen erlaubt. Wir wollen uns nur dazu beglückwünschen, daß 
es sich wenigstens für den Augenblick um einen kalten Krieg handelt, ja wo- 
möglich schließlich um die Verhinderung des Krieges überhaupt. 


Fabre-Luce: Mittel und Wege zur deutsch-französischen Einigung 51 


Ja! ... Aber! 


Untersucht man die Probleme der Organisation Europas, so kann man alle mög- 
lichen Einzelschwierigkeiten anführen, die zunächst unlösbar erscheinen. Warum 
sollten die Deutschen, die bekanntlich mehr arbeiten und bescheidener leben, es 
akzeptieren, daß auf ihre Kosten durch eine Art Überausgleich diejenigen ihrer 
Nachbarn entschädigt werden, die zu teuer produzieren? Warum sollten die fran- 
zösischen Industriellen es akzeptieren, sich einer hemmenden Disziplin zu fügen, 
während ihnen doch ein wohlbehüteter Innenmarkt durch eine lange Tradition 
gesichert ist? Warum sollte der belgische Kohlenbergbau nicht dazu neigen, bei 
seinem heutigen Regime zu bleiben, einem Regime, das in einem Europa-System 
nur mit großer Schwierigkeit weiterzuführen wäre? Es ist immer leicht, auf Un- 
möglichkeiten dieser Art hinzuweisen. Sie existieren zweifellos, wenn man die 
Wirklichkeit als etwas Statisches ansieht. Dabei stehen wir aber tatsächlich einem 
Kraftfeld im Zustande ständiger Entwicklung gegenüber. Was ein Mensch 
produzierenkann, welcherAnstrengungerfähigist, welce 
Opfermanihmzumutenkann,alldieseskannnichtineiner 
exakten Zahlzum Ausdruck gebracht werden. Es sind das Ele- 
mente, die weitgehend variieren, nach der Psychologie des Individuums, nach den 
Hoffnungen, die man ihm eröffnet, nach dem Glauben, der es trägt. Beschränkt 
man sich darauf, Deutschlands und Frankreichs Potentiale und ihre augenblick- 
lichen Absatzgebiete zu addieren, so könnten beide Länder zusammengeschlosseu 
nur einen Überfluß unverkäuflicher Ware produzieren. Vereinigen sie sich aber 
wirklich, so würde das Endergebnis keinesfalls mehr das gleiche sein. Die erreichte 
Senkung ihrer Produktionskosten würde es ihnen erlauben, Märkte zu erobern, ja 
sogar neue zu schaffen. Am Ende der Entwicklung wird sich der Lebensstandard in- 
nerhalb ihres gesamten Wirtschaftsgebietes heben. Hierbei denke ich vor allem an 
die überseeischen Gebiete. Praktisch unabschätzbare Reichtümer bietet Französisch- 
Afrika über und unter der Erdoberfläche. Aber zu ihrer Förderung sind gewaltige 
Summen aufzuwenden. Diese kann das Kreditsystem liefern, sowie die politische 
Stabilität gesichert erscheint. Letzten Endes hängt also die Rentabilität der An- 
lagen von der moralischen Gesamtbereitschaft ab. Vor 30 Jahren hat ein franzö- 
sischer politischer Schriftsteller, Jacques Bainville, den berühmten Ausspruch vom 
„Primat der Politik“ geprägt. Darf ich Ihnen sagen, daß ich von der Richtigkeit 
dieses Ausspruchs mehr und mehr überzeugt bin. Sicherlich verkenne ich die 
Wichtigkeit der wirtschaftlichen Probleme nicht, aber ich konstatiere täglich, wie 
sehr diese Probleme je nach den Strömungen der Politik ihre Form, je selbst ihren 
Inhalt ändern. Nehmen wir den Schuman-Plan als Beispiel. Er sollte der Lage des 
Marktes der Schwerindustrie begegnen, wie sie Ende 1949 bestand. Zu jenem Zeit- 
punkt herrschte die Tendenz, daß das Angebot die Nachfrage übertraf. Einige 
Monate später brach der Koreakrieg aus, der diese Tendenz in ihr Gegenteil ver- 
kehrte. Ich glaube nun nicht, daß der Schuman-Plan deswegen an Wert verloren 
hätte. Ich möchte nur behaupten, daß gerade seine politischen Elemente von erst- 
rangiger Wichtigkeit sind, denn diese können von keinen Marktschwankungen in 
Frage gestellt werden. Wenn man auch häufig auf die gegenteilige Meinung stößt. 
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so ist es doch in Wirklichkeit die Politik, die das Unveränderliche oder wenigstens 
das Dauerhaftere sein kann, während die Wirtschaft manchmal vergänglicher ist. 
* 

Zuweilen wird behauptet, die Idee der deutsch-französischen Annäherung sei 
veraltet und man müsse jetzt in weit größerem Rahmen denken. Versucht man 
aber, diese Methode anzuwenden, so sieht man sich sehr bald auf das deutsch- 
französische Problem zurückgeführt; dieses ist nämlich der Stein des Anstoßes, an 
dem ehrgeizige Pläne zu Fall kommen können; ist er aber aus dem Wege geräumt, 
so kann alles gut gehen. Man kann zwar unschwer von Washington aus im luft- 
leeren Raume einen Schlachtplan für Europa aufstellen: es bleibt aber die Auf- 
gabe, ihn als solchen dann sowohl der Volksmeinung wie den einzelstaatlichen 
Budgetsannehmbar zu machen. Und das ist nur möglich, wenn man gleichzeitig mit der 
Aufrüstung eine tatsächliche politische und wirtschaftliche Konstruktion zustande- 
bringt. Soldaten zeigen ihren vollen Kampfwert nur, wenn sie dasGefühl haben, ihrem 
Lande oder ihrer Kultur zu dienen. Es ist vergeblich, analytische Unterscheidungen 
zwischen materiellen und moralischen Elementen aufzustellen: praktisch lassen sie 
sich nicht scheiden. Ein wirtschaftlich starkes Land stellt, mag es wollen oder nicht, 
auch eine tatsächliche Militärmacht dar. Dagegen bleibt ein zahlenmäßig starkes 
und bewaffnetes Land doch schwach, wenn es eine allzu große Anzahl Kriegsdienst- 
verweigerer enthält. So sage ich also meinen Landsleuten: „Hört doch endlich auf, 
in euren Planungen einem Deutschland, so wie ihr es euch vorstellt, jene Divi- 
sionen zuzumessen oder zu verweigern, die aufzustellen es selber durchaus noch 
nicht bereit ist. Stellt lieber eine allgemeine politische Linie auf, die es den heute 
passiven oder widerspenstigen Deutschen nahelegen wird, jene Divisionen aufzu- 
stellen und sie notfalls einzusetzen“. Eine militärische Einheit wird Europa doch 
erst an dem Tage sein, an dem ein tatsächlich unmittelbar wirksamer Schutz seines 
Territoriums als möglich erscheinen wird, und an dem andererseits die Vertei- 
digung des französischen Reiches in Afrika, die Wiederherstellung der deutschen 
Einheit, die Befreiung des gesamten unterdrücken Europa sowohl von Franzosen 
als auch von Deutschen als wirklich beiden gemeinsame Ziele empfunden werden. 

x 

In Paris höre ich manchmal sagen, daß jede Fusion oder enge Verbindung mit 
Deutschland, einem durch den Ausgang des Krieges zerstückelten Land, das begie- 
rig ist, seine Einheit wieder zu erlangen, in die französische Politik ein zwangs- 
läufig offensives Element einführen könne, welches von Rußland und von Polen 
als Provokation empfunden werden dürfte, und diesen Ländern womöglich einen 
Anreiz zum Präventivkrieg liefern könne. Das ist ein ernster Einwand, dem man 
sich stellen muß. Ich glaube hierauf folgende Antwort geben zu können: Selbst- 
verständlich ist es ganz natürlich, daß Deutschland seine Einheit erstrebt, doch 
selbst ohne dieses Element könnte der Eiserne Vorhang niemals an der Stelle, wo 
er sich augenblicklich befindet, verewigt werden. Es ist unvermeidlich, daß eines 
Tages der Austausch zwischen West und Ost wieder aufgenommen wird, und es ist 
gleichfalls sicher, daß Amerika nicht auf unbeschränkte Zeit hin die militärischen 
Anstrengungen, die es sich soeben auferlegt, fortsetzen wird, ohne die Forderung 
aufzustellen, daß die von den Russen in Jalta abgegebenen Zusicherungen einge- 
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halten werden, nach denen auch in den russisch besetzten Landesteilen ein Regime 
einzuführen ist, das die Bürgerrechte respektiert. So sind es also keineswegs einzig 
und allein Forderungen des deutschen Volkes, welche die Frage der Befreiung 
ganz Europas aufrollen. Ganz bestimmt wünschen weder wir noch Sie Rußland zu 
provozieren. Aber unsere Politik kann ganz einfach darin bestehen, in Europa 
eine starke Zone der Sicherheit und der Prosperität zu schaffen, von einer solchen 
Anziehungskraft, daß die Nachbarländer von sich aus wünschen werden, sich anzu- 
schließen, so daß Rußland gezwungen sein wird, diesen Bestrebungen Rechnung 
zu tragen. Sollte in Amerika eine Kriegstendenz sich entwickeln, so wäre das 
sicherlich nicht unter dem Einfluß Europas, welches zu genau weiß, was es unter 
einem Kriege zu leiden haben würde, selbst wenn er siegreich ausgeht; da könnte 
es sich also nur um eine von unserem Willen unabhängige Entwicklung handeln. 
Sollte aber dann Rußland Amerika durch einen Präventivkrieg zuvorkommen wol- 
len, so wäre es sicherlich durch das Fehlen jeder wirksamen Abwehr in Europa 
nicht entmutigt, sondern eher ermutigt. Welche Hypothese man auch annehmen 
will, so wollen wir uns nicht fürchten, uns unter den Schutz eines Schildes zu stellen. 

Wenn Deutschland und Frankreich es wünschen sollten, den Unsinn der letzten 
Jahrzehnte zu wiederholen, so steht es ihnen immer noch frei, ein isoliertes und 
gegeneinander gerichtetes Spiel durchzuführen. Einige derjenigen, die sich gestern 
gegen die deutsch-französische Annäherung äußerten, behaupten heute, die Stunde 
dafür sei schen wieder vorbei. Seit dem Koreakrieg kann Deutschland direkt mit 
Amerika sprechen und Waffen herstellen oder Soldaten ausbilden, selbst wenn 
Paris sich mit seiner Zustimmung hierzu nicht beeilt. Frankreich mag darüber 
beleidigt sein und sich in seinen Elfenbeinturm zurückziehen. Verharren die beiden 
Länder in dieser falschen Haltung, so wird ihnen am Ende sowohl die Prosperität 
als auch eine wirksame Verteidigung mangeln, denn Amerika wird nicht auf die 
Dauer ein uneiniges Europa mit ausgestrecktem Arm erhalten wollen. So muß man 
sich zu beiden Seiten des Rheins damit abfinden: unsere Völker sind aneinander 
gebunden, im Guten oder im Bösen. 

Henri de Montherlant zitierte kürzlich einen Ausspruch, den ein der äußersten 
Linken angehöriger Jude ihm gegenüber im Dezember 1940 im unbesetzten Frank- 
reich getan hatte: „ob es siegt oder ob es besiegt wird, Deutschland wird schließlich 
Europa organisieren“. Damit gebe ich mich nicht zufrieden; ich erkenne meinem 
Lande in dem Europa von morgen die gleiche Rolle wie jedem anderen zu. Frei- 
lich glaube ich, daß man beim Start dieses Europa eine Organisation akzeptieren 
müssen wird, die die Herrschaft der Besten in sich schließt. Diese Selektion wird 
sich von selber machen, und es ist recht unwahrscheinlich, daß die Sieger im Wett- 
bewerb alle einer einzigen Nation angehören werden. Wir wollen über die Zukunft 
nicht voreilig urteilen, aber wir wollen unsere Fenster weit öffnen, und zwar so- 
fort, damit der frische Luftzug Europas hereinwehen kann. Dabei wird nun frei- 
lich nicht die „freie Konkurrenz“ des Neunzehnten Jahrhunderts herauskommen. 
Die Idee der Planung in der Wirtschaft hat unterdessen Eroberungen gemacht, die 
ihr nicht mehr zu nehmen sein werden. Aber in dem neuen Rahmen müssen wir 
uns den Geist der Kühnheit, der Unternehmungslust und der Freiheit zu erhalten 
wissen, welcher unsere Vorfahren zu Beginn des Industriezeitalters beseelt hat. 
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Man kann das Paar Deutschland-Frankreich jenem Wanderer vergleichen, der 
immer im Begriff des Sturzes zu sein scheint und sich nur dadurch im Gleich- 
gewicht hält, daß er immer weiter geht. Bewegt er sich nur überhaupt, so ist es 
kein Wunder, daß er auch vorwärtskommt. 

Aber wie schafft man die Initialzündung? Wie besiegt man die seltsame see- 
lische Hemmung, die auf das Trauma des Krieges gefolgt ist? Wie befreit man die 
Europäer von einem Minderwertigkeitskomplex, der weder materiell noch mora- 
lisch gerechtfertigt ist? Sie produzieren doch mehr Kohle und mehr Stahl als der 
Sowjetblock, ihr Zivilisationsniveau ist weit überlegen, und die Hilfsmittel der 
freien Welt sind ihnen zugänglich. Amerika und Asien streiten sich um ihre Künst- 
ler, um ihre Erfinder. Warum lassen sie da den Kopf hängen? Nur weil sie noch 
durch und durch voller Rankünegefühle stecken! 


Worauf warten wir eigentlich? 


Vor nun schon einem Viertel-Jahrhundert habe ich mich ein ganzes Jahr dem 
Studium der Ursprünge des Ersten Weltkrieges gewidmet. Wenn ich nun heute 
zwei ausgezeichnete neue französische Veröffentlichungen lese, das Buch über 
Poincar& von Chastenet — erschienen 1949 — und die Studie von Raimond Aron 
in La Table Ronde von Oktober 1950, so finde ich da bis auf kleine Nuancen die 
Gedanken wieder, die ich damals über den Gegenstand aussprach und die seiner- 
zeit Skandal erregten. In seinem Resume über die diplomatische Lage 1914 schreibt 
Castenet: „... Regierungen, von denen keine wirklich einen allgemeinen Krieg 
beabsichtigte...“ Und Raimond Aron sagt: „Nicht durch einen geheimnisvollen 
Schicksalszwang waren die beiden Gegner zu einem Kampf auf Tod und Leben 
verurteilt... Die Erforschung der Urgründe gibt uns kein Recht, Menschen oder 
Völker als Schuldige in Acht und Bann der Menschheit zu tun“. Das ist die heute 
ausgesprochene Ansicht zweier unserer besten politischen Schriftsteller. Leider 
kennt die große Menge der Franzosen ihre Arbeiten nicht und steht noch weiter 
unter dem Einfluß überholter Propagandaschlagworte. Die Schulbücher in vielen 
Ländern sind weiter von Nationalismus durchtränkt. Die trostlose und überholte 
Geschichte der innereuropäischen Streitigkeiten erzählt man den Schulkindern 
immer noch mit einem gewissen Stolz; dabei sollte man sie lieber auf die began- 
genen Fehler hinweisen, ihnen zeigen, was Europa schon durch die Zusammen- 
arbeit seiner großen Geister an Großartigem geschaffen hat und was es morgen 
durch den Zusammenschluß seiner Energien wird schaffen können. 

Schwieriger läßt sich diese Revisionsarbeit im Hinblick auf die Geschichte des 
Krieges 1939 zum guten Ende führen, denn die damals entfachten Leidenschaften 
sind noch nicht erloschen. Trotzdem hat sich unter Menschen, die von den ver- 
schiedensten politischen Richtungen herkommen, über gewisse grundlegende Punkte 
bereits Einigkeit erzielen lassen: beispielsweise über den Wahnsinn der Politik der 
„Bedingungslosen Kapitulation“. Warum klärt man das Publikum hierüber nicht 
genauer auf? Man müßte da bei den Tatsachenfragen beginnen. In der Presse 
wurde kurz erwähnt, daß deutsche und französische Historiker sich in. diesem 
Sommer trafen, um gemeinsam gegen Geschichtsfälschungen. anzukämpfen. Gleich 
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bei der ersten Zusammenkunft haben sie eine Anzahl angeführt. Worauf wartet 
man, um dies allen Franzosen und allen Deutschen zur Kenntnis zu bringen? 

In einer loyalen Diskussion muß man anerkennen, daß das spätgeeinte Deutsch- 
land vor 1914 bei der Verteilung der Rohstoffe und der Kolonien nicht einen An- 
teil erhalten hatte, der dem der älteren Nationen entsprach. Auch die Fehlgriffe 
des Versailler Vertrages wird man feststellen müssen. Umgekehrt werden jedoch 
auch die Deutschen zugeben müssen, daß sie höchstwahrscheinlich Genugtuung er- 
halten haben würden, hätten sie sich nur die Richtigstellung jener Fehler zum 
Ziele gesetzt. Die Politik, die sie in den Abgrund geführt hat, zielte ja leider in 
Wirklichkeit nicht darauf ab, nur das Gebiet von Danzig und die Sudetenländer 
dem Reiche einzuverleiben, sondern sie bediente sich dieser Forderungen, um auf 
die europäische Hegemonie loszusteuern. Sicherlich wird eine solche Betrachtungs- 
weise nicht sofort Einigkeit unter allen Geistern herstellen, aber eine Entspannung 
träte ein und viele falsche Problemstellungen wären damit beseitigt. 

Sehen wir unsere internationalen Dramen so von hoher Warte an, so wird uns 
das die Anwendung einer Art psycho-analytischen Heilverfahrens an dem Europa 
des zwanzigsten Jahrhunderts erlauben. In bewunderswürdiger Weise hat der 
Schweizer Forscher Jung dargetan, wie 1918 und 1945 der Geist des Hasses, sich 
im Besitz durchaus anzuerkennender Motive wähnend, das Böse in einem einzelnen 
Volk oder einer einzelnen Partei zu finden meinte und sich daher hemmungslos, 
ohne jeden inneren Abstand, ausbreitete. Aus der Tatsache, daß sie sich zu Rich- 
tern aufwerfen, fühlen sich die meisten Menschen erhaben und neigen zu der 
Tendenz, die Machtmittel, die sie sich selber zuerkennen, zu mißbrauchen. Und so 
tun sie dasselbe, wie der Gegner, den zu bekämpfen sie vorgeben. Platon hat 
schon beobachtet, daß ein häßliches Ding einen Schein von Häßlichkeit auf unsere 
Seele zurückwerfe. Ähnlich konstatiert Jung, daß die anwesenden Zeugen einer 
verbrecherischen Handlung gleichzeitig sowohl Opfer als auch Teilnehmer sind. 
Um uns zu reinigen, müßten wir heute, gemäß der Jungschen Formulierung, 
„einen Ritus kollektiver Entlastung einführen und zwar sowohl durch Verurteilung 
wie durch Freispruch der Richter, des Henkers und des Publikums“. 

Jene Prozesse müssen revidiert werden, in denen die Verbrechen der 
Hitlerclique in übertriebener Weise dem ganzen deutschen Heere, dem ganzen 
deutschen Volke oder auch der Gesamtheit der Mitglieder der nationalsozialisti- 
schen Organisationen zur Last gelegt worden sind. An dieser Stelle möchte ich 
Ihnen schon die Proteste französischer Juristen und Journalisten gegen jenes Ge- 
setz, welches für die Mitglieder bestimmter deutscher Verbände das Verbrechen 
der Kollektivschuld festgesetzt hat, zur Kenntnis bringen. Dieser Angriff auf die 
Grundprinzipien des Rechtes ist gebührend abgelehnt worden, und wenn auch das 
Gesetz selbst noch nicht geändert wurde, so glaube ich, daß Dank den erwähnten 
Interventionen wenigstens kein Mißbrauch mehr damit getrieben wird. Ich darf 
Ihnen auch ins Gedächtnis rufen, daß einige der ungerechten Nachkriegsurteile in 
Amerika bereits revidiert worden sind. Doch wäre diese Bemühung wertlos, wenn 
nicht gleichzeitig das deutsche Volk, von jedem alliierten Drucke befreit, spontan 
die begangenen Kriegsverbrechen verurteilte. 

Es gibt bereits ein Element moralischer Annäherung, das längst nicht genug 
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hervorgehoben worden ist. Wenn die deutschen Grausamkeiten den Westen viel 
mehr entsetzt haben als die russischen Grausamkeiten, so doch deshalb, weil der 
Westen den Deutschen ein höheres Zivilisationsniveau zuerkannte. Der Heftigkeit 
des Tadels lag eine Achtung zugrunde, deren Wurzeln wir wieder finden müssen. 

Solche Wege mögen zu der Versöhnung führen, die schon von den besten Ele- 
menten beider Völker herbeigewünscht wird. Durch geeignete politische Technik 
müssen die Mittel geschaffen werden, zunächst diesen Wunsch überhaupt zu for- 
mulieren, darauf dann an seine Durchführung zu gehen. Wir wollen nicht zuviel 
Wichtigkeit zuerkennen weder in Frankreich einer bald neu zu wählenden Natio- 
nalversammlung, die dann ganz anders aussehen wird, noch in Deutschland einem 
Bundestag, der das Land vielleicht auch nicht völlig genau vertritt. Ebensowenig 
brauchen wir uns um die Meinung der Masse zu kümmern, die immer falsch in- 
formiert ist und die vielleicht im Falle eines Plebiszites heute in Frankreich wie 
in Deutschland gegen die notwendige Wiederaufrüstung stimmen würde, so wie sie 
im Laufe der letzten Jahrzehnte gegen die Maßnahmen zur Rettung der Währung 
gestimmt haben würde. Das Schicksal der beiden Länder liegt in der Hand: von 
Eliten, die, wenn auch durch Krieg, Verfolgung, „Reinigung“ in grausamer Weise 
dezimiert, immer noch in der Lage sind, sich um entschlossene Persönlichkeiten zu 
scharen. Im Laufe des Jahres 1949 haben sich Dr. Adenauer und der General de 
Gaulle beide zugunsten der deutsch-französischen Union ausgesprochen. Sind diese 
Parteiführer, oder seien es auch andere, morgen gleichzeitig am Ruder und blei- 
ben sie ihrem Worte treu, dann werden die Völker nicht zögern, ihnen zu folgen. 
Das Referendum zugunsten der deutsch-französischen Fusion und der Europa- 
Union, dessen Idee das R.P.F. (die Partei des Generals de Gaulle) in nützlichster 
Weise lanciert hat, könnte das Werk krönen. Hierzu kann ich Ihnen etwas sagen, 
was schon recht erfreulich ist. Kürzlich hatte ich Gelegenheit, mit einem Manne 
zu sprechen, der für die Arbeit des R.P.F. in einem wichtigen Teile Frankreichs 
verantwortlich ist. Er wies mich darauf hin, daß keine einzige Opposition inner- 
halb der Partei sich geäußert hat, kein einziger Austritt zu verzeichnen war, als 
General de Gaulle vor nunmehr einem Jahre den Gedanken eines neuen Reiches 
Karls des Großen zur Sprache brachte, in dem Frankreich und Deutschland geeint 
sein würden. Und dies ist die Haltung einer Gruppe, die sich anfangs im Zeichen 
der Resistance, des Widerstands gegen Deutschland zusammengefunden hatte, und 
die heute nicht nur Versöhnung, sondern sogar eine Fusion ins Auge faßt. 

Ich bin davon überzeugt, daß nichts Großes ohne Begeisterung entsteht. Als im 
Altertum Alexander nach einem seiner Triumphzüge Sieger und Besiegte mitein- 
ander versöhnen wollte, ließ er in Babylon in einem ungeheuren Feste 10 000 
Mischehen gleichzeitig feiern. Davon erzählt uns Plutarch und schreibt: „Wie in 
einem Liebesbecher mischten sich Leben und Sitten der verschiedenen Rassen; die 
Völker tranken daraus und vergaßen ihre alten Fehden“. Die Union zwischen Kohle 
und Stahl ist eine solche Vermischung, — die Keimzelle einer gemeinsamen Regie- 
rung unserer Völker. Eines Tages, das hoffe ich, wird die Vereinigung zwischen 
Frankreich und Deutschland in einem symbolischen Fest gefeiert werden, einer 
Erinnerung an jenes Fest, von dem ich eben sprach, welches der Große Alexander 
vor mehr als zweitausend Jahren feiern ließ. 
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BERICHTE 


Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. 
Wohl aber ergänzen sie die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse 
kaum Platz ist. Sie bemühen sich um Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


IN DIESEM HEFI: Irland 
Helgoland Gibraltar 
Österreich Marokko 
Norwegen USA 

Helgoland 


In den letzten Tagen des Jahres 1950 
hielt sich eine „friedliche Besatzung“ von 
Mitgliedern der Europa-Bewegung, Studen- 
ten, Kriegsversehrten und ursprünglichen 
Inselbewohnern auf Helgoland auf, um die 
Aufmerksamkeit der Welt darauf zu len- 
ken, daß eine bewohnte und bewohnbare 
Insel, Heimat europäischer Menschen, noch 
fünf Jahre nach Einstellung der Feind- 
seligkeiten als Bombenziel benutzt wird. 

Die Insel Helgoland hat einen Flächen- 
umfang von 0,64 qkm. Sie liegt 45 km vom 
Festland entfernt. Ihre Bewohner bilden 
wie die Sylter und Föhringer einen Teil 
des nordfriesischen Stammes, bei der Volks- 
zählung 1933 waren es 2720 Menschen. Die 
Insel gehörte zum gottorfischen Anteil Schles- 
wigs, stand also unter der Oberhoheit des 
Dänenkönigs, der in Personalunion über 
Schleswig-Holstein herrschte. 1807 wurde 
sie von der britischen Marine besetzt und 
als Schmugglerzentrum gegen die napoleo- 
nische Kontinentalsperre ausgebaut. Sie 
blieb nach dem Ende der napoleonischen 
Herrschaft unter britischer Hoheit, wurde 
erst 1890 im Austausch gegen wertvolle 
Rechte und Herrschaftsansprüche in Ost- 
afrika an das Deutsche Reich zurückge- 
geben. Sie bildete im wilhelminischen Zeit- 
alter und vor dem Zweiten Weltkrieg einen 
Stützpunkt der Kriegsmarine. Die zivile 
Einwohnerschaft, die zu Anfang des Zwei- 
ten Weltkrieges evakuiert wurde, durfte 
nach 1935 nicht heimkehren, sondern lebt 
in Not teilweise in Niedersachsen (Cux- 
haven), teilweise in Schleswig-Holstein 
(Sylt). Sie will zurück, um aus ihrer Hei- 
mat einen Nothafen für Fischer, einen 
Heimathafen der eigenen Fischerei und 
einen Erholungsort zu machen. 

Vor Helgoland kämpften 1401 Hambur- 


Kanada Jugoslawien 
Australien Tibet 
Süd-Rhodesien Indodina 
Nord-Rhodesien Indien 


ger Schiffe gegen Klaus Störtebeker, 1849 
Kriegsschiffe des Deutschen Bundes gegen 
dänische Seestreitkräfte, 1864 österreichische 
Kriegsschiffe gegen Dänen und 1914 Schiffe 
des Deutschen Reiches gegen britische See- 
streitkräfte. 

Nachkriegsdaten: 
18.4.45 Zerstörung durch schweren Bom- 

benangriff 

17.5.45 Abtransport der Zivilbevölkerung 
18.4.47 Versuch, die Insel zu sprengen 
30.6.47 Anfang der Bombenangriffe 

Die britische Luftwaffe stößt auch in 
Großbritannien selbst bei der Suche nach 
Übungsplätzen zum Bombenwurf auf er- 
hebliche Widerstände der Eigentümer und 
Interessenten. Es stehen jedoch in den Äu- 
ßeren Hebriden, den Orkneys und Shet- 
lands unbewohnte Inseln zur Verfügung, 
die keine weitere Anflugstrecke als Helgo- 
land von den britischen und amerikanischen 
Bombergeschwadern fordern, die auf mittel- 
englischen Flughäfen stationiert sind. 


Gebt Österreich die Freiheit! 


Bundespräsident Dr. Karl Renner hatte 
unmittelbar vor seiner Erkrankung zwei 
Neujahrsbotschaften auf Tonband gespro- 
chen, die dann nach seinem Tode gesendet 
wurden. Er sagte darin u. a.: 

In einem Augenblick, da Kontinente ge- 
geneinanderstehen, mag ein kleines, eben 
erst wieder erstandenes Staatswesen wie 
das unsere schwer Gehör finden. Seit einem 
halben Jahrzehnt steht es vor den Toren 
der Vereinten Nationen und bittet um Auf- 
nahme, seit einem halben Jahrzehnt bittet 
es um Beendigung der vierfachen Besetzung 
und Erfüllung der feierlichen Zusagen un- 
serer völligen Befreiung. 

Die Erklärung der Mächte hat diesen 
selbst die Verpflichtung auferlegt, der Re- 
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publik Österreich die Freiheit wiederzu- 
geben, sie hat dabei den besetzenden Or- 
ganen konkrete Aufgaben gestellt, unter 
diesen vor allem die Aufgaben der Entnazi- 
fizierung, der und Be- 
friedung. 


inneren Ordnung 


Niemand kann bestreiten, daß diese uns 
gewordenen Aufträge von uns längst erfüllt 
sind. Beweis dafür ist die in Europa, ja in 
der Welt selten gewordene Stabilität eines 
Systems, das, getragen von mehr als neun 
Zehnteln aller volljährigen Männer 
Frauen, im Innern die Demokratie verwirk- 
licht hat und nach außen an seiner Fried- 
fertigkeit keine Zweifel läßt. 

Es ist kein rechtlicher Grund für den 
Fortbestand der Besetzung ersichtlich. Daß 
sie Tatsache ist, wissen wir, und wir haben 
mit Tatsachen rechnen gelernt. Vier Mächte 
besetzen unser Land auf Grund des gemein- 
samen Sieges und haben es unternommen, 
uns gemeinsam als Staat wiederaufzurich- 
ten. Wie aber steht es heute um diese 
Gemeinsamkeit? Sie ist für alle Welt frag- 
lich geworden. Fällt sie dahin und besteht 
sie nicht mehr, so fällt auch jede rechtliche 
Legitimation außer der tatsächlichen militäri- 
schen Machtübung. Wir fordern alle Staats- 
und Völkerrechtslehrer der Welt auf, den 
staatlichen Zustand, in den wir gerieten, zu 
definieren — ich kann mir kaum eine an- 
dere begriffliche Umschreibung dieses Zu- 
standes denken als diese: 

Hier besteht de facto ein demokratisches 
Staatswesen, über das de jure kein anderes 
zu gebieten hat. Kraft dieses tatsächlichen 
Zustandes kommt diesem Staatswesen von 
selbst die volle Souveränität zu! 

Dazu kommt, daß in jedem Falle, wo die 
besetzenden Mächte nicht eins sind, jede 
Schiedsinstanz fehlt. Sie ist in den konstitu- 
tiven Erklärungen der Mächte einfach nicht 
vorgesehen: ein prekärer Zustand, der in 
einzelnen gewichtigen Fällen geradezu einer 
Rechtsverweigerung gleichkommt. 

Besäßen wir die Mitgliedschaft in der Or- 
ganisation der Vereinten Nationen, so hät- 
ten wir wenigstens eine Instanz, wo wir 
durch legitimierte Vertreter als vollwertige 
Mitglieder unsere Klagen vernehmbar ma- 
chen könnten. 

Möge darum keine der Signatarmächte 
des Potsdamer Übereinkommens diese un- 
sere Klage mißverstehen: Wir sind uns un- 
serer bescheidenen Stellung wohl bewußt, 


und 
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aber wir können nicht umhin, den völlig 
unhaltbaren Zustand von heute aufzuzei- 
Wir müssen in absehbarer Zeit zum 
Staatsvertrag kommen! 


gen. 


Pflege der Wikingertradition 

In Norwegen hat sich ein Ausschuß ge- 
bildet, der für eine angemessene norwegi- 
sche Beteiligung an den historischen Fest- 
lichkeiten der Insel Man in der Irischen 
See im Sommer 1951 sorgen soll. Vom 10. 
bis 15. Jahrhundert gehörte Man zum Bis- 
tum Nidaros. Es war Teil des Herrschafts- 
gebiets norwegischer Wikinger wie das 
nordwestliche Schottland oder die Ostküste 
Irlands. Die Pflege der historischen Über- 
lieferung ist ein symbolischer Akt im Zei- 
chen der nordatlantischen Zusammenarbeit. 


Die Kohleversorgung Irlands 

Die selbständige Republik Irland, die 
heute nicht einmal mehr in der losen Form 
wie Indien zum britischen Commonwealth 
gehört, ist wirtschaftlich nach wie vor von 
der größeren und stärkeren Nachbarinsel 
abhängig. Nach einem Abkommen von 1948 
soll Großbritannien jährlich 1,57 Millionen 
Tonnen Kohlen an die Irische Republik lie- 
fern. Im November 1950 jedoch erklärte 
das britische Brennstoffministerum, daß eine 
weitere volle Erfüllung dieser Verpflich- 
tung nicht möglich sei. Die wöchentliche 
Lieferung wurde von 32 000 auf 28000 to 
gekürzt. Das irische Wirtschaftministerium 
zieht den Kohleneinkauf in Großbritannien 
schon allein deshalb dem Einkauf in USA 
vor, weil auch die Irische Republik noch 
zum Sterling-Block gehört, also knapp an 
Dollars ist. 


Gibraltar 

Am 23. November 1950 eröffnete der 
Herzog von Edinburgh im Namen des bri- 
tischen Königs die neue parlamentarische 
Körperschaft der Kronkolonie Gibraltar. 
Der damit entstandene „Gesetzgebende Rat“ 
(Legislative Council) setzt sich zusammen 
aus drei Beamten von Amtswegen, fünf ge- 
wählten und zwei durch den Gouverneur 
ernannten Mitgliedern, von denen einer 
nicht Beamter sein darf. Es stehen also fünf 
gewählte fünf amtlichen Mitgliedern gegen- 
über oder sechs Zivilisten vier Beamten. Das 
brennendste Problem für die 29000 Zivi- 
listen in der Festung ist seit ihrer Rückkehr 
aus der Evakuierung die Wohnungsfrage. 
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„Arriba“, das Madrider Organ der Fa- 
lange, nahm diese Gelegenheit zum Anlaß, 
um am 25. November in einem Leitartikel 
zu schreiben, daß die Rückgabe Gibraltars 
an Spanien die einzige wirkliche Lösung 
auf rechtlicher und moralischer Grundlage 
darstelle. Kommentare des spanischen Rund- 
funks und studentische Demonstrationen in 
Spanien erhoben die gleiche Forderung. Aın 
10. Dezember forderte der Staatschef Gene- 
ral Franco selbst die Rückgabe Gibraltars 
an Spanien in einem Interview, das fast die 
halbe Titelseite von „Arriba“ ausfüllte. 
Großbritannien habe während des Zweiten 
Weltkrieges ausdrücklich versprochen, nach 
Kriegsende alle spanischen Probleme und 
Wünsche erneut zu überdenken, auch die 
Gibraltarfrage. Der Staatschef plante ur- 
sprünglich, diese Äußerungen in einer Mas- 
senkundgebung der falangistischen Jugend 
zu machen, die jedoch durch ungünstige Wit- 
terung verhindert wurde. Der Generalissi- 
mus sagte wörtlich: „Weder ist das Festhal- 
_ ten am Besitz der Festung besonders ehren- 
haft für Großbritannien angesichts der 
ungewöhnlichen Art, auf die sie in Besitz 
genommen wurde (General Franco meint. 
daß die Festsetzung des Admirals Sir George 
Rooke auf dem Felsen im Jahre 1704 nur 
im Auftrag der antibourbonischen Partei der 
Spanier geschehen sei), noch kann ihr ge- 
ringer Nutzen in einem modernen Konflikt 
den Wert der spanischen Freundschaft für 
die Zukurft aufwiegen... Ihre geographi- 
sche Lage hat die Festung uns unter mo- 
dernen Verhältnissen auf Gnade und Un- 
gnade ausgeliefert; aber freilich ist Gabraltar 
einen Krieg nicht wert. Es handelt sich um 
eine Frucht, die eines Tages reifen und uns 
in den Schoß fallen muB.“ 

Wirtschaftlich ist Gibraltar nur Teilstück 
einer größeren südspanischen Zone. Es hat 
kein Trinkwasser, keine Landwirtschaft, 
keine Weiden, keine Industrie. Es wird von 
Spanien aus verpflegt, soweit nicht die Le- 
bensmittel kostspielig über See eingeführt 
werden. 2000 seiner Bürger wohnen im be- 
nachbarten La Linea auf spanischem Ge- 
biet. 13 000 spanische Staatsbürger arbeiten 
in Gibraltar. Ein großer Teil der Bevölke- 
rung von La Linea lebt von der Lebens- 
mittelversorgung für Gibraltar und vom 
.Schmuggel. Britische Quellen behaupten, 
daß etwa 100000 Menschen in Südspanien 
von der Existenz Gibraltars als britischer 


Kronkolonie abhängig sind. Britische Ge- 
werkschaften erfassen die Arbeiterschaft 
Gibraltars, auch die Arbeiter mit spani- 
schem Paß. 


Seit der Eroberung im Jahre 1704 galt 
Gibraltar als Kernstück der britischen Herr- 
schaft über den westlichen Mittelmeerein- 
gang. Es ist fraglich, ob heute nicht die 
beiden Flügelstellungen: die Tajo-Mündung 
bei Lissabon und der Hafen von Tanger, 
strategisch wichtiger sind. Die Amerikaner 
jedenfalls stecken viel Geld und Material 
nach Tanger und lassen ihre Mittelmeer- 
flotte betont freundliche Beziehungen zu 
den spanischen Behörden pflegen. 


Das wirkliche Gibraltarproblem liegt 
heute nicht mehr in einer nationalistischen 
Revision oder einer engen Torhüterschaft, 
sondern im Verhältnis des Raumes Tanger— 
Melilla—Malaga—Cadiz oder sogar Casa- 
blanca—Oran—Mallorca— Lissabon zu den 
strategischen Weltfragen. 


Aktivität 
des marokkanischen Nationalismns 


Istiglal, die marokkanische Nationalisten- 
partei, benutzte die Eröffnung des marok- 
kanischen Staatsrats in der ersten Dezem- 
berwoche 1950 zu einer politischen Demon- 
stration, obwohl an sich der Staatsrat nur 
Wirtschaftsfragen behandeln soll. Bei der 
Besprechung des Haushaltsplans für 1951, 
insbesondere bei der Beratung der Vor- 
anschläge für das Erziehungswesen, wand- 
ten sich einzelne Abgeordnete sehr scharf 
gegen die Politik der Schutzmacht Frank- 
reich. Der Generalresident General Juin 
wies am 12. Dezember den Istiglal-Abge- 
ordneten Laghzaoui aus der Kammer, als 
er erklärte, das Investitionsprogramm der 
Regierung mit seinen Industrialisierungs- 
plänen werde die europäischen Ansiedler 
in den Stand setzen, alle Reichtümer des 
Landes für sich auszubeuten. Die politischen 
Freunde des Abgeordneten verließen dar- 
aufhin auch den Sitzungssaal. 


Diese Demonstration war ein Zeichen für 
den Wandel des politischen Klimas in einem 
Lande mit einer besonders wichtigen stra- 
tegischen Lage (man denke an 1942!), mit 
großen natürlichen Reichtümern, mit einem 
wertvollen Beitrag zur Wehrkraft des fran- 


60 Berichte 


zösischen Staates. Die Nachrichten aus ÖOst- 
asien bestärkten nur die marokkanische 
Entschlossenheit, bei aller selbstverständ- 
lichen Solidarität mit den Westmächten sich 
ebensowenig wie Indochina mit einer nur 
formalen Änderung des politischen Status 
im Verband der französischen Überseebesit- 
zungen zu begnügen. Sultan Sidi Mohammed 
V. hat bei seinem Pariser Staatsbesuch im 
Sommer 1950 in aller Form die Forderung 
nach einer Revision des Protektoratvertrags 
und nach dem Abschluß eines neuen Ab- 
kommens auf dem Boden der Gleichberech- 
tigung zwischen Frankreich und Marokko 
gefordert. Die Führer des Istiglal, der 
Gründer Allal-el-Fassi und der Parteisekre- 
tär Si Balafredj, sind weit über die Grenzen 
der städtischen Intellektuellengruppe hin- 
aus bis in die Bergdörfer des Atlas und bis 
zu den Wüstenstämmen hin volkstümlich 
geworden. Der Sultan und sein Großwesier 
lehnen die von Frankreich angebotenen 
Teilreformen ab, solange das Protektorat 
als solches bestehen bleiben soll. Sie wün- 
schen, daß ein souveränes Marokko EFin- 
kommensteuern erheben kann, die in erster 
Linie durch die jetzt völlig steuerfreien 
europäischen Unternehmen aufgebracht wer- 
den müßten, und daß dieses eigene Staats- 
einkommen für soziale und wirtschaftliche 
Maßnahmen verwendet wird. Außerdem 
denken sie sich, daß ein freies Marokko aus- 
ländische, lies amerikanische, Investitionen 
eher anziehen werde als das heutige Staats- 
wesen, das nach ihrer Ansicht durch die 
Franzosen absichtlich unter der Herrschaft 
kleiner Feudalgruppen, (die zu Paschas oder 
Kaids ernannt werden), europäischer Unter- 
nehmungen oder der Beamten gehalten 
wird. Die Marokkaner sagen, das Protektorat 
habe in den 38 Jahren seit 1912 genügend 
Gelegenheit gehabt, sie „reif zur Selbst- 
regierung“ zu machen. Die Worte, die der 
große Kolonialpionier Marschall Lyautey 
schon 1916 sagte: „Nous nous trouvons en 
presence d’une &lite politique, religieuse et 
conomique qu’il serait insense d’ignorer, 
de meconnaitre et de ne pas utiliser“, gel- 
ten heute in besonderem Grade, wo es dar- 
auf ankommt, die selbstbewußten Völker 
der asiatischen und afrikanischen Altkultu- 
ren mit Europa zu verbünden. Weder die 
marokkanischen Bauern, noch die bürger- 
lichen Nationalisten der Kaffeehäuser, noch 
Seine Scherifische Majestät sind zufrieden, 
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solange die Hälfte der 15 Prozent des 
Staatshaushalts, die für Schulen ausgegeben 
werden, den Kindern der 300 000 Europäer 
zugutekommt und nur die andere Hälfte 


den Kindern der 9 Millionen Marokkaner. 


* 


Bevölkerungszunahme in den USA 


Die Ergebnisse der 17. Zehnjahresvolks- 
zählung in den USA wurden im November 
1950 bekanntgegeben. Danach betrug die 
Bevölkerung der USA im kontinentalen 
Mutterland am 1. April 1950 150 697 361. 
d.h. 19028086 Köpfe mehr als bei der 
Volkszählung des Jahres 1940. Ein Zuwachs 
von fast 20 Millionen Menschen ist bisher 
in keinem Jahrzehnt der amerikanischen 
Geschichte zu verzeichnen gewesen. 

Ein Fünftel des Zuwachses fällt allein auf 
Kalifornien. Es ist heute der nach New York 
volkreichste Staat der USA, während es 
noch 1940 an fünfter Stelle stand. Der 
Volkszählungsbezirk des amerikanischen 
Westens (in dem die Staaten des Felsen- 
gebirges und der Pazifikküste zusammen- 
gefaßt sind) übertrifft absolut und relativ 
die Zahlen der drei anderen Bezirke (Sü- 
den, zentraler Norden und Nordosten). Es 
ist also klar, daß der Zug nach Westen als 
Grundrichtung der amerikanischen Bevöl- 
kerungsgeschichte geblieben ist. 

Seit 1940 haben nur vier Staaten einen 
absoluten Rückgang zu verzeichnen: die drei 
Südstaaten Arkansas, Mississippi und Okla- 
homa sowie der Präriestaat Nord-Dakota. 


Kanada als Ausbildungszentrum 
für fliegendes Personal 


Die britische Royal Air Force schickt im 
Januar 1951 die ersten Flugschüler zur Aus- 
bildung als Piloten und Navigationsoffiziere 
auf den Flugplatz Gimli der Royal Cana- 
dian Air Force in der Prärieprovinz Mani- 
toba. Norweger, Franzosen, Italiener, Nieder- 
länder und Belgier stehen schon in kanadischer 
Ausbildung. Kanada erfüllt heute im Rah- 
men des Atlantikpaktes eine ähnliche Funk- 
tion wie während des Zweiten Weltkrieges, 
als es im Empire Air Training Scheme die 
Ausbildung des fliegenden Personals für die 
britische, australische und neuseeländische. 
Luftwaffe übernahm. Kanada ist also ange- 
sichts atlantischer und pazifischer Gefahren 
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ein verhältnismäßig sicherer Mittelraum. 
Das Land selbst gibt dem Ausbau seiner 
Luftwaffe den Vorrang vor den Aufwen- 
dungen für Heer und Marine, besitzt auch 
eine leistungsfähige Flugzeugproduktion, 
die z.B. Düsenjäger (Typen „Canuck“ und 
„Sabre“) serienmäßig herstellt. Ab Januar 
1951 sind kanadische Jägerformationen in 
Großbritannien stationiert. Die Royal Cana- 
dian Air Force hat fast das gesamte kana- 
dische Territorium im Luftbild aufgenom- 
men. 


Einwanderung in die Provinz Ontario 


Die Regierung der kanadischen Provinz 
Ontario gab am 28. Dezember in Toronto 
bekannt, daß sie die Einwanderung von 
75 000 Industriearbeitern während des Jah- 
res 1951 organisieren will. 35 000 Facharbei- 
ter, besonders aus der Elektro- und Auto- 
mobilindustrie sowie Fachleute im Bau von 
Wasserkraftwerken, sollen in Großbritan- 
nien angeworben werden. Im Januar begin- 
nen Beamte der Provinzialregierung die 
Auswahl der geeigneten Bewerber. Die 
Passagen, teilweise auch Luftpassagen, wer- 
den durch die Regierung vorgeschossen und 
später durch Lohnabzüge beglichen. Jeder 
Einwanderer erhält die Garantie eines Ar- 
beitsplatzes. Man will eine Verschärfung 
der Wohnungsnot dadurch vermeiden, daß 
man vor allem Ledige zur Einwanderung 
aussucht und auch Baufacharbeiter einbe- 
zieht. Durch die feste Vermittlung von Ar- 
beitsplätzen läßt sich außerdem ein unzweck- 
mäßiger Stau in der Hauptstadt Toronto 
vermeiden. 


Wasser in den australischen Trockenseen 


Australien hat ungefähr die gleiche Flä- 
chenausdehnung wie die USA. Aber wo hier 
das reiche Mississippibecken liegt, wird dort 
das Innere des Erdteils vom „Toten Herz“ 
einer riesigen Trockenzone ausgefüllt. Die 
auf den Landkarten verzeichneten großen 
Seen waren bis vor kurzem im günstigsten 
Fall Salztümpel, oft nur Geländevertiefun- 
gen. Im Südwinter 1950 jedoch (im Juli) 
wurde gemeldet, daß der größte der inner- 
australischen „Seen“, Lake Eyre im Norden 
des Staates Südaustralien, voll Wasser laufe. 
Der „See“ hatte zum letzten Male im Jahre 
1918 Wasser geführt, jedoch damals und 


bei allen früher bekanntgewordenen Fällen 


war die Wassermenge nur sehr gering. 1950 
aber fuhren zwei Weidegutsbesitzer über 
20 km auf den See hinaus und stellten dort 
eine riesige Waserfläche, halbmeterhohen 
Wellengang und ein lebhaftes Fisch- und 
Vogelleben fest. Im September fuhren Mo- 
torboote auf dem See und von Sydney aus 
wurden Besichtigungsreisen in Charterflug- 
zeugen eingerichtet. Im Dezember 1950 
konnte behauptet werden, daß die Verdun- 
stung der angesammelten Wassermenge auch 
bei Ausbleiben weiterer Regenfälle zwei 
Jahre in Anspruch nehmen werde. Diese 
Behauptung stützte sich auf die Beobach- 
tung des Tempos, in dem der Wasserspiegel 
seit dem Höchststand Ende August gerade 
während des besonders heißen Frühsom- 
mers gefallen ist. Für die Vegetation, da- 
mit für die weidewirtschaftliche Nutzung, 
für den Abbau neu entdeckter Minerallager 
und für die Errichtung militärischer Ver- 
suchsstätten (für Raketen- und Atomwaf- 
fen) in Inneraustalien bedeutet diese Hoff- 
nung auf einen zweijährigen Wasservorrat 
ebensoviel wie für die Verkehrsverbindung 
vom dichtbesiedelten Süden des Erdteils 
(nächste Großstadt Adelaide) zu dem ein- 
samen Außenposten Port Darwin an der 
Nordküste. 


Bevölkerungsentwicklung!in Südafrika 
Am 30. Juni 1950 hatte die Südafrika- 


nische Union eine Gesamtbevölkerung von 
12 320 000, das hieß 901 000 Menschen mehr 
als im Jahre 1946. Die prozentuale Zu- 
nahme war geringer als in der Zehnjahres- 
periode vor 1946. 

Die Ursache dafür lag in der geringeren 
Zuwachsrate bei der eingeborenen Bantu- 
bevölkerung: sie betrug nur noch 6,5 Prozent. 
Die Zahl der Eingeborenen hat seit 1946 
um 516000 zugenommen und betrug 1950 
8 347 000. 

Europäischer Abstammung waren 2 620000 
Menschen, d.h. 247 000 mehr als 1946. Die 
Zuwachsrate der Weißen lag bei ll Prozent. 

Die gleiche Zuwachsrate hatten die Misch- 
linge, in Südafrika „Coloureds“ genannt 
(hervorgegangen aus einer Mischung von 
Hottentotten, Malaien und Europäern). Sie 
zählten 1950 1 030 000, 101 516 Köpfe mehr 
als 1946. 

Die stärkste Zuwachsrate erreichten die 
„Asiaten“, d.h. die in Südafrika ansässigen 
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inder, mit 13 Prozent. Ihre Zahl wuchs von 
1946 bis 1950 um 37 740 auf 323 000. Schon 
in der Dekade von 1936 bis 1946 hatte das 
Wachstum der Inder das aller anderen Be- 
völkerungsgruppen überflügelt: es hatte 
30 Prozent betragen. 

Bei der Frühjahrszusammenkunft 1949 
beschäftigten sich die Vereinten Nationen 
mit der Inderfrage in Südafrika. Die Voll- 
versammlung forderte damals die Südafri- 
kanische Union, die Indische Union und 
Pakistan auf, das Problem in gegenseitigen 
Verhandlungen zu klären. Indien lehnte je- 
doch die Aufnahme von Verhandlungen ab, 
weil Südafrika inzwischen seine Segrega- 
tionsgeseizgebung weitergeführt hatte. Im 
Herbst 1950 schlug Indien vor, die südafri- 
kanischen Rassentrennungsgesetze als Ver- 
letzung der menschlichen Grundrechte zu 
verurteilen, während Südafrika den Verein- 
ten Nationen das Recht zu Eingriffen in die 
innere Politik ihrer Mitgliedstaaten ab- 
sprach. Die indische Vertreterin, die Bot- 
schafterin der Indischen Union in Washing- 
ton, zog ihren Antrag zurück, als einige 
skandinavische und lateinamerikanische Staa- 
ten einen vermittelnden Vorschlag machten, 
nach dem doch unmittelbare Verhandlun- 
gen aufgenommen werden sollten. Dieser 
Vorschlag wurde mit 26 gegen 6 Stimmen 
bei 24 Enthaltungen in einem besonders 
eingesetzten Ausschuß angenommen. 

Es geht bei der Frage um das Ein- 
mischungsrecht der Vereinten Nationen in 
die staatliche Souveränität, um das Zusam- 
menleben der verschiedenen Rassen in Afri- 
ka und um die Übervölkerung Südasiens 
mit ihrem Auswanderungsdrang zu den 
Gegenküsten am Indischen Ozean. 


Die Grundsätze 
der Eingeborenenpolitik Südrhodesiens 


Der Ministerpräsident Südrhodesiens, Sır 
Godfrey Huggins, erklärte in einer Rede 
am 22. Dezember 1950: „Wir wollen die 
Hautfarbe nicht als Unterscheidungsmerk- 
mal für menschliche Begabung oder Kultur- 
höhe benutzen, aber wir bemühen uns, Süd- 
rhodesien auf der Grundlage einer Partuer- 
schaft der verschiedenen Rassen aufzubauen. 
Bei unserem gegenwärtigen Entwicklungs- 
stand ist es für manche Leute schwer, 
Klarheit in dieser Frage zu gewinnen, und 
angesichts des Kulturstadiums, in dem sich 
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die rückständigen Eingeborenen 
Ausland nicht leicht zu begreifen, daß wir 
tatsächlich an diesen Grundsatz glanben und 
den Versuch machen, ihn in die Wirklich- 
keit umzusetzen“. 
vertrat die Ansicht, daß der Grundsatz, De- 
mokratie sei gleichbedeutend mit einer Re- 
gierung durch das Volk für das Volk (im 
Sinne des Ausspruchs von Lincoln), die Mei- 
nung voraussetze, man könne „das Volk“ 
zahlenmäßig auffassen, wobei dann die 
größte Zahl ausschlaggebend sei. Dabei ver- 
gesse man jedoch die wichtigen Faktoren 
der Wesensart und Wertigkeit („character 
and quality“). Wenn man sich nur an die 
Zahl halte, werde die Demokratie leicht zur 
Pöbelherrschaft: der Faschismus und der 
Nazismus hätten hier ihren Ursprung ge- 
habt. Nicht die zahlenmäßige Stärke, son- 
die Wesensart einer Bevölkerungsgruppe 
gebe den Ausschlag in einer Demokratie — 
ihre Lebensweise, ihre Wertmaßstäbe und 
ihr „Liberalismus“ (womit wohl Weltoffen- 
heit und Wille zum Maßhalten zugleich 
gemeint sind). Von diesen Ansichten aus 
nähmen die europäischen Siedler in Bri- 
tisch-Afrika ihre Haltung ein, wenn man 
ihnen verfassungsmäßige Neuerungen auf- 
erlege. „Soziale Sicherheit ist eine notwen- 
dige Voraussetzung der liberalen Demokra- 
tie. Man kann vom Durchschnittsmenschen 
nicht erwarten, daß er eine liberale Gesin- 
nung unter auf die Dauer widrigen äußeren 
Umständen behält. Sein Entschluß, sich fair, 
vernünftig und tolerant zu verhalten, muß 
durch eine Sicherung des Minimums an äu- 
ßeren Voraussetzungen für ein freies und 
ausgefülltes Leben verstärkt werden.“ Die 
liberale Demokratie sei nicht ein Glaube für 
Sklaven oder Enterbte, sondern praktische 
Lebensregel für Menschen, die Miteigentü- 
mer der gesellschaftlichen Güter seien. 
Wohnungsbau für afrikanische Eingeborene 
sei ein wichtiger Schritt zur sozialen Si- 
cherheit. Die Lösung der Wohnungsfrage 
bedeute, daß man den Negern einen Zugang 
zur liberalen Demokratie eröffne. 

Die Äußerungen des Ministerpräsidenten 
dieses afrikanischen „Beinahe“-Dominions 
vor den Grenzen der Südafrikanischen Union 
sind nicht nur als allgemeine Maximen der 
überlieferten britischen Verfassungsansich- 
ten und als Grundsätze einer afrikanischen 
Eingeborenenpolitik in Kolonien mit einer 
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zahlenmäßig starken weißen Siedlerbevöl- 
kerung interessant, sondern vor allem als 
grundsätzliche Stellungnahme britisch ge- 
sinnter Afrikasiedler zu den Fragen, um 
derentwillen die burische Regierung Malan 
häufig scharf angegriffen wird. 


Die Erschließung 
der nordrhodesischen Forsten 


Im Dezember 1950 wurde der Bericht der 
Forstbehörde der britischen Kolonie Nord- 
rhodesien für das Jahr 1949 veröffentlicht. 
Danach wurden im Laufe des Jahres 1949 
etwa 12 000 ha Forst gefällt mit einem Er- 
gebnis von rund 900 000 tons Brennholz, 
das besonders für die Bergwerke benötigt 
wurde. Es wurden Hütten für eingeborene 
Waldarbeiter in großer Menge gebaut. Die 
Brennholzreserven des Urwaldes bedeuten 
viel für das nordrhodesische Kupferberg- 
werksgebiet, dessen Wichtigkeit bei der 
gegenwärtigen Verknappung des militärisch 
bedeutsamen Rohstoffs Kupfer keiner Er- 
läuterung bedarf. 

* 


Jugoslawiens gefährdete Lage 


Marschall Tito hielt am 28. Dezember 
1950 vor beiden Häusern der Nationalver- 
sammlung eine Rede zum Militärhaushalt 
Jugoslawiens und begründete die Erhöhung 
des Voranschlags um 300 Millionen Dinar 
über das vorige Jahr. Der Friedensvertrag 
erlaube Ungarn 70000 Mann, tatsächlich 
aber habe es heuie eine Armee von 165 000 
Mann. Rumänien habe 300 000 statt der ge- 
statteten 138000 Mann unter Waffen und 
Bulgarien 195 000 statt 65 500. Auch Alba- 
nien, das allerdings völkerrechtlich nicht an 
Beschränkungen gebunden sei, habe aufge 
rüstet. Jugoslawische Versuche zur Aufklä- 
rung der laufenden Grenzzwischenfälle durch 
Gemischte Kommissionen seien gescheitert. 

Der Präsident des Zentralen Planungs- 
amtes, Boris Kidritsch, ließ von der Natio- 
nalversammlung die Laufzeit des Fünf- 
jahresplanes um ein Jahr über 1951 hinaus 
verlängern, weil die Wirtschaftsblockade 
durch die Kominformstaaten, die Erhöhung 
der Preise für Einfuhren durch die kri- 
tische Weltlage und die Mißernte die recht- 
zeitige Erfüllung des Planes unmöglich 
machten. 


Der chinesische Einmarsch in Tibet 


Am 27. Dezember 1950 gab ein Sprecher 
des indischen Grenzschutzes in Shillong 
(Assam) amtlich bekannt, daß die Chinesen 
den Ostteil Tibets bis an die indische Nord- 
ostgrenze unter Kontrolle hätten. Der chi- 
nesische Befehlshaber habe seinen Sitz in 
Menkong, etwa 115 km von dem äußersten 
indischen Grenzposten Khao entfernt, außer- 
dem befänden sich Chinesen in Sanga 
Tschodsong (100 km), Dajul Gompa (150 
km) und Tschamdo (300 km). Es handele 
sich insgesamt um etwa 300 Mann, die mit 
der Rekrutierung und Ausbildung tibetani- 
scher Truppen beschäftigt seien. Die Chine- 
sen würden vom Vormarsch auf Lhasa of- 
fensichtlich durch starke Schneefälle abge- 
halten. Aus indischer Quelle verlautete 
außerdem, daß sich der Dalai Lama am 
Jahresende auf dem Wege von Lhasa nach 
der Südgrenze Tibets befand. 
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Zu Anfang des Jahres 1950 hatte die Re- 
gierung des Dalai Lama eine Delegation zu 
Verhandlungen mit den chinesischen Kom- 
munisten entsandt, die in Hongkong statt- 
finden sollten. Die britische Regierung zog 
jedoch die Visen für die Tibetaner zurück, 
weil sie die Atmosphäre von Hongkong 
nicht durch die heikle Tibetfrage zusätzlich 
belastet sehen wollte. Die Abgesandten 
Lhasas warteten also in Delhi, bis im Sep- 
tember der neue Botschafter der Chinesi- 
schen Volksrepublik dort eintraf. Als die 
Tibetaner auf Grund der Verhandlungen 
mit dem Botschafter nach Peking reisen 
wollten, wurden sie am 7. Oktober durch 
die Nachricht überrascht, daß Chinesen und 


: ; : £ Ak 3 
eine „tibetanische Befreiungsarmee“ in Ti- 


64 Berichte 


bet eingedrungen seien. Am 26. Oktober 
drückte Indien in einer Note an Peking sein 
Bedauern über die militärische Aktion aus. 
Die chinesische Antwort betonte, daß Tibet 
unter chinesischer Oberhoheit stehe und 
nicht zum Gegenstand von Verhandlungen 
gemacht werden könne. Sie warf Indien vor, 
sich von dritten Mächten beeinflussen zu 
lassen. Am 13. November gab der General- 
sekretär der UNO bekannt, daß die tibeta- 
nische Delegation von Kalimpong in Nord- 
bengalen aus ein Hilfsgesuch nach Lake 
Success gerichtet habe. 

Der rechtliche Status von Tibet ist um- 
stritten. Im 8. Jahrhundert der christlichen 
Zeitrechnung war die politische Macht des 
Berglandes so stark, daß China ihm Tribut 
zahlen mußte. Im 18. Jahrhundert dagegen 
errichteten die Chinesen ihre Oberhoheit 
über Tibet. Aus Indien übernahmen die 
Tibetaner den Buddhismus, und schon der 
große Generalgouverneur Warren Hastings 
stellte im 18. Jahrhundert Beziehungen zwi- 
schen den britischen Eroberern Indiens und 
Lhasa her. Seit 1856 regelt ein Vertrag das 
nachbarliche Verhältnis zwischen Tibet und 
Nepal, aber einer Klärung der Beziehungen 
zu Britisch-Indien wichen die Tibetaner 
während des ganzen 19. Jahrhunderts aus. 
Die Oberherrschaft des Kaisers von China 
war so schwach geworden, daß ein Handels- 
und Grenzvertrag, den er für Tibet mit 
dem britischen Nachbarn im Süden abge- 
schlossen hatte, unbeachtet blieb, während 
der Dalai Lama von sich aus Beziehungen 
zum Zaren aufnahm. Eine britische militä- 
rische Expedition nach Lhasa unter Young- 
husband erzwang 1904 die Neutralisierung 
Tibets. Der Dalai Lama, der vor Younghus- 
band nach China geflohen war, wich 1910 
vor einem Versuch des Kaisers zur wirk- 
lichen Einverleibung Tibets in sein Reich 
nach Darjeeling in Indien aus. 1912 nah- 
men die Tibetaner die Gelegenheit der chi- 
nesischen Revolution zur Vertreibung der 
chinesischen Beamten und Soldaten wahr. 
Nach mühseligen Verhandlungen wurde 1914 
in Simla eine Konvention zwischen Groß- 
britannien, China und Tibet abgeschlossen, 
die dem (von China aus gesehen) „äußeren“ 
Tibet Autonomie unter chinesischer Nomi- 
nalhoheit gab, das „innere“ Tibet dagegen 
(Sikang) mit bestimmten tibetanischen Son- 
derrechten zu einer chinesischen Provinz 
machte. Die Chinesen erkannten zwar die 
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Grundsätze der Konvention an, nicht je- 
doch den Grenzverlauf zwischen dem inne- 
ren und äußeren Tibet, verweigerten des- 
halb die Ratifikation und griffen 1918 Tibet 
an, wobei sie allerdings den kürzeren zogen. 
Britische Vermittlung mäßigte die Tibeta- 
ner und versuchte noch einmal 1920 ver- 
gebens eine Einigung. Indien übernahm 
1947 die britischen Rechte und Pflichten in 
Tibet einschließlich der Unterhaltung einer 
Garnison in Gyantse und einer diplomati- 
schen Vertretung in Lhasa. Es beließ bis 
zum September 1950 den britischen Vertre- 
ter Hugh Richardson als seinen eigenen 
Delegierten beim Dalai Lama, löste ihn erst 
dann durch einen Inder, Dr. Sinha, ab. 
Heute behaupten die Chinesen, Tibet sei 
ein Teil ihres Reiches. Die tibetanische Bitte 
an die Vereinten Nationen dagegen bestrei- 
tet sogar, daß eine nominelle Oberhoheit 
bestehe. Früher habe es nur eine persön- 
liche Beziehung zwischen dem Dalai Lama 
und dem Kaiser gegeben, die auf britischen 
Wunsch hin erfolgte Unterzeichnung der 
Konvention von 1914 sei ungültig, da die 
chinesische Ratifikation nicht erfolgt sei. 
Auch im Zweiten Weltkrieg habe Tibet 
China nicht unterstützt. Großbritannien und 
Indien nehmen eine vermittelnde Stellung 
ein. Sie wünschen nördlich des Himalaya einen 
Pufferstaat, der im Frieden mit China lebt. 

Besonders unangenehm für Indien ist die 
Tatsache, daß die Grenze zu Tibet im Ge- 
lände nicht festliegt. Die Chinesen haben 
nie die britische und indische These ange- 
nommen, daß die Grenzlinie auf dem Hoch- 
gebirgskamm verläuft, chinesische Karten 
zeigen das Gebiet zwischen dem Brahma- 
putra-Tal in Assam und dem Kamm, das 
von Indien zum Territorium der Grenz- 
zonen Sadiya und Balipara gerechnet wird 
und in dem die dem Dalai Lama tribut- 
pflichtige Abtei Tawang liegt, als tibetani- 
sches, d.h. chinesisches Hoheitsgebiet. Am 
20. November 1950 erklärte Ministerpräsi- 
dent Nehru im indischen Parlament, daß 
Indien die chinesischen Ansprüche seit lan- 
gem kenne, jedoch nie anerkannt habe. Der 
britische Bevollmächtigte bei der Konfe- 
renz von Simla im Jahre 1914, Sir Henry 
McMahon, habe die Nordostgrenze Indiens 
festgelegt, und der chinesische Einspruch 
habe sich nicht gegen diese Linie, sondern 
nur gegen die Grenzführung zwischen dem 
inneren und äußeren Tibet gerichtet. Die 
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McMahon-Linie verläuft überall etwa 150 
km nördlich oder nordöstlich des Tales von 
Assam. An den Mischmi-Bergen ostwärts des 
Brahmaputra-Durchbruchs wurde die Grenze 
1910 durch indische Beamte vermessen, 
westlich des Flusses, wo die Vermessung 
nicht mehr durchgeführt worden ist, sollte 
sie nach Ansicht von Tibet und Indien auf 
dem Kamm des Himalaya verlaufen. 

Seit dem Tode des 13. Dalai Lama im 
Jahre 1933 wurde Tibet nacheinander durch 
zwei Regenten beherrscht. Der nur etwa 
15 Jahre alte neue 14. Dalai Lama über- 
nahm jedoch im November 1950 selbst die 
volle Verantwortung. Damit sollten die kon- 
servativen, religiösen Kräfte des alten Ti- 
bet noch einmal besonders zum Wider- 
stand gegen die Chinesen aufgerufen werden. 
Es ist die Frage, ob die „tibetanische Be- 
freiungsarmee“ mit der Doktrin, die in der 
Volksrepublik China herrscht, oder mit dem 
Appell des dreizehnjährigen „Gegenpap- 
stes“ gegen den Dalai Lama, des Pantschen 
Lama, moralische Eroberungen in Tibet zu 
machen versucht. Außerdem ist noch die 
Frage, ob die moralischen Appelle stärkeres 
Gewicht haben als die Forderungen nach 
Bodenreform auf der einen Seite und nach 
der Fortdauer eines patriarchal-feudalen 
Klerikalismus auf der anderen. 

So stehen in Tibet drei Weltfragen offen: 
die Frage, ob eine neutralisierte, aus der 
Geschichte ausgeklammerte Zone zwischen 
den Weltmächten bestehen bleiben kann, 
cb China die indische Nordgrenze aner- 
kennt und ob die inneren Kräfte des 
Buddhismus noch weltgestaltende Macht 
haben. 


Vertragswerk 
zwischen USA uud Indochina 


Am 23. Dezember 1950 wurden in Saigon 
Militärkonventionen zwischen den USA 
einerseits und den drei Staaten Indochinas: 
Viet-Nam, Kambodscha und Laos, sowie 
Frankreich andererseits unterzeichnet, übri- 
gens zugleich mit den im Sommer 1950 in 
Pau (französische Pyrenäen) entworfenen 
Abkommen zwischen den drei Staaten und 
Frankreich untereinander über einige ge- 
meinsame Verwaltungsaufgaben (z.B. Zoll) 
und die Schiffahrt auf dem Mekong. Die 
Konventionen enthalten die üblichen mili- 
tärischen Hilfsversprechen. 


Anstralien und Indien 


Der australische Ministerpräsident Men- 
zies unterbrach seinen Flug zur Zusammen- 
kunft der Ministerpräsidenten aus dem 
Britischen Commonwealth über Weihnachten 
in Indien,um dem Ministerpräsidenten Nehru 
einen Besuch abzustatten. 

Während die Beziehungen zwischen Austra- 
lien und Indien früher merkwürdig schwach 
erschienen und beide Länder wirtschaft- 
lich und politisch in erster Linie an London 
gebunden waren, macht sich seit den Er- 
fahrungen des Zweiten Weltkrieges und be- 
sonders seit dem Gewinn der indischen Un- 
abhängigkeit deutlich ein Bestreben Austra- 
liens zur Pflege enger Beziehungen mit 
Indien bemerkbar. Australien entsandte 
Freundschaftsmissionen nach Indien und 
beteiligte sich an der Asiatischen Kultur- 
konferenz von Delhi im Jahre 1947. Die 
„Hindustan Times“ begrüßte Menzies in 
bezeichnender Weise: „Es ist natürlich, daß 
Großbritannien und Kanada in erster Linie 
an die Verteidigung des nordatlantischen 
Raumes denken, aber es gibt außerdem eine 
asiatische (oder südostasiatische) Auffas- 
sung der internationalen Lage, die beson- 
ders betont werden sollte. Wie stark auch 
immer Australien durch die Bande des Bluts 
und durch die Wirtschaft an die westliche 
Welt gebunden sein mag, so legt ihm doc 
seine geographische Lage gebieterisch die 
Pflicht auf, den Problemen seines eigenen 
Raumes gebührendes Gewicht zuzuge- 
stehen ... Während das gegenwärtige 
Schwimmen in der Richtung eines Waffen- 
krieges durch kluges Vorgehen aufgehalten 
werden kann, muß der Krieg gegen die Not 
mit größerer Intensität aufgenommen 
werden, denn im letzten Grunde hängt der 
Sieg der demokratischen Sache von wirt- 
schaftlichen und sozialen Maßnahmen ab, 
die den unterdrückten Massen in Asien die 
nötige Hilfe bringen. Der Plan von Colombo 
ist ein Schritt in der richtigen Richtung. 
Aber um die gegenwärtige Krise in Asien 
meistern zu können, bedarf es eines tie- 
feren Verständnisses als des im Plan von 
Colombo gezeigten... Indiens und Austra- 
liens Aufgabe ist es, einen Weg zu finden.“ 


* 
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Rivalitäten in der Antarktis 
Am 20. November 1950 führte der bri- 


tische Außenminister Bevin Gespräche mit 
den Londoner Botschaftern Argentiniens 
und Chiles zu Ende, die auch für den Süd- 
sommer 1950/51 die Stillhalteabrede der 
beiden vergangenen Sommer in bezug auf 
die antarktischen Ansprüche der drei Staa- 
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ten in Kraft setzten. Die drei Regierungen 
informierten sich gegenseitig darüber, daß 
sie keinen Anlaß sähen, über den gewohn- 
ten Rahmen hinaus Marinefahrzeuge süd- 
lich des 60. Breitengrades operieren zu las- 
sen. Schon am 21. November jedoch erklärte 
der chilenische Außenminister Dr. Walker 
Larrain in Santiago, dieses Abkommen hin- 
dere Chile nicht daran, den seit langem 
geplanten dritten Stützpunkt in dem von 
Großbritannien beanspruchten Sektor der 
Antarktis zu errichten. Am 20. Dezember 
verließen zwei chilenische Marinefahrzeuge 
(„Lientur“ und „Lautaro“) und das Hilfs- 
schiff „Angamos“ Valparaiso, um den Stütz- 


Heft 


punkt einzurichten, wobei sie in Punta Arenas 
den schwedischen Forscher Bertil Frodin an 
Bord nehmen wollten. 

England beansprucht den Sektor zwischen 
dem 53. und 90. Meridian auf Grund einer 
förmlichen Annexion im Jahre 1908, die 
sich auf das Recht der Entdeckung und Er- 
im Interesse des 
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Robbenschutzes geschah. Chile und Argen- 
tinien dagegen erheben in demselben Sek- 
tor Ansprüche mit der Begründung, daß 
die Souveränität in der Antarktis jeweilig 
dem Lande zustehe, das zwischen den be- 
treffenden Meridianen selbst am nächsten 
liege. Chile machte diese Ansprüche zuerst 
1940 geltend. Im Februar 1948 eröffnete 
sein damaliger Staatspräsident Gonzalez 
Videla feierlich den Stützpunkt Bernardo 
O’Higgins auf der Greenwich-Insel, die zu 
der von Großbritannien beanspruchten 
Gruppe der Süd-Shetlands gehört. Auf der 
Halbinsel Graham-Land des Südpolarkonti- 
nents, die von den Chilenen Tierra de 
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O’Higgins genannt wird, gründete er als 
zweiten Stützpunkt „Gonzalez Videla-Küste“. 
Die Anrufung des Haager Schiedsgerichts 
hatte Chile abgelehnt. 

Die USA behalten sich ihre Stellung- 
aahme vor. Die Geographische Gesellschaft 
der Sowjetunion erhob im Februar 1949 
Ansprüche auf Grund russischer Erstent- 
deckungen zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
und die Sowjetregierung forderte im Juni 
1950 durch einen diplomatischen Schritt in 
Washington, London, Paris, Oslo, Canberra, 
Buenos Aires und Wellington ihre Beteili- 
gung an jeder endgültigen Regelung. 


Wahlen in Uruguay 
Am 26. November 1950 fanden in Uru- 


guay Präsidenten- und Parlamentswahlen 
statt. Der Kandidat des abgehenden Prä- 
sidenten, dessen Amtszeit vom 1. März 1947 
bis zum 1. März 1951 lief, Seior Martinez 
Trueba, erhielt eine knappe Mehrheit vor 
einem Gegenkandidaten der gleichen Par- 
tei. Diese Partei der „Colorados“ oder Li- 
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beralen ist seit 85 Jahren ohne Unterbre- 
chung am Ruder und hat sich die Sym- 
pathien der Wähler durch eine fortschritt- 
liche Sozialpolitik erhalten. Sie ging mit 
drei verschiedenen Kandidaten in die Prä- 
sidentenwahl, doch galten die Stimmen für 
alle drei Bewerber als liberale Stimmen. 
Der stärkste Gegenkandidat Dr. Luis Al- 
berto de Herrera führte die „Blancos“ oder 
Konservativen, er konnte sich gegen die 
Massen der Landarbeiter und der Großstadt 
Montevideo nicht durchsetzen. Die liberale 
Regierung hat die während des Krieges in 
England angesammelten und „eingefrorenen“ 
Guthaben dazu verwendet, die Straßenbah- 
nen und die Wasserwerke der Hauptstadt 
sowie die Eisenbahnlinie Central Uruguay 
& Assciated Railway Companies aus briti- 
schem Besitz anzukaufen. Sie hat in den 
Angestellten dieser Gesellschaften, die seit- 
dem von ihr abhängig sind, neue zuverläs- 
sige Wählergruppen gewonnen. Die Blancos 
haben ihre Hauptstütze an den Landwirten, 
die an einem Abkommen mit England über 
die Fleischausfuhr interssiert sind. 


SCHRIFTTUM 


Asien als weltpolitischer Faktor 


Ein Referat über neuere Asien-Literatur 


Als der amerikanische Geologe Raphael 
Pumpelly im Jahre 1860 auf die Studien- 
reise ging, die ihn in fünf Jahren an die 
pazifische Küste, nach Japan, China, der 
Mongolei, Sibirien und Rußland führen 
sollte, verließ er die Endstation der Eisen- 
bahn noch im Staate Missouri. In Nischni- 
Nowgorod erst fand er die nächste Eisen- 
bahnstation. Nach seiner Rückkehr schrieb 
er: „Die Ausbreitung zweier Rassen und 
einer Zivilisation, die bisher auf das engste 
mit den Küsten des Atlantischen Ozeans 
verbunden waren, vom Westen und vom 
Osten her bis heran an die Küsten des 
Pazifischen Ozeans läßt für diesen schon in 
der nächsten Zeit eine äußerst wichtige 
Rolle voraussehen. Und ein anderes drittes 
Element scheint bestimmt, in die zukünf- 


tige Geschichte seinen Einzug zu halten: 
ich meine den Anteil, den die Völker Chi- 
nas und Japans daran nehmen werden.“ 
Was würde demgegenüber, nach Pumpellys 
Ansicht, das zersplitterte, überbevölkerte 
und für seine Ernährung auf Ost und West 
angewiesene Westeuropa noch bedeuten? 


Zwischen dieser erstaunlichen Voraussicht 
der kommenden Entwicklung und ihrer 
Realisierung in unsern Tagen aber lag noch 
der Höhepunkt der politischen und wirt- 
schaftlichen Vormachtstellung Westeuropas 
in der Welt. Es bedurfte zweier Weltkriege, 
um sie zu erschüttern und wenigstens für 
Asien der kolonialen Epoche der Weltge- 
schichte ein Ende zu setzen. 


1100 Millionen Asiaten haben seit 1945 
5% 
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die Fesseln eines kolonialen oder halbkolo- 
nialen Zustandes abgestreift. In gewaltigen 
Räumen vollzieht sich der Übergang von 
der kolonialen zur nationalen Volkswirt- 
schaft. Ein neues Asien ist entstanden und 
als Faktor in der Weltpolitik zu werten. 

Die höchste Wertung erfährt Asien als 
weltpolitischer Faktor in dem Buch von 
Anton Zischka, Asien (Oldenburger Ver- 
lagshaus vormals Gerhard Stalling), 392 
Seiten mit sieben sehr instruktiven Karten- 
bildern, Mitte 1950 erschienen. Das mit 
großem Schwung geschriebene, eine erstaun- 
liche Materialfülle geschickt verwertende 
Buch will mehr als nur orientieren. Es will 
politisch wirken. „Hoffnung einer neuen 
Welt“ ist sein erster Untertitel und ein 
zweiter lautet: „Pläne und Möglichkeiten 
der neutralen Hälfte der Menschheit“. Die 
These, die Zischka verteidigt, ist — in- sei- 
nen eigenen Worten —, „daß es außer Ruß- 
land und Amerika auch noch andere Welt- 
mächte gibt, daß weder Ost noch West 
irgendeine Siegeschance haben, sobald die 
von Natur Neutralen sich ihrer 
Macht bewußt werden und sie für sich sel- 
ber statt für die Interessen nach Weltherr- 
schaft strebender Gigantomanen oder skru- 
pelloser Geschäftemacher nutzen“. Ohne sie 
aber kann keiner der beiden Rivalen Ruß- 
land und Amerika überhaupt hoffen, den 
Kampf um die Welt zu gewinnen. Versa- 
gen sie ihre Hilfe und verharren sie in der 
Neutralität, so wird der Friede der Welt 
gewahrt. 

Unter diesen nach Zischka „von Natur 
aus Neutralen“ bilden die größte Gruppe 
die durch die Ereignisse der beiden Welt- 
kriege unabhängig gewordenen tausend und 
mehr Millionen Asiaten, und sie stehen 
naturgemäß im Mittelpunkt seiner Betrach- 
tungen. Jedes Problem aber wird im großen 
Rahmen der Weltwirtschaft und der Welt- 
politik gesehen, und ein ganzes Kapitel ist 
überschrieben: „Asien kann die Welt zum 
Frieden zwingen — und Europa ein Drittel 
der Erde industrialisieren“. Nach diesem 
Kapitel, dem ein anderes über die Weltbe- 
deutung der asiatischen Revolution voran- 
gestellt ist, werden Pakistan und Indien, 
das Arbeits- und Energiepotential Chinas, 
das Ineinanderwachsen der Verkehrsnetze 
Chinas und Rußlands, Sibirien als letztes 
großes Pioniergebiet außerhalb der Tropen, 
die Welt der Malaien, die Gefahrenzentren 
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Burma, Indochina und Korea und wird 
der durch die Ölfunde veränderte Nahe 
Osten in wechselnder Breite und Tiefe be- 
handelt. 

Im Schlußkapitel, das allein 54 Seiten — 
ein Sechstel des Buches — umfaßt, kommt 
Zischka dann zu dem Thema, das ihn dem 
Buch den Untertitel „Hoffnung einer neuen 
Welt“ geben ließ. Dieses Kapitel ist über- 
schrieben: „Antithese der Idee der Welt- 
herrschaft“. Es ist ein sehr „deutsches“ Ka- 
pitel, und es allein sollte genügen, um 
Zischka vor der Gefahr zu bewahren, für 
einen Vertreter des dialektischen Materia- 
lismus genommen zu werden. 

Ausgehend von dem Idealstaat des Kon- 
fuzius, der — anders als Platos Staat — über 
zwei und ein halbes Jahrtausend auch das 
praktisch erstrebte Ziel von Generationen 
von Politikern eines Volkes blieb, weist 
Zischka auf die Notwendigkeit nicht nur 
wirtschaftspolitischer, sondern auch geistig- 
moralischer Umstellung globalen Ausmaßes 
hin. Diese Umstellung hält er nur dann für 
möglich, wenn jede Art Auserwähltheits- 
glauben aufgegeben wird, die Menschen wie- 
der Toleranz üben und das Gute nehmen, 
wie sie es finden, gemäß der Natur und 
nicht nach Doktrinen handeln. Bei dieser 
geistigen Umstellung weist Zischka den 
Deutschen eine besondere Rolle zu und 
kann sich dabei auf den amerikanischen 
Hochkommissar John McCloy berufen, der 
in seiner Stuttgarter Rede vom 6. Februar 
1950 von den Deutschen die Antithese der 
Weltherrschaft, die Wiedererweckung des 
kosmopolitischn Verantwortungsbewußt- 
seins eines Goethe und eines Beethoven 
forderte. Das aber kann, meint Zischka, nur 
ein geeintes und neutrales Deutschland, aus 
eigener Kraft lebend und Güter und Ideen 
mit der ganzen Welt tauschend. 

Es mag sein, daß manchem dabei pein- 
liche Erinnerungen an den Mißbrauch des 
Hutten-Wortes kommen, daß die Welt am 
deutschen Wesen genesen möge, und es mag 
scheinen, daß Zischka selbst doch nicht je- 
den Auserwähltheitsglauben aufgegeben hat. 
Eine eingehende Lektüre seines Buches 
zeigt aber, daß der Verfasser bei allem 
Idealismus und aller Neigung zur Roman- 
tik doch niemals die Realitäten vergißt. Er 
weiß, um eine seiner vielen glücklichen 
Formulierungen zu gebrauchen, daß „Brot 
und Freiheit auf einem Halm wachsen“. Er 
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selbst befolgt den Rat, den er in vielen Ab- 
wandlungen ständig wiederholt: 
vergessen, daß die Welt längst ein einziges 
System kommunizierender Röhren ist, ein 
Organismus, in dessen riesigen Kreislauf 
nichts gelangen kann, ohne sich früher oder 
später bis in die feinsten und fernsten 
Kapillaren auszuwirken. Worauf es heute 
vor allem ankommt, das ist, das Keimfähige, 
das Zukunftsträchtige zu erkennen, das 
wahrhaft Neue, ganz gleich ob „Nazis“ oder 
„Rote“, „imperialistische Ausbeuter“ oder 
„echte Demokraten“ es zum Durchbruch 
brachten.“ 

In diesem Geist wird die heutige und 
zukünftige Stellung Asiens in Weltwirt- 
schaft und Weltpolitik untersucht und die 
Eigengesetzlichkeit seiner Entwicklung — 
fern aller Propaganda — festgestellt. Der 
Fülle des Tatsachenmaterials entspricht die 
Vielfalt der Ideen. Dabei ist das Gewebe 
der Darstellung fest genug, um auch Aus- 
führungen über das neue „Ruhrrevier“ in 
Oberschlesien ebenso als notwendigen Teil 
des Ganzen empfinden zu lassen wie Gedan- 
ken über die Relativität der „Wahrheit“. 
Der aufmerksame Leser wird daneben auch 
amüsiert vermerken, wie — bewußt oder 
unbewußt, dem Vorbild der Scheherezaden 
oder der Autoren chinesischer Geschichts- 
romane folgend — Zischka jedes Kapitel 
mit einer Frage schließt, auf die er im 
nächsten Kapitel dann die Antwort sucht, 
und er wird verstehen, daß einmal von 
„Tahsueh-Schan und den Großen Schnee- 
bergen“ die Rede ist, während doch der 
eine Name nur die Übersetzung des andern 
ist, und es wird ihn nicht stören, daß nicht 
alle Angaben und nicht alle Zahlen hieb- 
und stichfest sind. 

Die Hauptsache ist, daß hier der deutsche 
Leser eine vernunftgemäße Deutung der 
Vorgänge und der heutigen Situation in 
Asien findet und von den unbegrenzten 
Möglichkeiten lernt, die für Europa aus 
ihrem Verständnis erwachsen können. 

In gleichem Sinne ist mehr als ein Jahr 
früher auch Amerika angesprochen worden. 
Sein bester Kenner Asiens, Owen Latti- 
more, veröffentlichte im April 1949 sein 
Buch The Situation in Asia (Little, 
Brown & Co. Boston), und es ist 
einigermaßen überraschend, es von Zischka 
weder benutzt, noch in seiner immerhin 


über 300 Titel umfassenden Übersicht über 


„nie zu 


neueres Schrifttum erwähnt zu finden. 

Owen Lattimore, der seine besten Jahre 
in Ost- und Zentralasien zugebracht hat, 
seit 1933 Herausgeber der Zeitschrift 
Pacific Affairs, seit 1938 Direktor der Wal- 
ter Hines Page Schule für internationale 
Beziehungen an der John Hopkins Univer- 
sität in Baltimore ist, der eine Zeit lang 
politischer Berater Tschiang Kai-scheks und 
wiederholt mit Sonderaufgaben seiner Re- 
gierung im pazifischen Raum, in Ost- und 
Zentralasien betraut war, kommt zu dem- 
selben Schluß wie Zischka. Auch nach ihm 
ist das, was in großen Teilen Asiens heute 
eine neue Gestalt gewinnt, Resultat einer 
eigenständigen Entwickelung und nur als 
solches einzuschätzen, nicht aber als Ergeb- 
nis von außen hereingetragener Propaganda 
zu betrachten. Gleich Zischka sieht auch 
Lattimore als maßgebende und bewegende 
Kraft in Asien den Nationalismus, der als 
Reaktion auf den kolonialen und kapitali- 
stischen Imperialismus Europas und Ame- 
rikas entstanden ist. Es ist ein Verdienst 
Lattimores, darauf hingewiesen zu haben, 
daß auch John Hays Politik der offenen Tür 
(1899/1900) keinen anderen Zweck ver- 
folgte als den, dem amerikanischen Kapital 
die Gleichberechtigung bei der Ausbeutung 
Chinas zu sichern und Rußland auszuschal- 
ten, und daß die Politik der Vereinigten 
Staaten in den Philippinen von den In- 
teressen amerikanischer Kapitalisten maß- 
gebend bestimmt war, die es vorteilhafter 
fanden, die Philippinen außerhalb der ame- 
rikanischen Zollgrenzen zu sehen. 

Schärfer als Zischka betont Lattimore den 
wesentlichen Anteil, den Japan an der Zer- 
schlagung des kolonialen Imperialismus 
durch seine Maßnahmen in den im Krieg 
besetzten asiatischen Kolonialgebieten Groß- 
britanniens, Frankreichs und der Nieder- 
lande sowie auf den Philippinen genommen 
hat. Seine eigene Niederlage hat Japan 
zwar darum gebracht, die Erbschaft der 
außerasiatischen imperialistischen Mächte 
anzutreten, aber ihre Rückkehr zu ihren alten 
Besitzern ist jedenfalls endgültig unmöglich 
geworden. Es ist auch kein dritter Imperialis- 
mus — Rußlands oder Amerikas — an die 
frei gewesene Stelle getreten. Diese Länder 
sind frei, sie sind — wie Lattimore sagt — 
out of control, jeder Kontrolle entzogen, 
und sie mögen es zu ihrem Vorteil finden, 
sich jeder dauernden Bindung an die eine 
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oder andere Seite zu entziehen. Gezwungen 
werden aber können sie nicht. So stark ge- 
ballte Macht auch heute werden kann, so 
sehr hat auch geballteste Macht Grenzen. 
Das gilt für die Sowjetarmee mit ihrer 
asiatischen Grenze von 13 000 km genau so 
wie für die Vereinigten Staaten und die 
anderen nichtasiatischen Länder, die heute 
nur noch Landeköpfe auf asiatischem Bo- 
den besitzen. Es ist eine „dritte Macht“ in 
Asien entstanden oder, um mit Lattimore 
zu reden, die „Tendenz zur Dritt-Länder- 
Entwicklung“ (trend toward third-country 
development), erfolgversprechend im Fort- 
schreiten in China, Indien und Pakistan, 
vorauszusehen in Japan und Indonesien, — 
und diese Tendenz, einmal erfolgreich in 
diesen Ländern, mag über die Grenzen 
Asiens hinausgreifen und auch Europa er- 
fassen, wo (1949) Lattimore entsprechende 
Neigungen in den skandinavischen Ländern 
vermerkt und in Jugoslawien und Öster- 
reich, später Frankreich und Italien für 
möglich hält. Deutschland wird nicht ge- 
nannt. Auch Lattimore sieht in einer sol- 
chen Entwicklung eine Hoffnung für die 
Menschheit und in der Existenz solcher 
„dritter Länder“ eine Garantie für den 
Frieden. 

Es ist nicht zu übersehen, daß beide 
Autoren, der Amerikaner wie der Deutsche, 
während sie von Asien sprechen, schließlich 
doch bei einer größeren Einheit enden, 
und man fühlt sich versucht zu fragen, wie 
lange wir noch die Einheit der großen 
Landmasse unserer Hemisphäre verleugnen 
wollen. Wir sollten uns ihrer wenigstens 
so weit bewußt werden, daß wir die Wech- 
selwirkung irgendwelcher Vorgänge in ir- 
gendeinem ihrer Teile auf alle andern er- 
kennen und die Verpflichtung zur ÖOrien- 
tierung empfinden. Dieser Orientierung 
dienen zwei Veröffentlichungen, auf die 
noch kurz hingewiesen sei. 

Im Rahmen der „Kleinen Länderkunden“ 
der Franckhschen Verlagshandlung in Stutt- 
gart hat Proffessor Dr. Arved Schultz in 
Der Erdteil Asien auf 231 Seiten 
eine mit Karten, Bildern und Wirtschafts- 
übersichten versehene knappe Darstellung 
von Bau und Oberfläche, Klima, Pflanzen, 
Tierwelt, Bevölkerung, Wirtschaft und 
Staaten des Asien von heute zur ersten 
Unterrichtung und zum Nachschlagen ge- 
geben. Die politische Entwicklung bis zum 
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Jahre 1950 findet Berücksichtigung. Daß die 
wirtschaftsstatistischen Zahlen zum Teil um 
Jahre zurückliegen, ist nicht die Schuld des 
Verfassers, sondern durch die Verhältnisse 
bedingt, in denen wir heute leben. 

Martin Schwind — Das Ende des 
europäischen Zeitalters in Asien 
(F. Eilers Verlag, Bielefeld-Bremen) — 
ist sich wohl bewußt, auf dem knappen 
Raum von 72 Seiten nicht mehr als die 
großen Linien der Entwicklung zeigen zu 
können. Er tut es von der ersten Berüh- 
rung Europas mit Asien auf dem Seewege 
bis zum Ausbruch des Kampfes in Korea. 
Wer die Deutungen der Entwicklung durch 
Zischka und Lattimore als richtig anerkennt, 
wird hier einen wesentlich anderen Stand- 
punkt finden. Er war einmal populär. Am 
Ende aber legt der Verfasser sich selber die 
Frage vor, ob man die Dinge derart ver- 
einfachen könne, und gibt die Möglichkeit 
zu, daß Asien nicht vor die Wahl zwischen 
einem sowjetischen und einem amerikani- 
schen Zeitalter gestellt zu sein brauche, 
sondern daß es sich als geeintes Asien neu 
gebären könne. Auch das ist reichlich euro- 
päisch gedacht. 

Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
begann die kurze Blüte des Imperialismus. 
England und Frankreich erzwangen in un- 
gleichen Verträgen von China die Errich- 
tung der „offenen Häfen“. England erwarb 
Hongkong, Frankreich seine indochinesi- 
schen Besitzungen in seit Jahrhunderten 
chinesischem Kolonialland. Rußland erwarb 
chinesisches Kolonialland am Amur und 
Ussuri und in Zentralasien. Amerika er- 
zwang die Öffnung Japans und sicherte sei- 
nem Kapital alle Vorteile der ungleichen 
Verträge in Asien. Britisch-Indien erhielt 
nach dem Sepoy-Aufstand seine — wie es 
bei der Krönung in Delhi 1877 schien, end- 
gültige — Gestalt. Die englische Macht 
dehnte sich auf Malaya aus und auf Burma. 
Gegen das Jahrhundertende schien die Tei- 
lung Asiens unter die Imperien eine be- 
schlossene Sache, und die einzige Frage von 
Interesse war, ob diese Teilung ohne krie- 
gerische Verwicklungen zwischen den Groß- 
imperien England und Rußland — viel- 
leicht in Afghanistan, Persien oder Tibet — 
durchgeführt werden könne. Und Amerika 
drang über Hawaii und Guam nun selbst 
bis zu den Philippinen als Kolonialmacht 
in den Pazifischen Raum vor. 
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Das nationale Bewußtsein asiatischer Völ- 
ker aber war schon längst erwacht, im indi- 
schen Aufstand, in der Taiping-Bewegung 
und den Muhammedaneraufständen in 
China. Die Außenwelt aber sah die Zeichen 
der Zeit nicht. Der Aufstieg Japans nach 
seinem Sieg über China zu einer ebenfalls 
imperialistischen Macht fand ebensowenig 
die richtige Einschätzung wie der Boxer- 
aufstand. Erst mit dem Siege Japans über 
Rußland erkannte die Welt, daß wesent- 
liche Veränderungen im politischen Rau:n 
vor sich gingen. Die beiden Weltkriege be- 
schleunigten das Tempo. In fast auf das 
Jahr einem Jahrhundert ist der west- 
liche Imperialismus entstanden, gewachsen 
und, zunächst in Asien, auf der Strecke 
geblieben. 

Lattimore unterscheidet drei Arten 
von Imperialismus: den britischen 
(wir möchten sagen: den westlichen), den 
er akkumulativ nennt, den russischen, 
den er als inkorporativ bezeichnet, 
und den chinesischen, den er absorbie- 
rend heißt. Die Eigenart des letzteren 
besteht darin, daß er für lange Zeit zum 
Aufgehen fremder Elemente im chinesi- 
schen Volk geführt hat. Dieser Art sind 
auch Imperien der alten Welt gewesen, das 
Ägyptische, das Griechische und das Römi- 
sche. Ihre Voraussetzung ist neidlose An- 
erkennung der kulturellen Überlegenheit 
des zenträlen Volkselementes. Solche Aner- 
kennung hat auch in kleinerem Rahmen 
wie etwa bei der Bildung der deutschen 
Nation eine. Rolle gespielt. Sie hat aber 
ihre Grenzen und wird versagt, wenn das 
Kulturgefälle schwächer oder von 
außen Konkurrenz erhält. So ist es auch in 
China gewesen, und es ist ein Märchen, 
daß China heute noch die einstige absor- 
bierende Kraft besitzt. In fast allen Rich- 
tungen, abgesehen vielleicht von Primitiv- 
stämmen im Süden und Westen, wirkt sie 
schon seit Jahrhunderten nicht mehr. Wenn 
man für diese Zeit überhaupt von einem 
chinesischen Imperialismus sprechen will, 
so kann’ man ihn nur als inkorporativ be- 
zeichnen. 

Ob und welche Dynamik der akkumula- 
tive Typ des Imperialismus heute noch in 
der Sowjetunion hat, kann nur die Zukunft 
lehren. Es scheint nicht ausgeschlossen, daß 
eine spätere Erkenntnis auch diesen Impe- 
rialismus als in unserer Zeit tot und seine 


wird 


historische Rolle als die einer Vorstufe des 
staatlichen Aufbaus auffassen wird. 


Herbert Müller 


Ex captivitate salus 


Zwischen den verschiedenen Lagern des 
europäischen Bürgerkrieges laufen geheime 
Verbindungs- und Trennungslinien, die nur 
jenen sichtbar werden, die auch politisch in 
einer tieferen Schicht leben, als sie durch 
die offiziellen Parolen gekennzeichnet ist. 
Eine dieser Linien verbindet die Opfer der 
bereits Gebrochenen mit denen der noch 
herrschenden Gewalt. Die Erfahrung, „in 
die Hände der Menschen gefallen zu sein“, 
ist im Leben jedes Einzelnen eine so un- 
geheuerliche, daß sie den Menschen nicht 
nur für immer kennzeichnet, sondern ihn 
auch aus der Erfahrungsgemeinschaft des 
täglichen Lebens heraushebt. Es hatte 1945 
deshalb große Bedeutung, daß sich die bis- 
her Unterdrückten, Verachteten und Gefol- 
terten zu eigenen Verbänden 
schlossen. Eine seelische Erfahrung sollte 
bewahrt und für die geistige und politische 
Zukunft Deutschlands und Europas frucht- 
bar gemacht werden. Leider haben sich fast 
alle Organisationen ehemaliger Opfer des 
Faschismus und des Nationalsozialismus 
politisch im Sinne persönlicher Rache oder 
der Vertretung persönlicher wirtschaftlicher 
Interessen weiterentwickelt. Die Fronten 
des europäischen Bürgerkrieges wurden da» 
durch verhärtet und die Kampfesweise ver- 
schärft. Der Nihilismus der Gefängnisse 
und der Konzentrationslager von 1945 fand 
im Nihilismus der Epuration, Lib£eration, 
Entnazifizierung und der Kriegsverbrecher- 
prozesse eine unmittelbare Nachfolge. Der 
Nihilismus nach 1945 war aber für Recht 
und Ordnung gefährlich. Vorher stand der 
Gewalt das Recht entgegen, nunmehr gingen 
Gewalt und Scheinrecht eine widermensch- 
liche und widergöttliche Ehe ein. Die Bi- 
lanz, die man am Ende des Jahres 1950 
aus zehn Jahren Rache und Gegenrache 
ziehen muß, ist grauenhaft. 

Doch darf man auch das andere nicht 
übersehen. Aus allen Lagern der Opfer 
finden sich Menschen zusammen, die den 
Geist der Rache überwanden und deren 
Leiden in eine neue — oder auch uralte — 
Sicht des Menschen hinübergeläutert wurde. 
Aus der Überwindung der Einzelnen wächst 


zusammen- 


712 Aus dem Schrifttum 


den europäischen Völkern trotz allem neue 
Kraft zu. Sie ist in einzelnen Gesten, Maß- 
nahmen, Aufrufen, literarischen Zeugnissen 
spürbar. Wie gleichgültig wird hier die 
Herkunft des Verfolgers und des Opfers! 
Es zählt nur noch das Wie der Bewährung. 
Deshalb gehören Bücher wie Nanda Herber- 
manns „Gesegneter Abgrund“, Hanns Liljes 
„Im dunklen Tal“, Carl Schmitts „Ex cap- 
tivitate salus“, Albrecht Haushofers „Moa- 
biter Sonette“ und Robert Brasillachs „Poe- 
mes de Fresnes“ zusammen, gleichgültig, 
wessen Opfer die Verfasser waren. Hier soll 
nicht von den Zeugnissen von Herbermann 
und Lilje gesprochen werden, auch nicht von 
Carl Schmitts geistesgeschichtlich so bedeu- 
tender Schrift. Aber am Beginn der neuen 
Folge dieser Zeitschrift muß an die beiden 
“mutigen Europäer erinnert werden, die un- 
sere Mitstreiter waren und die ihren persön- 
lichen öffentlichen Kampf für eine rechte 
Ordnung unter den europäischen Völkern 
mit dem Tode besiegelten: Haushofer — 
ein Opfer Hitlers, Brasillach — ein Opfer 
de Gaulles. 

Wenn. das schriftstellerische Werk der 
beiden längst in den Hintergrund gerückt 
sein wird, werden die zwei schmalen, im 
Kerker entstandenen Gedichtbändchen immer 
wieder von Hand zu Hand gegeben werden 
unter denen, die um die Gemeinsamkeit des 
Abendlandes wissen. Europa hat seine ech- 
ten Märtyrer. Schon deshalb ist Europa 
kein leerer Gedanke, keine Grenzzone, kein 
Ausläufer atlantischer oder kontinentaler 
Machtkonzentrationen, sondern Heimatland. 
Die nationalistischen Revanchards der Kon- 
zentrationslager und die alles umarmenden 
globalen Weltbeglücker werden an der 
Realität dieser Gedichte wie an einer Klippe 
scheitern. Verliert das politische Wort den 
Sinn, so zieht sich der Sinn zurück ins Ge- 
dicht. In den „Moabiter Sonetten“ rückt 
ein offener humanistischer Geist die Er- 
fahrungen eines tätigen Lebens zurecht, in 
den „Po&mes de Fresnes“ bereitet sich ein 
tätiger Geist in christlicher Weise auf die 
letzten Augenblicke vor dem Exekutions- 
kommando vor. Haushofer und Brasillach 
entfalten so in der äußersten Grenzsitua- 
tion des Lebens jenen geschichtlichen Sinn 
Europas, den weder der innereuropäische, 
noch der globale Weltbürgerkrieg, um die 
Ausdrucksweise Carl Schmitts aus dem „No- 
mos der Erde“ zu nehmen, bisher zerstören 


Heft 


konnte. Hier bewährt sich der Geist vor 
der Gewalt, hier überwindet das Opfer den 
Henker. Ist die Lage Europas anders? 


Karl Epting 


(Albrecht Haushofer, Moabiter So- 
nette, Lothar Blanvalet, Berlin 1946; Robert 
Brasillach, Po&mes de Fresnes, Editions 
Les sept couleurs, Paris 1949.) 


Boliviens geopolitische Lage 


Von den südamerikanischen Ländern hat 
nur Bolivien keinen Ausweg zum Meer. Es 
hat ihn im Salpeter-Krieg 1879 verloren. 
So liegt ein Vergleich mit der Schweiz nahe, 
die ebenfalls keinen Zugang zum Weltmeer 
besitzt. Eine nähere Betrachtung zeigt je- 
doch, wie oberflächlich ein Vergleich der 
beiden Länder ist. Die Schweiz hat bei einer 
Oberfläche von 41000 qkm vier Millionen 
Einwohner, Bolivien auf einer Oberfläche 
von 1110000 qkm nur drei Millionen. Die 
Schweiz besitzt keine natürlichen Boden- 
schätze, die die Habgier der Nachbarn er- 


wecken könnten, Bolivien hingegen ist reich 


an Zinn, Erdöl und anderen wertvollen Bo- 
denreichtümern. 

Noch schwieriger ist die politische Lage 
Boliviens, wenn wir die natürlichen Gren- 
zen der verschiedenen Nachbarstaaten be- 
trachten. Von Nordost schiebt sich das un- 
geheure Brasilien an die Abhänge der An- 
den heran, von Südost versuchen Paraguay 
und Argentinien ebenfalls an den Gebirgs- 
kamm heranzukommen. Eine natürliche 
Grenze der Hochfläche Peru gibt es nicht. 
Am leichtesten könnte sie gegenüber dem 
südwestlichen Nachbarn Chile gezogen wer- 
den, aber gerade da bestehen besondere 
Spannungen. Der gebirgige Südwesten Boli- 
viens, in dem die reichsten Minengebiete 
liegen, ist verkehrstechnisch nach dem Stil- 
len Ozean ausgerichtet. Daraus erklärt sich 
der Wunsch Boliviens nach einem eigenen 
Hafen, aber auch die Einflußmöglichkeiten, 
die von Chile trotz der großen Verkehrs- 
schwierigkeiten bis weit in das bolivianische 
Staatsgebiet hineinreichen. 

Der argentinische Oberst Fernando J. 
Carles hat in dem Institut für Internatio- 
nales Recht der rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Fakultät an der Universität 
Buenos Aires einen Vortrag gehalten, und 
legt ihn nun auch im Druck vor, in dem er 
sich als Generalstabsoffizier mit den beson- 
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deren geopolitischen Bedingungen des Nach- 
barlandes auseinandersetzt. Er greift dabei 
ausdrücklich auf die Geopolitik zurück, wie 
sie von Kjellen, Mackinder und vor allem 
Haushofer begründet und entwickelt wor- 
den ist. Aber Carl&s sieht die geopoliti- 
schen Probleme sehr stark vom außenpoli- 
tischen Gesichtswinkel aus. Er stellt fest, 
daß Bolivien im Laufe der Geschichte, das 
heißt also des letzten fünf Vierteljahrhun- 
derts, über ein Drittel seines Staatsgebietes 
an seine Nachbarn, und zwar meist auf 
Grund militärischer Niederlagen, verloren 
hat. Er fragt, worin der Grund dieses un- 
gewöhnlichen Schrumpfprozesses liegt, und 
er findet die Erklärung in der Unfähigkeit 
der bolivianischen Politiker, den geopoli- 
tischen Bedingungen ihres Landes gerecht 
zu werden. Sie hätten sich nach der Grün- 
dung des Staates, die an sich schon ein Feh- 
ler gewesen sei, auf den Rechtsgrundsatz 
gestützt, der seinen Ausdruck in der For- 
mel des „uti possidetis“ gefunden hat. Da- 
mit wurde nach der Loslösung Spanisch- 
Südamerikas von der Kolonialherrschaft 
des Mutterlandes der Grundsatz aufgestellt, 
daß die neuerrichteten Staaten, die ja aus 
einer gemeinsamen Anstrengung heraus ge- 
schaffen worden waren, sich die Grenzen 
der alten spanischen Verwaltungsbezirke 
als ihre neuen Staatsgrenzen gegenseitig 
anerkannten, obwohl diese Grenzen zwar 
den besonderen Verhältnissen des 18. Jahr- 
hunderts, nicht aber den geopolitischen Be- 
dingungen des 19. oder 20. Jahrhunderts 
entsprachen. 

Beim Ausgang der spanischen Kolonial- 
herrschaft umfaßte das Vizekönigreich des 
Rio de la Plata mit der Hauptstadt Buenos 
Aires die heutigen Republiken Argentinien, 
Uruguay, Paraguay und Bolivien. Es reichte 
weit nach Norden in das Staatsgebiet des 
heutigen Brasilien hinein, und hatte im 
Westen in Antofogasta sogar einen Hafen 
am Pazifik. Als die Argentinier sich jedoch 
unabhängig machten, gründeten die Uru- 
guayer, die Paraguayer und die Hochfläche 
von Peru eigene Republiken, und die Ar- 
gentinier waren militärisch nicht in der 
Lage, den Genzgebieten ihren Willen auf- 
zuzwingen. Carl&s untersucht die geopoliti- 
schen Gründe für die argentinischen Nie- 
derlagen; er sieht sie einseitig in den geo- 
graphischen Schwierigkeiten. Der General 
San Martin hat das zuerst eingesehen und 


darauf bereits sehr früh seinen großen 
strategischen Plan begründet, über Chile 
zur See nach Lima vorzustoßen und von 
dort aus die Hochfläche zu erobern. 

Bei dieser Gelegenheit sehen wir die 
Schwächen der Betrachtungsweise von Car- 
les. Er verkennt die innenpolitischen Be- 
dingungen, vor allem die Stellung der 
Katholischen Kirche inmitten der indiani- 
schen Bevölkerung, die erst die spanische 
Sache preisgab, als in Spanien selbst die 
Liberalen gesiegt hatten. Was kann Boli- 
vien heute tun? Es kann den starren Rechts- 
standpunkt des „uti possidetis“ aufgeben 
und dafür die Politik der guten Nachbar- 
schaft, der Völkerverbindung übernehmen. 
Diese Politik, die von führenden Bolivia- 
nern in den letzten Jahren als Richtschnur 
aufgestellt wurde, bekommt ihr Leben aus 
den Staats- und Freundschaftverträgen mit 
den Nachbarländern, ganz besonders aus 
dem bolivianisch-argentinischen Vertrag des 
Jahres 1947. Es zeigt sich, daß von den 
Nachbarn nur Argentinien gewillt und in 
der Lage ist, am friedlichen Aufbau Boli- 
viens mitzuarbeiten. 

Es ist bezeichnend, daß der Vortrag des 
argentinischen Generalstäblers im Institut 
für Internationales Recht gehalten wurde. 
Die Auffassung, daß eine geopolitische Be- 
trachtungsweise allein schon genügt, um der 
Politik eines Landes eine neue Richtung 
zu weisen, erscheint uns etwas eng. Die 
Probleme, die ein eingehende geopolitische 
Untersuchung gerade Boliviens aufwirft, er- 
schöpfen sich nicht in der Frage der Grenz- 
ziehung, sondern der besonderen Aufgabe 
der Verkehrserschließung, des Zusammen- 
wachsens der verschiedenen Landesteile und 
vor allem der Verlagerung des wirtschaft- 
lichen Schwerpunkts, die nur durch eine 
weitgehende Kolonisierungspolitik und Um- 
erziehung der breiten indianischen Volks- 
massen gelöst werden kann. Die geopoli- 
tische Gefahr in Bolivien liegt in der ein- 
seitigen Monokultur, dem Überwiegen des 
Zinns in der Ausfuhr, in der unbedingten 
Abhängigkeit vom Weltmarkt. Hier helfen 
keine außenpolitischen Staatsverträge, son- 
dern nur eine gründliche innere Umgestal- 
tung der Menschen und der Wirtschaft. 

Ernst Samhaber 

(Fernando J. Carles: Algunos Aspectos de 

la Geopolitica Baliviana, Buenos Aires, Afio 


del Liberator General San Martin 1950.) 
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Geopolitik ? 


Jeder, der sich um die Wissenschaft von 
der Politik bemüht, wird das Wieder- 
erscheinen der Zeitschrift für Geopolitik 
begrüßen. Sie hat uns in vergangenen Jah- 
ren manche Einsichten vermittelt. Wir hof- 
fen, daß sie es auch in Zukunft tun wird. 

Indessen ist es die Eigentümlichkeit der 
großen Ereignisse der Geschichte, auch die 
geistigen Perioden zu trennen. Es mag sein, 
daß neue Erkenntnisse, die sich ja immer 
intuitiv, beinahe im Unbewußten, geformt 
durch Weiterdenken, Erlebnisse und Erfah- 
rungen, zu bilden beginnen, durch den gro- 
ßen Schock des Krieges und der Niederlage 
schneller an die Oberfläche des Bewußtseins 
zu dringen vermochten. 

Wir Heutigen sind nicht mehr die Men- 
schen von gestern, und es ist wohl keine 
Schande, sich zu neuen Bildern zu bekennen, 
sofern das nicht ein Ausfluß opportunisti- 
scher Anpassung ist. Wir sind nicht mehr 
die Nationalisten, die wir waren (ohne uns 
dessen zu schämen oder hierin eine Schuld 
zu sehen). Und so ist auch unsere Vorstel- 
lung von dem Wirken des Raumes auf das 
politische Geschehen anders geworden. 

Ohne Zweifel hat in den zwanziger und 
dreißiger Jahren die Lehre von der Geo- 
politik in denen, die sich von der Notwen- 
digkeit des Politischen erfaßt glaubten, 
ebenso eine anregende wie eine simplifizie- 
rende Wirkung gehabt. Die Schuld liegt 
sicher nicht an den großen Lehrern dieser 
Wissenschaft, sondern an dem Abwertungs- 
prozeß, den das Umwechseln in die kleinen 
Münzen des öffentlichen Bedarfes fast im- 
mer mit sich bringt. Aber es mag doch sein, 
daß die Pioniere der Geopolitik, stolz über 
ihre Entdeckung, den Einfluß des Raumes 
auf die Politik überschätzten. 

Wir haben über diese Dinge in den ver- 
gangenen Jahren viel nachgedacht und ha- 
ben versucht, uns freizumachen von jeder 
Mythisierung des Raumes, die bei manchen 
Autoren noch heute zu finden ist. Wir haben 


versucht, die Gesetze des Raumes in ein 
harmonierendes System mit den Gesetzen 
völkischen Daseins und dem Auf und Ab 
der großen Kulturen zu stellen. Wir ver- 
suchten, die ursprünglichen Elemente mensch- 
lichen und gesellschaftlichen Seins wie das 
Rechtsempfinden, staatliche Notwendigkei- 
ten, wirtschaftliche Erfordernisse und, wenn 
wir kühn waren, auch die Eigenentwicklung 
des Denkens, ja sogar religiöse Bewegungen 
— diese jeder rationalen Erkenntnis unzu- 
gänglichen Tatsachen — in das System der 
politischen Wissenschaft einzuordnen. 

Ich fürchte, daß uns das sehr unvollkom- 
men gelungen ist. Und so haftet der ver- 
gangenen Periode neben aller Intensität 
politischen Wollens doch etwas sehr Unbe- 
friedigendes im geistigen Bereiche an. Wir 
hatten in der Wissenschaft von der Politik 
Spezialkenntnisse oder Ansätze zu Spezial- 
kenntnissen — und hier war die Geopolitik 
hervorragend entwickelt — aber wir hatten 
kein befriedigendes Gesamtbild. Sprechen 
wir ruhig aus, daß unser politisches Bild 
vom Wollen diktiert war, ohne dem Stand 
unserer Erkenntnisse zu entsprechen, und 
daß diese Erkenntnisse der sinnvollen Zu- 
sammenordnung entbehrten. 


Die Sturm- und Drangperiode der Geo- 
politik ist zu Ende. Die Wirklichkeit des 
Zweiten Weltkrieges hat sie frühzeitig ge- 
endet, wohl früher als aus dem Durchdenken 
ihrer Möglichkeiten nötig gewesen wäre. Die 
Wirklichkeit des Krieges legte den Akzent 
stärker auf den Menschen. Vor allem zeigte 
sich, daß die Wirkung des Raumes auf ‚die 
Politik etwas sehr Schillerndes, ja Vieldeu- 
tiges hat. Sie verändert sich vor allem ent- 
sprechend dem Stand der Technik. Der 
Raum ist etwas anderes für den Landser, 
für den Panzerfahrer und für den Piloten 
der großen Bombergeschwader. Sie wirken 
in ihm anders und er wirkt auf sie anders. 

Die Aufgabe der Wissenschaft von der 
Politik in den kommenden Jahren wird vor 
allem eine zusammen-ordnende sein müssen. 
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Das kann naturgemäß nur dann geschehen, 
wenn unsere Versuche, das Ganze zu erken- 
nen oder Einzelerscheinungen zu werten, 
ständig mit der Wirklichkeit konfrontiert 
werden. Es ist sehr zu begrüßen, wenn die 
Zeitschrift für Geopolitik den Untertitel „für 
Auslandswissen“ erhält. Die theoretische 
Ausformung der politischen Wissenschaft ist 
auf die genaue Kenntnis der politischen 
Wirklichkeit angewiesen. (Wie natürlich die 
Erkenntnis des Wesentlichen in der Wirklich- 
keit nicht ohne theoretische Fundierung 
möglich ist.) Axel Seeberg 


Mit uns? 


Es ist heute die vielbesprochene Frage: 
sollen deutsche Männer wieder Waffen tra- 
gen oder nicht? Wenn wir drei Jahre zu- 
rückdenken, so kommt uns die Fragestel- 
dung als solche schon merkwürdig vor. 
Wollte man uns in dieser Zeit nicht glau- 
ben machen, daß das Soldat-sein eine 
Schande ist und daß dieses Erbübel schon 
die früheren Generationen ins Unglück ge- 
stürzt hat? Vom Verbot, Bleisoldaten her- 
zustellen bis zur Ächtung der Literatur, die 
deutsches Soldatentum beschrieb, unter- 
nahm man alle, um uns innerlich und 
äußerlich zu „entmilitarisieren“. Wie kommt 
es zur Idee, uns wieder zu bewaffnen? 

Die Welt erkennt ihre Ohnmacht, allein 
— ohne Deutschland — Europa vor dem 
anstürmenden Asien zu verteidigen! Sie 
kennt Deutschlands militärische Stärke — 
seit vielen Jahrzehnten — die nötig war, 
damit es sich im Herzen von Europa im- 
mer behaupten konnte. Nach beiden ver- 
lorenen Kriegen wurde trotzdem versucht, 
die Leistung des deutschen Soldaten zu 
schmälern, sie sogar in den Schmutz zu 
ziehen. Der Sieg der Materialmassen am 
Boden und in der Luft wurde dem Gegner 
als Tapferkeit, uns als Schwäche und Feig- 
heit ausgelegt. Nun hat es aber den An- 
schein, als wenn unsere Feinde von damals 
selbst nicht recht an ihre Theorie glaubten; 
denn, erhofft man nicht von den „Schwäch- 
lingen“ — die man darüber hinaus noch 
bestrafte — eine Verstärkung der für sie 
angeblich so neu erstandenen Front? Si- 
cher glaubte in Europa und darüber hinaus 
in anderen Erdteilen der größte Teil der 
denkenden Bevölkerung nicht an diese 
Propaganda; denn mit eigenen Augen sah 


sie vor nicht langer Zeit die Besetzung 
vieler Teile Europas und der Welt durch 
die deutsche Wehrmacht. Innerhalb kürze- 
ster Zeit wurden die militärischen Streit- 
kräfte von Staaten ausgeschaltet, die hin- 
ter Festungslinien in ihrem Land als un- 
besiegbar galten. 

Jeder, der objektiv zu denken bemüht 
ist, weiß, daß eine erfolgversprechende 
Verteidigung von Europa nur mit Hilfe von 
Deutschland möglich ist — daher die Über- 
legungen, wie Deutschland in die Westab- 
wehrfront eingebaut werden könnte, ohne 
daß es allzu offenbar würde, welches Un- 
recht Deutschland zugefügt worden ist. — 
Haben wir der Welt fünf Jahre lang nicht 
zugerufen, daß wir der einzig wirksame 
Prellbock gegen den Bolschewismus sind? 
War nicht nur höhnisches Gelächter die Ant- 
wort — in der Praxis die zweite Front, die 
allein nur den Triumph des Ostens möglich 
machte? Riesige Waffenlieferungen der 
Alliierten an die Sowjets verhinderten die 
Ausschaltung der sowjetischen Armeen und 
damit der bolschewistischen Gefahr. 

Wenn das deutsche Volk und damit auch 
wir als deutsche Soldaten unter deutscher 
Führung uns bis zuletzt gegen das Unglück, 
die Gefahr aus dem Osten, wehrten und 
bis zur Selbstaufgabe kämpften, so taten 
wir es aus Überzeugung, weil wir ahnen 
konnten, was uns bevorsteht, wenn wir 
diesen Krieg verlören und der Bolschewis- 
mus freien Lauf bekommt. Daher der Wille 
und Glauben zum Sieg! Wir konnten es 
nicht von vornherein auf uns nehmen, daß 
unser Volk kampflos dem Bolschewismus 
den Weg in Europa freigibt. — Wir wur- 
den nicht gehört, unser Vaterland wurde 
durch die Niederlage an den Rand des Ab- 
grunds gebracht und in zwei Teile geteilt. 
Der Bolschewismus ging durch die alliierte 
Hilfe als Sieger hervor, aber ob dieser sich 
mit den erreichten Erfolgen zufrieden gibt? 
Die politische und militärische Entwicklung 
in Asien läßt diese Annahme kaum zu. 

Auf jeden Fall versucht man, Abwehr- 
maßnahmen zu ergreifen, indem man die 
europäischen Kräfte organisiert; man will 
abwehrbereit sein für den Fall, daß das 
Abendland und seine Kultur angegriffen 
werden sollte. Die große Frage ist nun 
aber, welche Rolle ist uns denn bei diesen 
Plänen zugedacht? Hält man uns für Lands- 
knechte, die im Sold für einen jeweiligen 
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Auftraggeber kämpfen und das noch mit 
fremden Waffen, in einem womöglich frem- 
den Truppenverband unter fremder Füh- 
rung? Ohne uns — ist unsere Antwort! 
Wenn man mit Deutschland über Wieder- 
bewaflnung überhaupt diskutieren will, ver- 
langen wir als Voraussetzung dafür, daß 
alle unsere Kameraden — gemeint sind 
u.a. die von Landsberg, Werl, Nürnberg 
und aus den französischen Kerkern — die 
heute noch als sogenannte Kriegsverbrecher 
festgehalten werden, frei sind und daß das 
an ihnen begangene Unrecht wiedergutge- 
macht wird. Wenn wir die Kriegführung in 
Korea betrachten, so können wir mit ruhi- 
gem Gewissen behaupten, daß die Mär- 
tyrerrolle der Armen nun schon lange ge- 
nug gedauert hat! Darüber hinaus muß 
man uns Soldaten durch Taten beweisen, daß 
die Rehabilitierung unserer Ehre in jeder 
Weise erfolgt ist. — So lange unsere For- 
derungen, über die schon so viel gesprochen 
und geschrieben worden ist,nicht erfüllt sind, 
können wir daran auch nicht glauben. — 
Die Frage der Aufrüstung selbst ist dann 
mehr eine politische Erwägung. Sollten wir 
den Eindruck haben, daß wir nur Kanonen- 
futter darstellen oder sogar durch unsere 
Aufrüstung den Angriff aus dem Osten 
provozieren, so daß unser Einsatz einem 
Volksselbstmord gleichkommt, weil wir 
einem Bruderkrieg a la Korea unweigerlich 
entgegentreiben, so muß die Wiederbewaff- 
nung unterbleiben, es sei denn, die „ehe- 
maligen und neuen Alliierten“ sind in der 
Lage, während unserer Aufrüstungszeit (die 
bestimmt fünf bis sechs Jahre in Anspruch 
nehmen würde), mit mindestens 100 Divi- 
sionen und einer Luftmacht, die der sowje- 
tischen gleichkommt, an unserer Ostgrenze 
Wache zu halten. Wenn das nicht der Fall 
ist, sind wir hoffnungslos der völligen 
Vernichtung bis auf die Substanz durch die 
Rote Armee, der die Volkspolizei noch 
Handlangerdienste leisten wird, ausgesetzt. 

Sollten wir aber Waffen unter den ge- 
gebenen Voraussetzungen in die Hand neh- 
men, dann nur unter absoluter Souveräni- 
tät und Gleichberechtigung auf jedem Ge- 
biet, d.h. wie erkennen keine Begrenzung 
in der Bewaffnung und in den verschie- 
denen Truppenteilen an; diese wird höch- 
stens durch unsere eigene finanzielle Lage 
bestimmt; wir kämpfen mit den Waffen und 
den Truppenteilen, die wir für richtig hal- 
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ten; wenn das nicht der Fall wäre, würden 
wir das Gefühl nicht los, daß es nicht um 
unsere persönliche Freiheit geht, sondern 
nur um die Andern. Nebenbei gesagt liegt 
auch die größte Ostfronterfahrung bei uns, 
so daß die Wahl der Mittel auch aus die- 
sem Grunde uns überlassen werden müßte. 

Die Führung deutscher Soldaten über- 
nehmen deutsche Offiziere, keine Auslän- 
der. Diese deutschen Offiziere müssen dar- 
über hinaus das Vertrauen ihrer Soldaten 
besitzen. Eidbrecher und Verräter kommen 
für diese Posten nicht in Betracht und kön- 
nen uns auch nicht „wohlwollend anemp- 
fohlen“ werden. Neue deutsche Verbände 
werden auf denselben Ehrbegriffen aufge- 
baut werden müssen, die unsere Soldaten- 
tradition und militärische Stärke begründet 
haben und um die uns die Welt in Wirk- 
lichkeit nur beneidet. Wir anerkennen auch 
keine Offiziere, die bei Invasionsbeginn 
1944 Panzerdivisionen nicht zum Einsatz 
brachten, weil sie diese in ihre Putschpläne 
einschlossen. Tausende von Kameraden fie- 
len umsonst, und die Invasion glückte, die 
den Sowjets, wie schon eingangs betont, 
endgültig das Tor nach Europa schaffte 
und die Stellung vorbereitete, die sie heute 
besitzen. (Gemeint ist die 116. und 2. Pan- 
zerdivision! Man lese das Buch „Invasion“ 
(Speidel) und vergleiche S.71 mit den hi- 
storischen Aufzeichnungen, dann wird man 
erkennen, daß diese beiden Divisionen keine 
Reserve darstellten, über die das Führer- 
hauptquartier verfügte und die von ihm 
hätten eingesetzt werden müssen, wie im- 
mer nachträglich behauptet wird, sondern 
daß sie Heeresgruppenreserve waren,über die 
von diesser hätte verfügt werden können!) 

Einer koordinierten europäischen Füh- 
rung widersetzen wir uns natürlich nicht, 
denn diese ist notwendig; aber selbstver- 
ständlich sind deutsche Offiziere in ihr ver- 
treten, und zwar zahlenmäßig im Verhältnis 
zu den gestellten Truppenverbänden. 

Alle diese Forderungen sind nur recht 
und billig und bedeuten keine neuen Welt- 
eroberungspläne; sie entsprechen lediglich 
unserer nationalen Würde. Unser Opfer, 
den Kampf gegen den Bolschewismus auf 
uns zu nehmen, wurde nicht angenommen, 
sondern mit Füßen getreten, indem der 
Sowjetunion der Rücken gestärkt wurde. 
Sollen wir uns nun nochmals erniedrigen 
lassen? Für wen? Natürlich wird diese Auf- 
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fassung in der enisprechenden Presse als 
„Nationalismus und Neofaschismus“ be- 
zeichnet — mit dem Ausdruck „Militaris- 
mus“ wurde in der letzten Zeit schon vor- 
sichtiger verfahren; aber das stört uns nicht, 
denn Papier ist geduldig, und wir sind von 
unsern Gegnern Verleumdungen und ähn- 
liche Kampfmethoden gewöhnt. Darum 
wundert uns der Ausdruck „ostfreundlich“ 
auch nicht, mit dem man uns des öfteren 
bedenkt. Entscheidend ist für uns lediglich 
unser Gewissen. Selbstverständlich, — das 
verkennen wir nicht, — werden sich genü- 
gend Generäle finden, die sich bedingungs- 
los zu Handlangern der jeweiligen Macht- 
haber herabwürdigen und „hemmungslos 
wieder bewaffnen“, um womöglich mit 
klingendem Spiel an Kerkern vorbeizumar- 
schieren, wo unsere Kameraden noch 
schmachten. Diese treibt nicht die Verant- 
wortung, sondern die Not: sie möchten aus 
ihrem „Gärtner- oder Portier-Dasein“ wie- 
der erlöst werden. Brutusse gab es schon zu 
jeder Zeit und in jedem Volk. Ebenso gibt 
es viele Deutsche, die sich in Soldatentracht 
einkleiden lassen, um von der Straße hin- 
wegzukommen, also ebenfalls aus wirtschaft- 
lichen Erwägungen heraus. Das werden 
„Menschen in Uniform“, die mit dem Be- 
griff „deutscher Soldat“ nichts zu tun ha- 
ben. Die Schlagkraft einer solchen Armee, 
der die moralischen Grundlagen fehlen, ist 
sehr gering. Einer fanatischen Truppe, wie 
sie die sowjetische darstellt, müssen Ein- 
heiten entgegengestellt werden, die von 
Idealen beseelt sind und nicht nur von dem 
Gedanken des augenblicklichen Versorgt- 
seins. Also an deutschen Truppen — selbst 
wenn die nationale Würde nicht gewährt 
bliebe — wird es, wenn es befohlen wird, 
nicht fehlen; eine wirkliche Kampfkraft 
werden diese Söldner. nie haben, woraus zu 
folgern sein dürfte, daß die unter solchen 
Voraussetzungen geschaffenen Pläne der 
Alliierten den vorgegebenen Sinn verfehlen. 


Hans-Ulrich Rudel 
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Es war ein schwerwiegender Fehler der 
Deutschen, während der nationalsozialisti- 
schen Epoche den Ablauf der Dinge niemals 
bis zur letzten Konsequenz zu durchdenken. 
Man wich vielmehr Entscheidungen aus und 
begnügte sich mit unangebrachtem Optimis- 


mus und unklaren Vorstellungen. Das Er- 
gebnis dieses sorglosen Verhaltens dürfen 
wir heute zu Buch schreiben. 

Anscheinend aber haben wir nichts daraus 
gelernt, denn sonst wäre die Aufstellung 
einer so simplifizierten These wie „Ohne 
Mich“ in der gegenwärtigen deutschen Si- 
tuation eigentlich undenkbar. Niemand, der 
die politischen Spannungen und Gegeben- 
heiten der Gegenwart aufmerksam und ver- 
antwortungsbewußt beobachtet, kann zu 
dem Schluß kommen, wir Deutschen könn- 
ten bei den sich heute abzeichnenden Aus- 
einandersetzungen beiseite stehen. Lägen wir 
abseits der großen Straßen der Weltpolitik 
wie die Schweiz und wie Schweden —, wir 
würden auf alle Anliegen, von welcher Seite 
sie auch kämen, mit einem klaren „Nein“ 
antworten. Aber so einfach ist die Lage 
nicht. Durch unsere geopolitische und mili- 
tärpolitische Lage in der Mitte Europas 
unterlagen wir immer wieder dem Doppel- 
druck von Osten und Westen und waren 
immer wieder vor diffizille Entschlüsse ge- 
stellt. Unser Weg als Volk ist stets müh- 
sam, gewunden und schwer gewesen. Nichts 
daran hat sich geändert. — Wir können 
nicht neutral bleiben, denn man kann seine 
Neutralität nur mit eigener Kraft, also einer 
eigenen starken Wehrmacht schützen. Wie- 
der sei auf die Schweiz und Schweden hin- 
gewiesen. Der Wert schriftlicher Garantien 
von dritter Seite, mögen die Garantien noch 
so stark sein, ist uns im Verlauf der jüng- 
sten Geschichte eindringlich vor Augen ge- 
führt worden, es sei an Polen, Holland, 
Dänemark und Norwegen erinnert. 

Wir können auch nicht Brücke sein, denn 
zu diesem Wollen und zu diesem Auftrag 
bedarf es einer selbständigen, kraftvollen 
Eigenposition, die uns heute weder der 
Osten noch der Westen zubilligt. 

Wir sind also zu einer klaren Entschei- 
dung gezwungen, und je eindeutiger wir sie 
fällen, umso stärker werden die politischen 
Ausstrahlungen über die Zonengrenze sein. 
Daß für diese Entscheidung wesentliche 
Voraussetzungen geschaffen werden müssen, 
bedarf wohl keiner Erwähnung. Nur, jeder 
Deutsche muß sich darüber klar sein: die 
These „Ohne mich“ ist eine Utopie, früher 
oder später wird er seine Position aus eige- 
ner Verantwortlichkeit beziehen müssen. 
Niemand nimmt ihm diesen Entschluß ab. 

Franz v. Gaertner 
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Aufruf 
des Tschechischen Nationalausschusses 


an die tschechische Öffentlichkeit 
Veröffentlicht in „Cesky boj“, London 


Es ist notwendig, alle Kräfte zusammen- 
zufassen, um den Hauptfeind der Freiheit 
zu vernichten: die Moskauer bolschewisti- 
sche Diktatur. Kann unser Volk etwas dazu 
beitragen? Es kann, wenn es auf den Weg 
des Rechtes, der Wahrheit und der Gerech- 
tigkeit zurückkehrt. Dieses Volk ist ja selbst 
nach seiner Wiedergeburt dadurch gewach- 
daß es unerschütterlich auf seinem 
Recht auf nationale, politische, kulturelle 
und wirtschaftliche Freiheit beharrte. Die 
größten Söhne des Volkes haben es gelehrt, 
die Wahrheit zu gönnen und die 
Überzeugung aller zu ehren. Freilich hat 
man diese Lehren nicht immer beachtet und 
es hat sich gezeigt, wie sehr dieses Verhal- 
ten dem Volksganzen schadete. 

Als nach dem Ersten Weltkrieg die 
Tschechoslowakische Republik entstand, 
wandte sich die Mehrheit der damaligen 
entscheidenden Politiker von den alten be- 
währten Grundsätzen ab und verschuldete 
damit das unermeßliche Unglück, das dann 
unser Volk traf. In der Tschechoslowaki- 
schen Republik wurde kein anderes Selbst- 
bestimmungsrecht anerkannt als das des 
„tschechoslowakischen“ Volkes. Und doch 
hat es nie ein solches Volk gegeben. Das 
neue künstliche Gebilde sollte die Idee der 
Eigenständigkeit des slowakischen Volkes 
aus der Welt schaffen, das schon seit 1848 
um seine Selbstbestimmung gekämpft hatte. 
Die Bevölkerungszahl des tschechischen 
Volkes sollte auf einen Schlag künstlich ver- 
größert und damit der von ihm bewohnte 
Raum beträchtlich erweitert werden. Das 
war die Denkweise eines tschechischen Im- 
perialismus, der in der neueren Geschichte 
unserem Volke fremd war. Erst das Durch- 
dringen dieses Imperialismus ermöglichte 
das rücksichtslose Vorgehen gegen die Deut- 
schen in den böhmischen Ländern und gegen 
die Slowaken in der Slowakei, die mit einem 
solchen Begriff der tschechoslowakischen 
Einheit nicht übereinstimmten, ebenso wie 
gegen die Karpathenukrainer. 

Die Mehrheit der Slowaken begann sich 
sehr bald um die Erfüllung des Pittsburgher 
Vertrags zu bemühen, den Professor T. G. 
Masaryk in den Vereinigten Staaten unter- 


sen, 


allen 
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schrieben hatte. Da dieser Vertrag nicht 
verwirklicht, ja seine Geltung bestritten 
wurde, eröffnete die Mehrheit des slowaki- 
schen Volkes den Kampf um sein Recht. 
Die Deutschen der böhmischen Länder, die 


im Jahre 1918 niemand gefragt hatte, ob. 


sie mit der Schaffung des Tschechoslowaki- 
schen Staates einverstanden wären, in den 
sie über Nacht geraten waren, strebten nach 
dem Selbstbestimmungsrecht. Ähnlich be- 
riefen sich auch die Polen, die Madjaren 
und die Karpatenukrainer auf dieses Recht. 

Die Regierungsmehrheit im Prager Parla- 
ment antwortete auf all diese Proteste mit 
der Abstimmungsmaschinerie, mit den Mit- 
teln der Polizeimacht und mit Zwangsmab- 
nahmen. Als auch dies schließlich nicht aus- 
reichte, schritt sie zur Beschränkung der 
bürgerlichen Freiheiten mit Hilfe eines 
Ausnahmegesetzes zum Schutze der Repu- 
blik und anderer Ermächtigungsgesetze. So 
schwanden bei uns auch die letzten Reste 
der Demokratie dahin, mag auch eine wen- 
dige Propaganda im Ausland und Inland 
den Eindruck aufrechterhalten haben, daß 
die Tschechoslowakei eine Insel des Frie- 
dens, der Ordnung und der Demokratie sei. 
Breite Schichten des tschechischen Volkes 
hatten keine Ahnung, wie die Wirklichkeit 
aussah. Die einfachen Tschechen waren 
ebenso wenig verantwortlich für die Taten 
des tschechoslowakischen Regimes wie die 
Mehrzahl der gleichgeschalteten Bevölke- 
rung in anderen totalitär regierten euro- 
päischen Staaten. Eine Demokratie gab es 
in der Tschechoslowakei nur auf dem Pa- 
pier und für den Export. 

Die Stunde der Prüfung schlug im Jahre 
1938. Der Präsident Benesch zog sich vor 
dem aggressiven pangermanischen totalitä- 
ren Nazismus zurück und kapitulierte, ohne 
einen Schuß abzugeben. Die wahre Ursache 
seiner Kapitulation war das schlechte Ge- 
wissen. Allein nicht einmal diese Kata- 
strophe belehrte diese Art von „tschecho- 
slowakischen“ Staatsmännern über die Not- 
wendigkeit, eine solche Politik zu revidie- 
ren. Im Gegenteil: die mechanische Erneue- 
rung der alten Tschechoslowakei wurde zum 
Programm der Londoner Beneschregierung 
und fand leider auch die Unterstützung der 
Alliierten. Als aber klar wurde, daß die 
britische Regierung nicht ohne weiteres be- 
reit war, die Erneuerung der Vorkriegs- 
grenzen der Tschechoslowakei (einschließ- 


Prchala: Aufruf 79 


lich des sudetendeutschen Gebietes) zu ga- 
rantieren, da eröffneten Dr. Benesch und 
seine Freunde einen neuen Feldzug zur 
Rettung des tschechoslowakischen Imperia- 
lismus, diesmal nun mit Hilfe der russi- 
schen Bolschewiken. 

Moskau zwang Benesch und seine Anhän- 
ger, die Existenz eines slowakischen Volkes 


und seines Rechtes auf eigene nationale 
Selbstverwaltung — sei es auch nur auf 
dem Papier — anzuerkennen. Bald danach 


entschied das Moskauer Politbüro, daß die 
Karpatenukraine an den Sowjetverband an- 
zuschließen sei. Es ist keine Frage, daß der 
Beweggrund all dieser Entscheidungen in 
der bolschewistischen Nationalitätenpolitik 
zu suchen ist, die eine Voraussetzung für 
das letzte Ziel der Bolschewiken bildet: der 
Weltbeherrschung durch den Kommunismus. 

Die künstliche Konstruktion der Tsche- 
choslowakei, seinerzeit auf der fiktiven Exi- 
stenz eines „tschechoslowakischen“ Volkes und 
auf der Beherrschung der Karpathenukraine 
aufgebaut, war so durch die Bolschewiken 
schon 1945 zum Einsturz gebracht worden. 
Es war nur eine Frage der Zeit, wann sich 
Moskau entschließen würde, den letzten 
Schlag gegen Prag zu führen und seiner in 
der kommunistischen Partei und in den un- 
deren Parteien der sogenannten nationalen 
Front vereinigten fünften Kolonne den Be- 
fehl zur Machtergreifung zu geben. Man 
kann nicht annehmen, daß sich Dr. Benesch 
und seine Genossen über die Konsequenzen 
jener Entscheidungen im Unklaren gewesen 
waren, mit denen Moskau schon 1945 den 
Boden für sich vorbereitete. Aber sie woll- 
ten sich vorher noch die Zustimmung Mos- 
kaus zur Aussiedlung der Sudetendeutschen 
sichern. Sie hofften, sich mit dieser Maß- 
nahme die politischen und wirtschaftlichen 
Probleme zu vereinfachen. Sie erwarteten, 
das tschechische Volk würde in seinem ver- 
größerten Wohngebiet in Kürze soviel 
Kräfte gewinnen, daß es eine Art Brücke 
zwischen Ost und West, gegebenenfalls so- 
gar das Zünglein an der Waage bilden 
könnte. Alle Illusionen dieser Art aber fie- 
len in sich zusammen, als Moskau bald dar- 
nach klar zu erkennen gab, daß es keine 
solchen Brücken brauche. Von diesem Au- 
genblick an begannen die führenden Leute 
der Prager Nationalen Front, die bis dahin 
mit den Kommunisten Hand in Hand ge- 
arbeitet hatten, zu überlegen, wie man im 


geeigneten Augenblick die langjährige Kolla- 
boration mit dem Bolschewismus beenden 
und von neuem an das demokratische La- 
ger Anschluß gewinnen könnte. 

Moskau hatte sich schon 1945 auf diese 
Möglichkeit gefaßt gemacht. Es sorgte recht- 
zeitig vor, daß in der Regierung die tsche- 
choslowakischen Kommunisten die entschei- 
dende Rolle spielten. Gleichzeitig aber 
sicherte sich das Politbüro durch seine Zu- 
stimmung zur Austreibung der Deutschen 
aus der Tschechoslowakei das Einverständ- 
nis der Mehrzahl jener, die unter dem blu- 
tigen nazistischen Terror persönlich gelitten 
hatten. Es sicherte sich auch das Wohlwol- 
len jener Tschechen, die sich einfach nach 
einem Nationalstaat sehnten und nun glaub- 
ten, ihr Traum habe sich erfüllt. Außerdem 
belastete es die Tschechen mit dem Gefühl 
der Schuld an dem Verbrechen der Austrei- 
bung und Mißhandlung der Deutschen aus 
der Tschechoslowakei. Von dieser Zeit an 
erblickten nicht nur die unmittelbar Schul- 
digen, sondern auch andere Kreise aus 
Furcht vor Strafe und etwaiger deutscher 
Vergeltung in der Sowjetunion eine Zu- 
flucht vor der endgültigen Abrechnung. 

Deshalb wurde Anfang 1943 ein Abkommen 
zwischen Tschechen und Slowaken geschlos- 
sen, das das Recht jedes der beiden Völker 
auf Selbstbestimmung anerkannte.. Deshalb 
protestierte der Tschechische Nationalaus- 
schuß am Ende des Krieges gegen die Er- 
neuerung einer zentralistischen Tschecho- 
slowakei unter russischem Protektorat. Des- 
halb nahm der Tschechische Nationalaus- 
schuß gegen die Ausweisung der Sudeten- 
deutschen Stellung und verurteilte aufs 
schärfste die abscheulichen Erscheinungen, 
die diese unmenschliche Maßnahme beglei- 
teten. Deshalb betrachtete der Tschechische 
Nationalausschuß die Entwicklung der Ver- 
hältnisse in der Nachkriegstschechoslowakei 
als natürliche Folge der Kollaboration mit 
dem Bolschewismus, die ihre Regierenden 
lange Zeit vorher eingeleitet hatten. Des- 
halb sah der Tschechische Nationalausschuß 
in den Ereignissen des Februar 1948 nur 
die logische Konsequenz alles dessen, was 
vorausgegeangen war. 

Der Tschechische Nationalausschuß ist 
überzeugt, daß die Verhältnisse in Mittel- 
europa von Grund auf neu geregelt werden 
müssen. Nur eine Föderation kann ein 
neues Zusammenleben der Völker in Mittel- 
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europa gewährleisten. Nur freiwillige, durch 
Volksabstimmungen gutgeheißene Vereini- 
gungen von Völkern können eine freiheit- 
liche und demokratische Entwicklung der 
künftigen, föderierten Staaten sichern. Nur 
die Heimkehr der widerrechtlich ausgesie- 
delten Sudetendeutschen kann in den böh- 
mischen Länder legitime Verhältnisse er- 
neuern. Nur eine freie Willenskundgebung 
der Tschechen und Sudetendeutschen kann 
die jahrhundertealten engen Beziehungen 
zwischen diesen beiden Völkern wiederher- 
stellen, die sich seit vielen hundert Jahren 
durchdringen und deren Schicksale in der 
geographischen Einheit der böhmischen 
Länder untrennbar verbunden sind. Nur ein 
föderativer Verband dieser beiden Völker 
kann eine ruhige Entwicklung der reichen 
politischen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Kräfte Böhmens, Mährens und Schlesiens 
gewährleisten. Nur in der Vereinigung ihrer 
Kräfte kann diese beiden Völker ihr Fleiß, 
ihre Schöpferkraft und ihre Bildung an die 
hervorragende Stelle Europas zurückführen, 
die sie innehatten. Nur so können beide 
Völker zum Sieg über den gemeinsamen 
Feind, den Moskauer Bolschewismus, wirk- 
sam beitragen. Das Abkommen vom 4. Au- 
gust 1950 ist der Grundstein zur Neurege- 
lung der Verhältnisse nicht nur unserer 


Heimatländer, sondern auch Europas. 
Leo Prchala 


In eigener Sache 


Verlag und Schriftleitung nehmen heute 
von neuem die Aufgabe auf sich, die sich 
die „Zeitschrift für Geopolitik“ bei ihrer 
ersten Gründung stellte. Sie wollen nicht 
für eine politische Theorie oder für ein 
politisches Lager werben, sondern den Le- 
sern die Kenntnis der in der gegenwärtigen 
Welt wirksamen Tatsachen vermitteln, die 
allein Grundlage eines wirklichkeitstreuen 
Weltbildes werden kann. Männer der Praxis 
und Männer der Wissenschaft arbeiten in 
der Zeitschrift zusammen. Sie fordern von 
sich selbst sowohl Lebensnähe der Frage- 
stellung und persönliche Erfahrung mit 
dem behandelten Gegenstand als auch wis- 
senschaftliche Sachlichkeit und Tiefe. 
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Die Zeitschrift für Geopolitik bemüht 
sich nicht um die Darstellung des diploma- 
tischen Vordergrunds der auswärtigen Ta- 
gespolitik, sondern um das Verständnis der 
geographischen, biologischen, psychologi- 
schen, wirtschaftlichen, sozialen und ideo-_ 
logischen Kräfte, die sich politisch aus- 
wirken. 

Die neue Folge der Zeitschrift für Geo- 
politik nimmt nur die Überlieferung der 
ursprünglichen Zeitschrift auf, wenn sie 
dem engen Weltbild einer europazentrischen 
oder gar noch engeren Geschichtsauffassung 
absagt und sich bemüht, den verschiedenen 
Räumen der Erde das ihnen zukommende 
Gewicht in unserem Blickfeld zu geben. Sie 
ist sich der aktuellen Bedeutung von Ost- 
asien, Südasien und Nordamerika ebenso 
bewußt wie der latenten Bedeutung von 
Afrika und Ibero-Amerika. Die Bemühung 
um eine realistische Erkenntnis der gegen- 
wärtigen Welt entbindet jedoch niemand 
von der Pflicht des Bekenntnisses zum ei- 
genen, d.h. europäischen und deutschen 
Standort. Selbst wer es versucht, kann sich 
seiner Bindung an den Standort, der ihm 
auf der Erde zugeteilt ist, nicht entziehen. 

Die Träger des neuen Anfangs sind ver- 
pflichtet, im ersten Heft den beiden Toten 
zu danken, die mit ihrer persönlichen Note 
das Gesicht der früheren Zeitschrift be- 
stimmten. So starke Persönlichkeiten Karl 
Haushofer und Albrecht Haushofer auch 
waren, so ist doch das Anliegen der Zeit- 
schrift nicht nur ihre persönliche Ange- 
legenheit gewesen, sondern es ist eine 
dauernde sachliche Notwendigkeit. Dieses 
Anliegen ist weder Sektiererei noch ein 
Familienspleen, weder verbrecherische Theo- 
rie noch eine benutzbare politische Doktrin, 
sondern es ist das stetige Bemühen um die 
geistige Durchdringung der gegenwärtigen 
Welt. Diese Bemühung ist bei der welt- 
offenen deutschen Wissenschaft in Jahren 
der Abgeschnittenheit und des Schweigens 
nur noch stärker und tiefer geworden. Die 
Zeitschrift für Geopolitik soll Zeugnis von 
der Vertiefung und Verstärkung unseres 
Willens zum Verständnis der Welt ablegen. 


Karl Heinz Pfeffer Kurt Vowinckel 
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Nach Jahren kann jetzt endlich diese maßgebliche Systematik der deutschen Geo- 
politik erscheinen. Obschon ein Torso, ist das Werk in sich abgeschlossen; es gibt 
die allgemeine Geopolitik, während die spezielle Geopolitik nicht mehr vollendet 


werden konnte. 


Dies Vermächtnis eines großen Toten bietet aber wesentlich mehr als die rein 
wissenschaftliche Grundfegung einer viel angefeindeten fachlichen Disziplin. In 
der Zusammenschau natur- und geisteswissenschaftlicher Erkenntnis ergibt sich 
ein Welt- und Geschichtsbild von bezwingender Neuartigkeit, und zwar in einer 


Sprache, die gerade durch ihre Einfachheit überrascht und überzeugt. 
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Ganzheit und Gliederung — Die Naturgestalt des ‚geographischen Raumes — Die Umformung des 
geographischen Raumes durch den Menschen — Raumglieder und ihre Grenzen 


Die Wirkungen des Raumes auf den Ablauf der Geschichte 


Ansat; der Betrachtung — Der Anteil von Raumwirkungen an der geographischen Verbreitung der 
Menschheit — Der Anteil von Raumwirkungen an der Gliederung der Menschheit in politische 


Lebensformen 
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Guderian, der Schöpfer der deutschen Panzerwaffe und Gestalter 2% modernen. Kal i 


führung mit schnellen Waffen, beweist mit diesem Buch den Ruf, den er bei allen alten En 


& 


Soldaten hat, aufs neue, und diesmal mit Unterlagen, die viele Hintergründe unserer 


Kriegführung und ihres Versagens aufklären. 


Hier ist ein höherer Führer, der jederzeit zu sagen wagte, wie es wirklich aussah, Ed ge a 
auch heute kein Blatt vor den Mund nimmt. Man versteht beim Lesen des glänzend und. 
packend geschriebenen Werkes, daß dieser Mann dreimal während des Krieges Angenetneh 
wurde, teilweise nach schärfsten Auseinandersetzungen mit Hitler. Hier spricht der deüteche 


Soldat alter Prägung, und er spricht zum Frontsoldaten. 
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